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Index to Legal Citations and Abbreviations, London u.a. 1995
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3. Ergebnis 

Der unberechtigt Abgemahnte hat gegenüber dem Abmahnenden zwar theoretisch 
einen Anspruch auf Ersatz der Kosten für die Abwehr der Abmahnung. In der 
Praxis ist ein derartiger Anspruch jedoch sowohl aufgrund der rechtlichen 
Voraussetzungen als auch wegen der schwierigen Beweislage praktisch 
ausgeschlossen. Der unberechtigt Abgemahnte kann einzig und allein den 
Abmahnenden selber abmahnen und Ersatz der dadurch entstandenen Kosten 
verlangen. 
 

C. Missbrauch der wettbewerbsrechtlichen Abmahnung im Internet 

I. Darstellung des Missbrauchs anhand von Fällen 

1. Die „D“- Fälle 

a) Sachverhalt 

Die Entwicklung begann im Jahre 1997 mit den sog. „D“-Fällen. Eine Firma 
vertrieb bundesweit Computer-Software. Zu ihrer Produktpalette gehörte eine 
Reihe von CD-ROM-Titeln mit dem Präfix „D“, so z.B. „D-Info“, „D-Atlas“, D-
Hotel“ oder „D-Restaurant“. Für diese Titel bestand jeweils eine 
Markeneintragung beim Deutschen Patent- und Markenamt (DPMA).  Die Firma 
mahnte knapp sechzig Domain-Inhaber ab, deren Domain mit der Vorsilbe „D“ 
begannen, z. B. „www.d-radio.de“, „www.d-mark.de“ oder „www.d-
anzeige.de“. Sie machte geltend, dass durch die Vielzahl der „D“-Titel eine 
Serienmarke entstanden sei und verlangte Herausgabe der jeweiligen Domain. Bei 
der Abmahnung setzte sie einen Streitwert von 500.000,- DM an, so dass jeweils 
Abmahnkosten von 3.700,- DM363 entstanden. 
 

                                        
 363  Die Höhe der Abmahnkosten richtet sich nach dem jeweiligen Streitwert. Vgl. im einzelnen 

Baumbach/Hefermehl, Rdnr. 552ff. 
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b) Ältere Rechtsprechung des LG Köln 

Das LG Köln364 hielt im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes den 
Anspruch für begründet. Es bestehe aufgrund der Namensähnlichkeit eine 
Verwechselungsgefahr. Es könne nicht davon ausgegangen werden, dass der 
Geschäftsverkehr gewohnt sei, verschiedenen Anbietern mit ähnlichen 
Domainnamen im Internet zu begegnen. Dagegen spreche schon der Umstand, 
dass die Antragstellerin konsequent und weitgehend erfolgreich außergerichtlich 
gegen etwaige Mitanbieter vorgegangen sei. In weiteren Verfahren365  bestätigte 
das LG Köln diese Rechtsprechung.  

c) Stellungnahme zum Urteil des LG Köln 
Das Gericht verkennt in seinen Begründungen nicht nur die Wirkungsweise und 
die technische Seite des Internet, sondern interpretiert vor allem das 
außergerichtliche Vorgehen der Klägerseite in eklatant falscher Weise.  
 

So macht das Gericht keinerlei Ausführungen zum Aufbau einer Domain-
Adresse. Andernfalls hätte es berücksichtigen müssen, dass eine Domain-
Adresse aus maximal 24 Zeichen366 bestehen kann. Aufgrund dieser Knappheit 
der Domain-Zeichen ist es daher jedem Internet-Benutzer bewusst, dass jedes 
abweichende Zeichen einen neuen Adressaten bzw. Anbieter bedeuten kann.367   
 
In den oben genannten Fällen machte der Markeninhaber eine sog. Serienmarke 
geltend. Unter Serienmarken sind verschiedene Marken eines Markeninhabers zu 
verstehen, deren gemeinsamer Bestandteil im wesentlichen den markenrechtlichen 
Identifikationsnachweis enthält, sich aber im übrigen voneinander 

                                        
 364  LG Köln, Beschluss v.  30.12.1997, Az.: 31 O 861/97. Ebenso schon LG Hamburg, Beschluss 

v. 14.07.1997, Az.: 315 O 456/97, und Beschluss v. 10.10.1997, Az.: 315 O 632/97.  
 365  LG Köln, Urt. v. 08.01.1998, Az.: 31 O 873/97, und LG Köln, Urt. v. 20.01.1998, Az.: 31 O 

863/97.  
 366  Inzwischen sind 63 Zeichen möglich, vgl. http://www.denic.de/doc/faq/in-dex.html. 
 367  So auch das LG Berlin, NJW 1998, 3503 (3503); vgl. auch die Beispiele bei Omels, GRUR 

1997, 328 (334f.). 



 195  

 

unterscheiden.368 Nach ständiger Rechtsprechung369 sind an die Annahme einer 
Serienmarke strenge Maßstäbe anzulegen. Danach kann ein gemeinsamer 
Wortstamm schon nicht deshalb angenommen werden, weil die Marken in 
irgendwelchen Lautfolgen oder Silben übereinstimmen.370 Eine Serienmarke setzt 
somit einen unterscheidungsfähigen Kern voraus, einen sog. Serienstamm. Ein 
solcher kann jedoch nicht allein aus einem Einzelbuchstaben des Alphabets mit 
nachfolgendem Bindestrich bestehen, sondern erfordert das Hinzutreten weiterer 
Elemente.371 Einzelbuchstaben entbehren daher grundsätzlich jeglicher 
Unterscheidungskraft.372 
 

Diese Anforderungen sind in den „D“-Fällen nicht gegeben. Der Einzelbuchstabe 
„D“ weist insbesondere wegen seines Inhalts keine Unterscheidungskraft aus. 
„D“ steht - von der Firma unbestritten -  für „Deutschland“. Bei dem Wort 
„Deutschland“ handelt es sich um einen Allgemeinbegriff, dem keinerlei 
Unterscheidungskraft zukommt. Da schon das Wort in ausgeschriebener Form 
keine Unterscheidungskraft besitzt, kann dies erst recht nicht für seine verkürzte 
Form gelten. 
 

Auch die Argumentation des LG Köln, die Begründetheit lasse sich gerade in den 
vielen erfolgreichen Abmahnungen erkennen, kann nicht überzeugen. Denn das 
Gericht hinterfragt in keiner Weise, ob diese erfolgreichen Abmahnungen 
rechtlich einwandfrei waren, sondern schließt allein aus der Tatsache, dass sich 
viele Domain-Inhaber der Abmahnung unterworfen haben, auf einen materiell-
rechtlich begründeten Anspruch. 
 

                                        
 368  BGHZ 34, 299 (302) - Almglocke/Almquell; BGH, GRUR 1959, 420 (421) - Opal; DPMA, 

GRUR 1955, 154 (154f.) - Dextropur/Iverpur; Fezer, § 3 MarkenG, Rdnr. 28. 
 369  BGH, GRUR 1969, 40 (41) - Pentavenon; GRUR 1972, 549 (550) - Messinetta; 1974, 93 

(94) - Räuber; GRUR 1989, 350 (352) - Abbo/Abo; GRUR 1991, 319 (320) - 
HURRICANE.  

 370  Fezer, § 14 MarkenG, Rdnr. 225.  
 371  BPatGE 24, 84 (91); 27, 45 (50). So auch LG Düsseldorf, Urt. v. 05.11.1999, Az.: 38 O 

89/99.  
 372  BPatGE 38, 116 (119f.); 39, 29 (32f.); 39, 55 (58f.); 39, 140 (141ff.); 40, 85 (88).  
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Bei näherer Betrachtung offenbart sich die Fehlerhaftigkeit dieser Ansicht. Zum 
damaligen Zeitpunkt gab es knapp hundert „de“-Domains mit dem Präfix „D“. 
Die Firma mahnte jedoch davon nur ca. sechzig ab, ohne Differenzierung, 
„vollkommen wahllos“.373 Schon allein dieser Umstand hätte das Gericht zu einer 
intensiveren Auseinandersetzung veranlassen müssen. Zudem hätte es beachten 
müssen, dass das umsatzstärkste Produkt der Firma, das Produkt „D-Info“, seit 
1996 aufgrund gerichtlichen Verbots374 nicht mehr vertrieben werden durfte und 
insoweit keine Grundlage für eine mögliche Serienmarke bilden konnte.  
 

Darüber hinaus hätte es die Frage untersuchen müssen, ob die Angabe des 
Streitwerts mit 500.000,- DM und die daraus bedingten Abmahnkosten i.H.v. 
3.700,- DM dem Wert der Serienmarke entsprach. Auch dies tat das Gericht 
nicht. 
 
Durch das bewusst oder unbewusst hohe Ansetzen des Streitwerts wurden die 
Domain-Inhaber in zweifacher Hinsicht verunsichert. Zum einen durch die daraus 
bedingte hohe Summe von 3.700,- DM an Abmahnkosten und zum anderen - im 
Falle eines Rechtsstreits - die anfallenden Gerichts- und Rechts-anwaltskosten. 
So unterwarfen sich gerade zahlreiche kleine und mittlere Anbieter der 
Unterlassungsverfügung und bezahlten die Abmahnkosten anstatt einen 
langwierigen, kostenintensiven Rechtsstreit einzugehen, dessen Ausgang 
ungewiss erschien.375 

d) Urteil des LG Berlin / Neuere Rechtsprechung des LG Köln 

Deutliche Worte hat das LG Berlin zu all dem gefunden:   

 
„Bereits aus der Natur der Sache heraus, bedingt durch die 
Adressenenge, besteht ein Freihaltebedürfnis. Es besteht kein 

                                        
 373  In dieser Weise auch LG Berlin, NJW 1998, 3503 (3504). 
 374  OLG Karlsruhe, NJW 1997, 262. 
 375  Fichtner, Internet Professional 12/97, 20 (20); Internet Intern, D ist Topware-Eigentum.  
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vernünftiger Grund, eine derart farblose Dachmarke 
ausschließlich der Beklagten vorzubehalten.“ 

376
 

 

Und zum außergerichtlichen Verhalten des Markeninhabers äußert sich das 
Gericht wie folgt:  
 

„In der Wahllosigkeit, mit der sie ohne akuten Bedarf massiv 
gerichtlich und außergerichtlich vorgeht, wird die 
rechtsmissbräuchliche Rechtsverfolgung offenbar.“ 

377 
 

Das LG Köln hat in einer späteren Entscheidung378 diese Problembereiche z.T. 
erkannt und unter ausdrücklicher Aufhebung der bisher ergangenen 
Entscheidungen einen Anspruch der Firma abgelehnt. Es vertritt die Ansicht, dass 
dem Präfix „D“ keine besondere Kennzeichnung zukomme. Vielmehr handele es 
sich lediglich um einen beschreibenden Begriff. Damit schließt sich das LG Köln 
ausdrücklich der Meinung des LG Berlin an, wonach ein Freihaltebedürfnis an 
dem Buchstaben „D“ zu bejahen ist. 
 
Die Firma legte gegen die Entscheidung des LG Köln und die des LG Berlin 
Berufung ein. Sowohl das OLG Köln379 als auch das KG380 brachten in der 
mündlichen Berufungsverhandlung klar zum Ausdruck, dass sie der Ansicht der 
Vorinstanz folgen würden. Daraufhin nahm die Firma ihre Rechtsmittel zurück. 

e) Ergebnis 

Die „D“-Fälle sind in zweierlei Hinsicht interessant. Zum einen markieren sie den 
Anfang des rechtsmissbräuchlichen Verhaltens im Internet.  Sieben Jahre nach 

                                        
 376  LG Berlin, NJW 1998, 3503 (3503); ebenso Stadler, Anmerkung d-tel. 
 377  LG Berlin NJW 1998, 3503 (3504).  
 378  LG Köln, K&R 1999, 519. Dazu Kothoff, K&R 1999, 521 (521). 
 379  OLG Köln, mündliche Verhandlung v. 07.08.1998, Az.: 6 U 39/98.  
 380  KG, mündliche Verhandlung v. 14.12.1999, Az.: 5 U 5982/98; vgl. dazu Kuckhoff, 

Pressemitteilung. 
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der Entwicklung des World Wide Web begann sich ein rechtliches Problem im 
Internet zu entwickeln, das bis heute einer Lösung harrt.  
 
Zum anderen zeigen die „D“-Fälle den gerichtlichen Umgang mit 
internetrechtlichen Problemen. Das LG Köln urteilte in völliger Verkennung der 
technischen Umstände, als es einfach lapidar feststellte, dass der Verkehr im 
Internet nicht daran gewöhnt sei, dass verschiedene Anbieter mit beinahe 
gleichlautenden Domains auftreten.381 Auch die Argumentation, dies lasse sich 
aus dem erfolgreichen außergerichtlichen Vorgehen ableiten, zeigt die eklatante 
Verkennung internetspezifischer Problemkreise.  
 
Es wird sich im Verlauf der weiteren Untersuchung zeigen, dass diese mangelnde 
gerichtliche Auseinandersetzung durch das LG Köln keinen Einzelfall bildet, 
sondern einen Teil des Grundproblems darstellt. 

2. Die „T“-Fälle 

a) Sachverhalt 

Den „D“-Fällen sehr ähnlich gelagert sind die „T“-Fälle. Ein großes deutsches 
Telekommunikations-Unternehmen vertrieb im Jahre 1999 mehrere Produkte und 
Dienstleistungen mit den Vorsilben „T“, so z.B. „T-Punkt“, „T-Net“ usw. Für 
die einzelnen Produkte bestand eine Markeneintragung beim DPMA. Das 
Unternehmen mahnte mehrere Inhaber von Domains mit der Vorsilbe „T“ ab, u.a. 
„www.t-box.de“ und „www.t-box.com“, und machte geltend, dass aufgrund der 
Wortkombinationen ihrer Produkte und Dienstleistungen eine Serienmarke mit 
dem Präfix „T“ entstanden sei.382 

                                        
 381  Zum Verhältnis Internet und Jurisprudenz Hoeren, NJW 2000, 188f. 
 382  Siehe dazu LG München, CR 1999, 325. Vgl. auch König, c´t 17/1999, 174 (174f). 
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b) Urteil des LG Düsseldorf 

Ähnlich wie das LG Berlin im „D“-Fall lehnte das LG Düsseldorf383 den geltend 
gemachten Serienmarken-Anspruch ab.  

c) Stellungnahme / Fazit 
Das Telekommunikations-Unternehmen hätte zum einen aus den in den „D“-
Fällen ergangenen Urteilen ableiten können, dass es sich bei dem Präfix „T“ um 
keine Serienmarke handelte. Zum anderen hätte es dies spätestens seit der gegen 
sie ergangenen Entscheidung des OLG Düsseldorf384 wissen müssen. Denn dort 
stellte das Gericht eindeutig fest, dass der Buchstabe „T“ nicht Stamm einer 
Serienmarke sein kann. Dennoch ging das Telekommunikations-Unternehmen 
weiterhin gegen mehrere Domain-Inhaber außergerichtlich mit der Behauptung 
vor, dass es sich bei „T“ um eine Serienmarke handele. 
 
Nicht nur dieses Verhalten zeigt die rechtsmissbräuchliche Richtung. Die Absicht, 
die hinter der Verwendung des Rechtsmittels Abmahnung steckt, wurde beim 
Festsetzen des Streitwerts offensichtlich. Während das Telekommunikations-
Unternehmen in der außergerichtlichen Abmahnung von dem ohnehin fraglich 
hohen Streitwert von 250.000,- DM ausging, beantragte es später vor Gericht 
einen Streitwert in doppelter Höhe. Gründe für die plötzliche Verdopplung sind 
weder aus den Umständen erkennbar noch wurden sie in irgendeiner Weise vom 
Unternehmen dargelegt. Das LG Düsseldorf hat daher die Verdopplung des 
Streitwerts zurückgewiesen und bei 250.000,- DM belassen. 
 
Aus der Tatsache allein, dass von der Klägerseite versucht wurde, den Streitwert 
zu verdoppeln, lässt sich noch kein rechtsmissbräuchliches Verhalten ableiten. 
Betrachtet man jedoch die „T“-Fälle nicht isoliert, sondern bringt sie mit den 
anderen Fällen in Verbindung, so wird eine Tendenz ersichtlich: Es werden hohe 
Streitwerte angesetzt, um die Abgemahnten durch die umfangreichen Abmahn- 
und Gerichtskosten einzuschüchtern. 

                                        
 383  LG Düsseldorf, Urt. v. 05.11.1999, Az.: 38 O 89/99.  
 384  OLG Düsseldorf, Beschl. v. 29.06.1999, Az.: 20 U 116/98.  
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3. Der Fall „Webspace“ 

a) Sachverhalt 

Der Fall „Webspace“ ist das bekannteste und über die Grenzen der Internet-
Nutzer hinaus weit verbreitetste Beispiel385 für unzulässige Serienabmahnungen im 
Internet. 

Anfang Juli 1999 wurde beim DPMA die Marke „Webspace“ eingetragen.  

Der Antrag auf Eintragung wurde schon im Februar 1998 gestellt, die Eintragung 
geschah jedoch erst knapp 1 ½ Jahre später. Das lag daran, dass schon damals 
die Markenstelle des DPMA rügte, dass der Begriff „Webspace“ lediglich 
beschreibenden Charakter habe und nicht unterscheidungsfähig sei.386 Trotz 
dieser Bedenken wurde die Marke schließlich durch das DPMA eingetragen. Kurz 
darauf wurden zahlreiche Domain-Besitzer und Web-Seiten-Betreiber von dem 
Markeninhaber abgemahnt. 

b) Stellungnahme  

Der Auffassung, die zur Eintragung führte, kann nicht gefolgt werden. Denn im 
Bereich des Internet wird der Begriff „Webspace“ als Synonym für Speicherplatz 
verwendet, der für Angebote auf Servern, die mit dem Internet verbunden sind, 
bereit gestellt wird.387 Wie weit verbreitet dieser Begriff allein im 
deutschsprachigen Raum ist, zeigen bei Eingabe des Begriffs „Webspace“ die 
Hits388 deutscher Suchmaschinen. „Altavista“389 weist 181.950 Einträge,390 
„Lycos“391 40.344 auf.392  

                                        
 385  Das DPMA sah sich sogar wegen der zahlreichen Kritik dazu genötigt, am 05.08.1999 eine 

Pressemitteilung zum Fall „Webspace“ abzugeben, 
http://www.dpma.de/presse/pmitteil/pm990805.htm. 

 386  Vgl. Nachweise bei Höller, Unruhe im Webspace. 
 387  So auch Rauschhofer, Webspace 1.  
 388  Englisch für „Treffer“. Bezeichnung für den Zugriff auf eine Seite im World Wide Web. Anbieter 

von Internet-Seiten zählen meist die Zugriffe auf ihre Seiten, um festzustellen, wie stark ihr 
Angebot im Vergleich zu anderen genutzt wird.  

 389  Zu finden unter http://www.altavista.de. 
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Die angemeldete Marke besteht aus den englischen Wörtern „Web“ und 
„Space“. Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass im gesamten Online-Bereich 
Englisch die Standard-Sprache ist. Das vorangestellte „Web“ hat im Deutschen 
die Bedeutung „Netz“ und wird von den beteiligten Verkehrskreisen als 
Abkürzung bzw. Kurzform des World Wide Web verstanden. Die fast 
unendliche Anzahl von Wortkombinationen zeigt, wie dieser Begriff ein fester 
Bestandteil im Online-Bereich geworden ist, so z.B. „Website“ oder „WebPage“ 
für eine Seite im World Wide Web oder „WebMaster“ für den Entwickler und 
Betreiber von Domains. In der Literatur wird der Begriff „Webspace“ seit 1995 
ständig benutzt.393 Er ist zudem in erheblichem Umfang in die deutsche Sprache 
eingegangen.394 Er wird in mehreren Gerichtsentscheidungen395 verwendet. Somit 
wird auch von unbefangenen Dritten der Begriff „Web“ regelmäßig mit dem 
World Wide Web verbunden. Dabei gilt es insbesondere zu berücksichtigen, 
dass auf europäischer Ebene vom Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt 
schon mehr als zwei Jahre zuvor zahlreiche Marken mit der Vorsilbe „Web“ 

                                                                                                                          
 390  Getestet wurde 1997. Inzwischen sind es mehr als 700.000 Hits. Eine genaue Aufstellung findet 

sich im Webspace-Löschungsantrag wieder, vgl. Krieger, Löschungsantrag. 
 391  Zu finden unter http://www.lycos.de. 
 392  Getestet wurde 1997. Inzwischen sind es „nur“ noch 30.148 Hits. 
 393  Verwiesen sei auf die zahlreichen Fundstellennachweise im Webspace-Löschungsantrag, vgl. 

Krieger, Löschungsantrag. Ebenso Höller, Unruhe im Webspace. 
 394  Vgl. den Eintrag „Webspace“ in Langenscheidts Internet-Wörterbuch, 117.  
 395  LG Karlsruhe, Urt. v. 11.06.1997, Az.: O 7/97, KfH II, bestätigt durch das OLG Karlsruhe 

(Az.: 6 U 141/97) mit denselben Worten: „Beide Personen bieten als sogenannte Webspace 
Provider ihren Kunden Dienstleistungen im Internet dergestalt an, dass sie gegen monatliche 
Gebühr Speicherplatz auf ihren Servern anbieten und die hierzu erforderlichen Homepages 
entwerfen.“ Im Beschl. des LG Köln v. 25.06.1997, Az.: 31 O 517/97, wird im Tatbestand 
erwähnt, dass „pro zusätzlichen MB Webspace DM 2,50 berechnet werden.“ 
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aufgrund mangelnder Unterscheidungskraft nicht eingetragen wurden.396 Ein 
deutsches Urteil ist bisher nicht ergangen.397 

Der weitere Markenanteil „Space“ wird mit „Raum“, aber auch mit 
„Speicherplatz“ übersetzt. Raum bzw. Speicherplatz ist eine der technischen 
Grundvoraussetzungen, um eine Domain oder eine Homepage betreiben zu 
können. Es bedarf eines Raumes bzw. eines Speicherplatzes, auf dem die Daten 
abgelegt werden können, die weltweit abrufbar sein sollen.  

Neben der Tatsache, dass es sich um einen nicht eintragungsfähigen 
Allgemeinbegriff handelt, lassen sich aber auch aus dem Vorgehen Rückschlüsse 
ziehen. So wurden zahlreiche Abmahnungen versendet, grundsätzlich jedoch nur 
gegen kleinere Online-Anbieter.398 Branchen-größen399 dagegen blieben 
unangetastet. Bei den Abmahnungen wurde ein Streitwert von 50.000,- DM 
festgelegt, so dass Abmahnkosten i.H.v. 1.200,- DM entstanden. Zahlreiche 
Anbieter unterwarfen sich der Unterlassungs-verfügung und beglichen die 
Abmahnkosten, unabhängig davon, ob sie den geltend gemachten Anspruch für 
begründet hielten, nur um einem langwierigen Rechtsstreit aus dem Weg zu 
gehen.  

c) Urteil des LG Bochum 

Anfang Oktober 1999 kam es zur ersten gerichtlichen Entscheidung in dieser 
Angelegenheit. Im Widerspruchsverfahren gegen eine einstweilige Verfügung des 
                                        

 396  So z.B. „WEBANIMATOR“ für die Klasse 3 (Computerprogramme) am 31.07.1996 
beantragt. „WEB HOST“ für die Klasse 38 (Kommunikationsdienste, Internet) am 22.05.1996 
beantragt. „WEBREVIEW“ für die Klasse 9 (Computer) und  16 (u.a. Druckerzeugnisse 
Internet) am 19.04.1996 beantragt. „WEBSUITE“ für den Bereich 3 am 19.04.1996 beantragt. 
„WEBADMIN“ für die Klasse  9 am 16.07.1997 beantragt. „WINWEB“ für die Klassen 9 
und 38 am 16.07.1996 beantragt. Die Löschungen bzw. Nichteintragungen des 
Harmonisierungsamtes für den Binnenmarkt finden sich wieder unter http://oami.eu.int/de/as-
pects/refus.htm. 

 397  Vom OLG München MMR 1999, 548 (548) ausdrücklich offengelassen, ob die Bezeichnung 
„Web“ für den Bereich des Internet kennzeichnungskräftig bzw. freihaltebedürftig ist. 

 398  Klein, Internet World 9/1999, 52 (52).  
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Markeninhabers gab das LG Bochum400 dem Widerspruch statt. Ein Web-Seiten-
Betreiber hatte den Begriff „Webspace“ auf seinen Homepage-Seiten verwendet. 
Insbesondere legte das Gericht Wert darauf, dass der abgemahnte Gegner den 
Begriff weder als Domain-Namen noch in sonstiger Weise zu 
Wettbewerbszwecken benutze, sondern lediglich als Umschreibung.  

Zwar konnte das Gericht nicht über die Eintragungsfähigkeit des Begriffs urteilen, 
da dies allein im Löschungsverfahren durch das DPMA geschehen kann, jedoch 
betonte es in der mündlichen Verhandlung, dass es den Begriff für nicht 
eintragungsfähig halte.401 Auch könne der Markeninhaber nicht darlegen, so das 
Gericht, zu welchen Zwecken er genau die Marke benutze. Vielmehr nutze er 
allein seine formelle Rechtsstellung aus, ohne dass der Wille für eine gewerbliche 
Nutzung erkennbar sei. Offensichtlich gehe es ihm nicht darum, sich gegen einen 
Wettbewerber zu verteidigen, sondern sein Ziel sei es, die eingetragene Marke 
bloß als solche zu schützen. 

Trotz dieses gerichtlichen Hinweises betrieb der Markeninhaber seine 
Abmahnungen weiter. Inzwischen hatte sich eine Netzinitiative402 
zusammengeschlossen, die beim DPMA Antrag auf Löschung der Marke stellte. 

d)  Urteil des LG München 

Mehrere Monate später kam es zu einer weiteren gerichtlichen 
Auseinandersetzung. Diesmal hatte der Markeninhaber den jugendlichen Betreiber 
der Domain „http://www.web4space.de“ abgemahnt. Zwar hatte dieser die 
Unterwerfungserklärung abgegeben, jedoch nicht die Abmahnkosten i.H.v. 
1.200,- DM bezahlt. Daraufhin erhob der Markeninhaber Klage auf Zahlung der 
Abmahnkosten.   

                                                                                                                          
 399  So z.B. Europas größter Web-Hoster, die Strato AG (http://www.strato.de), die auf ihren 

Seiten reihenweise den Begriff „Webspace“ verwendet. 
 400  LG Bochum, NJW-CoR 2000, 47. 
 401  LG Bochum, NJW-CoR 2000, 47 (47). Vgl.  auch Rauschhofer, Webspace 2. 
 402  Wiederzufinden unter http://www.netscouts.de/host/info/abmahn.php3.  
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Das LG München403 fand noch eindeutigere Worte als schon vorher das LG 
Bochum. Bei der Abmahnung handele es sich um eine bloße Serienabmahnung 
zum alleinigen Zweck des Geldverdienens. Der Markeninhaber könne zum einen 
nicht darlegen wie er die Marke im Wettbewerb benutze, zum anderen habe er 
zudem Personen abgemahnt, die den Begriff gar nicht markenrechtlich benutzt 
hatten.404 Es sei ohne jede Differenzierung abgemahnt worden. Selbst dort, wo 
jeder vernünftige und halbwegs an einem fairen Verfahren Interessierte 
Bemühungen unterließe, durch Einsatz von Gerichten Entscheidungen zu 
erzwingen, klage der Kläger und dokumentiere hierdurch sein Kosteninteresse in 
besonders deutlicher Form. In einem solchen Fall brauche der Abgemahnte die 
Kosten nicht zu ersetzen, da die GoA als Anspruchsgrundlage in diesen Fällen 
schon vom gedanklichen Ansatz her nicht greife. Denn in diesen Fällen 
entspreche die Abmahnung nicht dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des 
Abgemahnten, vielmehr sei das genaue Gegenteil der Fall. Des weiteren verstoße 
eine etwaige Durchsetzung gegen Treu und Glauben und sei ein klarer Fall der 
unzulässigen Rechtsausübung. 

e) Löschungsentscheidung des DPMA 

Kurze Zeit später, am 18. Februar 2000, erfolgte die Löschung der Marke durch 
das DPMA.405 Das DPMA stellte fest, dass dem Begriff „Webspace“ keine 
Unterscheidungskraft zukomme, sondern es sich vielmehr um einen allgemeinen 
Begriff handele. 

Der Markeninhaber legte daraufhin Beschwerde beim BPatG ein. Ein Urteil des 
BPatG hierzu steht noch aus. Gleichzeitig verkündete der Markeninhaber bisher 
geltend gemachte Ansprüche bis zur endgültigen gerichtlichen Entscheidung 
auszusetzen.406 

                                        
 403  LG München, Urt. v. 08.12.99, Az.: 7 HK O 14840/99, JurPC Web-Dok., 

http://www.jurpc.de/rechtspr/2000016.htm, 10.03.2000. 
 404  Unter Hinweis auf das Urteil des LG Bochum, NJW-CoR 2000, 47. 
 405  Löschungsbeschluss des DPMA, K&R 2000, 298. 
 406  Dazu Höller, Löschung. 
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f) Ergebnis 

Der Fall „Webspace“ zeigt - wie schon oben die „D“- und „T“-Fälle - den 
charakteristischen Abmahnungsmissbrauch im Internet auf. Allen Fällen ist 
gemeinsam, dass kleinere Anbieter von Web-Seiten ausgesucht und dann mit 
hohen Streitwertsummen, Abmahn- und Gerichtskosten verunsichert wurden. So 
haben vor allem im Fall „Webspace“ Kleinbetriebe und Jugendliche oft die 
Abmahnungen bezahlt,407 unabhängig davon, ob sie den Anspruch für begründet 
hielten oder nicht, sondern aus der alleinigen Motivation, einen  mehrjährigen 
Rechtsstreit zu vermeiden. 

Anders als in den „D“- und „T“-Fällen war Ausgangspunkt hier nicht der Fehler 
eines Gerichts, sondern die Fehleintragung durch das DPMA. Die Urteile des LG 
Bochums und des LG Münchens und der Löschungsbeschluss des DPMA 
weisen in eine klare juristische Richtung. Jedoch gilt es zu berücksichtigen, dass 
der Löschungsbeschluss des DPMA noch nicht rechtskräftig ist. Es werden noch 
Jahre vergehen, bis eine Entscheidung des BPatG vorliegt, gegen die wiederum 
letztinstanzlich beim BGH Rechtsmittel eingelegt werden kann.408 Bis dahin bleibt 
der Eingetragene formal Inhaber der Marke. Diese nach wie vor unsichere 
Rechtslage stellt den Nährboden für weitere Abmahnungen dar.409 

4. Der Fall „Site Promotion“ 

a) Sachverhalt 

Ein weiterer Fall ist „Site Promotion“. Das DPMA trug im Juli 1998 die Marke 
„Site Promotion“ ein. Daraufhin mahnte der Markeninhaber zahlreiche Domain- 
und Web-Seiten-Betreiber ab, die den Begriff auf ihren Seiten verwendeten. In 
diesem Fall ist bisher keine Entscheidung eines deutschen Gerichts ergangen.  

                                        
 407  Rossenhövel, Webspace; Schneider, Reihenweise abkassiert.  
 408  Eine ähnlich kritische Sichtweise vertritt Höller, Löschung; Spiegel-Online, Patentamt verfügt 

Löschung.  
 409  Stadler, Anmerkung Webspace.  
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b) Stellungnahme 

„Site Promotion“ ist ein weiterer Fall aus der Reihe, dass allgemeine Begriffe als 
Marke eingetragen werden und ihre Benutzung dann abgemahnt wird. Es handelt 
sich dabei um eine im Internet weit verbreitete Beschreibung. Darunter wird die 
Tätigkeit bzw. die Dienstleistung verstanden, die Web-Präsenz eines 
Unternehmens zu exponieren, d.h. professionelle Online-Werbung für ein 
Unternehmen.410 Diese Tätigkeit wird in Deutschland seit etwa 1995 betrieben, 
also schon lange Zeit vor der Markeneintragung.411 
 
Der Begriff besteht aus zwei Teilen, „Site“ und „Promotion“. Dabei ist „Site“ die 
gebräuchliche Abkürzung für „Web-Site“, einem verbreiteten Allgemeinbegriff 
aus dem Online-Bereich. Interessant sind in diesem Zusammenhang die 
Entscheidungen des Harmonisierungsamts für den Binnenmarkt zur Eintragung 
der Begriffe „SITEPUBLISHER“412 und „SITEPRODUCER“413 als EU-Marken. 
Sowohl „SITEPUBLISHER“ als auch „SITEPRODUCER“ wurden mangels 
Eintragungsfähigkeit abgelehnt. Das Harmonisierungsamt führt im Fall 
„SITEPUBLISHER“ aus:  
 

„A SITE has a meaning relating to a location on the internet and 
applied to the goods in class 9, which could write or publish 
locations on or relations to the internet, this mark is considered 
descriptive and non-distinctive.“ 

414
 

 

Zur Unterscheidungsfähigkeit des Worts „SITE“ äußert sich das Gericht dabei 
wie folgt:   
 

                                        
 410  So Schwickert/Arnold, Arbeitspapiere. 
 411  Der Herausgeber eines Marketing-Newsletters (http://www.netpromotions.de) benutzt diesen 

Begriff seit 1995 als Beschreibung seiner Tätigkeit. Die Online-Publikation „NetMarketing“ 
(http://www.netpromotions.de/netmarketing) nutzt den Begriff seit Mai 1997. 

 412  Online wiederzufinden unter http://www.oami.eu.in/de/marque/decisappael/ decis108-98.htm. 
 413  Online wiederzufinden unter http://www.oami.eu.in/de/marque/decisappael/ decis107-98.htm. 
 414  Entscheidung des Harmonisierungsamts für den Binnenmarkt im Fall „SITEPUBLISHER“, 

http://www.oami.eu.in/de/marque/decisappael/decis108-98.htm. 
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„The word ‘Site’ as it defined in the Glossary of Internet Terms is 
a broader term than ‘WebSite’. (...) The word ‘Site’ or 
‘Publisher’, alone or combined, must remain freely avaible to 
everyone and cannot be the subject of monopolistic or exclusive 
rights in favour of trade marks applicant.“ 

415
 

 
Zwar kommt den Entscheidungen des Harmonisierungsamts für die nationale 
Markeneintragung keine Bedeutung zu, jedoch lassen sich aus der Argumentation 
und der Sichtweise des Amtes Rückschlüsse auch für die Eintragungsfähigkeit 
des Begriffs „Site Promotion“ in Deutschland ziehen. Bei dem Begriff „Site“ 
handelt es sich somit um die Kurzform für „Web-Site“, einem Standard-Begriff 
aus dem Online-Bereich. Das gleiche gilt für „Promotion“. „Promotion“ bedeutet 
nichts anderes als Werbung. Gerade im Bereich des E-Commerce ist der Begriff 
ein häufig verwendetes Wort. 
 
Somit kommt weder dem Wortteil „Site“ noch dem Teil „Promotion“ 
Unterscheidungsfähigkeit zu. Vielmehr handelt es sich um zwei 
zusammengesetzte Allgemeinbegriffe, aus denen sich auch kein neues, 
unterscheidungskräftiges Wort bilden lässt, sondern wiederum nur ein 
Allgemeinbegriff.416 

5. Der Fall „@“ 

a) Sachverhalt 

Im Jahre 1999 ließ sich eine Firma das Zeichen „@“, den sog. „Klammeraffen“, 
geschmackmusterrechtlich für alle Druckerzeugnisse registrieren.417 Es handelte 
sich dabei um einen Standard-Ausdruck des „@“-Zeichens in der Schriftart 
„Times New Roman“.418 Kurze Zeit später verlangte der Musterinhaber von 
                                        

 415  Entscheidung des Harmonisierungsamtes für den Binnenmarkt im Fall „SITEPUBLISHER“, 
http://www.oami.eu.in/de/marque/decisappael/decis108-98.htm.  

 416  So auch das Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt im Fall „SITEPUBLISHER“, 
http://www.oami.eu.in/de/marque/decisappael/decis108-98.htm. 

    417 Geschmackmusterblatt, Heft 12, v. 25.06.1999.  
    418  Vgl. dazu Internet World, Der Wahnsinn greift um sich.  
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mehreren führenden Zeitungen und Zeitschriften eine Lizenz von 0,10 DM pro 
Exemplar.419 

b) Stellungnahme 

Der „@“-Fall lässt sich nahtlos in die Missbrauchs-Reihe einordnen, dass 
allgemeine Internet-Begriffe geschützt werden und dann ihre Benutzung 
abgemahnt wird. 
 
Dass es sich bei „@“ um einen Allgemeinbegriff  bzw. -symbol handelt, ist mehr 
als offensichtlich. Das „@“-Zeichen ist mit dem Internet-Dienst E-Mail 
untrennbar verbunden. E-Mail ist ein 1971 entwickelter Dienst und stellt das 
Internet-Pedant zum Briefversand dar. Dabei wird die weltweite Vernetzung 
genutzt, um  auf diesem Wege elektronische Nachrichten innerhalb von 
Sekundenbruchteilen zu versenden. E-Mail ist mit großem Abstand der 
meistgenutzte Dienst des Internet.420 Um E-Mail nutzen zu können, benötigt man 
eine E-Mail-Adresse. Eine solche Adresse besteht dabei aus zwei Teilen: Der 
Benutzerkennung421 und dem Namen des jeweiligen Internet-Servers. Diese 
beiden Teile werden durch das „@“-Zeichen (ausgesprochen „ät“, engl. für 
„bei“) miteinander verbunden. Eine E-Mail-Adresse ohne „@“  gibt es daher 
nicht. Somit handelt es sich bei dem „@“-Zeichen um ein Allgemein-Symbol.422 
 
Neben dem schon bisher Bekannten, weist dieser Fall noch eine Besonderheit 
auf. Anders als in den vorherigen Fällen handelt es sich um keine Marken-, 
sondern um eine Geschmackmustereintragung.  Im Gegensatz zu den Fällen bei 
Markeneintragungen handelt es sich beim Geschmackmusterrecht um ein sog. 
ungeprüftes Recht. Das DPMA prüft nicht, ob die materiell-rechtlichen 
Schutzvoraussetzungen vorliegen, sondern nur, ob die verfahrensrechtlichen zu 

                                        
    419 Dazu Barth, Lücken im MarkenG; Handelsblatt, Schnelle Mark; Internet World, Der 

Wahnsinn greift um sich.  
    420 Fast 95% der Internet-Nutzer gebrauchen diesen Dienst, vgl. Hoeren, Rdnr. 12, und 

Schlenig/Wetzig, 35 (41) m.w.N.  
    421 Meist ein Kürzel des Vornamens und der ausgeschriebene Nachname.  
    422  BPatG, CR 2000, 841 (842).  



 209  

 

bejahen sind (sog. Anmelde-System).423 Liegen diese vor, trägt das DPMA das 
beantragte Geschmackmuster ein, ohne zu prüfen, ob es sich um ein neues, 
eigentümliches Erzeugnis i.S.d. § 1 Abs. 2 GeschmMG handelt (§ 10 Abs. 2 S. 2 
GeschmMG). Erst in einem Streitfall (Löschungs- oder Verletzungs-verfahren) 
wird eine Prüfung vorgenommen.424 D.h., erst im Verletzungsprozess wird 
berücksichtigt, dass das Geschmackmuster bei der Anmeldung eventuell gar 
nicht eintragungsfähig war. 
 
Gemäß § 1 Abs. 2 GeschmMG werden nur neue, eigentümliche Erzeugnisse 
geschützt. Ein Muster ist nur dann als neu anzusehen, wenn es im Zeitpunkt der 
Anmeldung den inländischen Fachkreisen weder bekannt war noch bei 
zumutbarer Beachtung einschlägiger Gestaltung bekannt sein konnte. Es muss 
sich in seiner Gesamtwirkung von Bekanntem unterscheiden.425 Maßgebend ist 
der Zeitpunkt der Musteranmeldung. Das Zeichen „@“ erfüllt diese 
Voraussetzung der Neuheit noch nicht einmal im Ansatz. E-Mail und somit auch 
das „@“-Zeichen werden täglich millionenfach weltweit genutzt. 
 
Ein juristischer Laie wird sich der feinen Unterschiede nicht bewusst sein, ob es 
sich um eine Marken- oder Geschmackmustereintragung handelt.426 
Aufgeschreckt durch die „D“-Fälle und „Webspace“ haben sich viele kleine und 
mittlere Internet-Unternehmen über das Markenrecht informiert bzw. durch die 
breite Berichterstattung erfahren, dass eine Eintragung beim DPMA nicht ohne 
vorherige materiell-rechtliche Prüfung geschieht. Dass dies in den 
Geschmackmuster-Fällen gerade nicht der Fall ist, wird dem kleinen oder 
mittleren Internet-Unternehmen verschlossen bleiben. Es sei denn, es lässt sich 
allgemein juristisch beraten, was aus Kostengründen selten der Fall sein wird.427  
 
Ebenso wird dem betreffenden Internet-Unternehmen unbekannt bleiben, dass 
das Gericht bei einem Geschmackmuster die Prüfung der materiell-rechtlichen 

                                        
    423  Nirk/Kurtze, § 10 GeschmMG, Rdnr. 9.  
    424  Ernsthaler, 143.  
    425 BGH, GRUR 1969, 90 (90f.) - Rüschenhaube; Hubmann/Götting, 232 m.w.N.  
    426 Dazu ausführlich Haßpien, Der Fall @. 
 427  Handelsblatt, Schnelle Mark.  
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Eintragungsfähigkeit selber vornimmt. Das Unternehmen wird, in Kenntnis der 
Entscheidungen zum Fall „Webspace“, vielmehr davon ausgehen, dass eine 
derartige Überprüfung nur im Löschungsverfahren möglich ist und daher 
annehmen, dass es aufgrund der formalen Eintragungsposition des Geschmack-
musterinhabers jederzeit Adressat einer einstweiligen Verfügung sein kann. 
Aufgrund dieser irrigen Annahme besteht die Gefahr, dass ein kleines oder 
mittleres Internet-Unternehmen sich sofort dem geltend gemachten Anspruch 
unterwirft, unabhängig davon, ob es ihn für berechtigt hält oder nicht. 

6. Weitere Fälle 

Bei den dargestellten Fällen handelt es sich um keine Einzelfälle, sondern um ein 
grundlegendes, immer wiederkehrendes Phänomen. Dies belegen die fast täglich 
neu bekannt werdenden Fälle. In diesem Zusammenhang sei nur auf die Fälle 
„Electronic Commerce“,428 „Emoticon“,429 „Explorer“,430 „Flaterate“,431  
„http://www.cyberlaw.de“,432 „Internet“,433 „MP3“434 und „Scout“435 
verwiesen.436 

                                        
 428  Markenlöschungsbeschluss des DPMA v. 12.01.1999, Geschäftszeichen S36/98, Löschung 

395 10721.0/42. Vgl. auch die Anmerkung von Zimmermann, Internet World 11/1999, 135 
(135). 

   429  Lenger, Emoticon; PC Welt News, Emoticon.    
 430  Borchers, Auf Sand gebaut; Gongoslky, Recht(s) vor Links; Grollmann/Nagel, Internet 

World, 2001, 14f.; Hansen, Markenschutz im Web; Schönert, Stern 21/2000, 244 (244f.) 
 431  Internet World, Flaterate als Markenname.  
 432  Löschungsbeschluss des BPatG, K&R 2000, 296. 
 433  Damaschke, Spekulanten. 
 434  Bleich, c´t 8/2000, 48 (48). Vgl. dazu auch die Pressemitteilung des Markenanmelders, 

http://www.hypermedia.de/PresseEK.htm. 
 435  Vgl. dazu die umfangreichen Nachweise unter http://ww.gebuehren-scout.de/Recht/recht.html.  
 436  Aktuelle Fälle sind unter http://www.markengrabbing.de zu finden.  
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II. Systematisierung der Fälle 

1. Eingliederung in das Missbrauchs-Schema 

Wie oben erläutert437 liegt ein Missbrauch immer dann vor, wenn ein Recht zu 
einem anderen Zweck ausgeübt wird, als zu dem es von der Rechtsordnung 
vorgesehen wurde. Dabei wurde zwischen drei relevanten Missbrauchsformen 
unterschieden. Im folgenden gilt es zu klären, ob die beschriebenen Internet-Fälle 
unter eine oder mehrere dieser Formen gefasst werden können. 

a) Kostenerzielungsabsicht 

Eine Abmahnung ist unter anderem immer dann rechtsmissbräuchlich, wenn die 
Erzielung von Einnahmen der beherrschende Zweck der Rechtsverfolgung ist und 
die Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs nur als Vorwand für eine 
gewinnbringende Abmahntätigkeit dient. Das anschaulichste Beispiel in dieser 
Hinsicht stellt der Fall „Webspace“ dar. Die Entscheidung des LG Bochum438 
zeigt, dass der Abmahnende wahllos und undifferenziert vorgegangen ist. Mit 
dem Institut der wettbewerbsrechtlichen Abmahnung ist nur die Verfolgung von 
Personen möglich, die das abgemahnte Verhalten im geschäftlichen Verkehr zu 
Zwecken des Wettbewerbs vorgenommen haben. Ein solches geschäftliches 
Verhalten liegt aber nur dann vor, wenn  das Handeln dem Abschluss von 
Geschäften dient.439 Im Fall des LG Bochum wurde jedoch eine Privatperson 
abgemahnt. Das Gericht stellte in seiner Entscheidungsbegründung fest, dass der 
Begriff weder als Domain-Name noch in sonstiger Weise zu 
Wettbewerbszwecken verwendet wurde.  

 

                                        
 437  Vgl.oben 211ff. 
 438  LG Bochum, NJW-CoR 2000, 47.  
 439  Baumbach/Hefermehl, Allg., Rdnr. 6; UWG-GK-Schünemann, Einl., Rdnr. D 81ff.  
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Auch der Sachverhalt, der dem Urteil des LG München440 in Sachen 
„Webspace“ zugrunde lag, weist unmissverständlich in diese Richtung. Zwar 
handelte es sich diesmal bei dem Abgemahnten um einen Wettbewerber, so dass 
eine Abmahnung grundsätzlich möglich gewesen wäre. Die konkreten Um-stände 
des Einzelfalls aber legten offen, dass es sich um eine bloße Serien-abmahnung 
zum alleinigen Zweck des Geldverdienens handelte. Das Gericht stellte in seiner 
Urteilsbegründung fest, dass vom Kläger selbst dort abgemahnt wurde, wo jeder 
vernünftig und halbwegs an einem fairen Verfahren Interessierte Bemühungen 
unterlassen hätte, durch Einsatz von Gerichten Entscheidungen zu erzwingen.  

Dem Abmahnenden ging es im Fall „Webspace“ somit nicht darum, dem 
vermeintlichen Störer die begangene Wettbewerbsverletzung aufzuzeigen, um 
diese zu beseitigen, sondern nur um die Erzielung von Einnahmen. Der Fall 
„Webspace“ stellt somit das Parade-Beispiel für das Missbrauchskriterium 
Kostenerzielungsabsicht dar. Eine ähnliche Richtung weisen auch die „D“-Fälle, 
„Site Promotion“ und „@“441 auf. 

b) Hinterhaltsmarken 

Ein weiterer Missbrauch liegt in den Fällen der sog. „Hinterhaltsmarken“ vor. Ein 
wichtiges Indiz für eine Hinterhaltsmarke ist das bereits bei Marken-anmeldung 
fehlende schlüssige Gesamtkonzept. Der Markenanmelder hat häufig für eine 
Vielzahl von Waren und Dienstleistungen die Marke angemeldet, nutzt diese aber 
nicht. 

Im Fall „Webspace“ konnte der Abmahnende weder vor dem LG Bochum442 
noch vor dem LG München443 substantiiert vortragen, zu welchem Zweck er die 

                                        
 440  LG München I, Urt. v. 08.12.99, Az.: 7 HK O 14840/99, JurPC Web-Dok., 

http://www.jurpc.de/rechtspr/2000016.htm, 10.03.2000. 
 441  Im „@“-Fall geschah die Kostenerzielungsabsicht nicht durch eine Abmahnung, sondern durch 

Geltendmachen von Lizenzen. 
 442  LG Bochum, NJW-CoR 2000, 47.  
 443  LG München I, Urt. v. 08.12.99, Az.: 7 HK O 14840/99, JurPC Web-Dok., 

http://www.jurpc.de/rechtspr/2000016.htm. 
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Marke nutzt. Auch auf seiner Homepage444 sind circa ein Jahr nach Eintragung 
keine weiteren Hinweise erkennbar.  

Auch im Fall „Site Promotion“ sind auf der Web-Seite445 des Markeninhabers 
fast keinerlei Informationen zu finden. Die Marke „Site Promotion“ wurde u.a. 
zum „Erstellen, Veröffentlichen und zur Herausgabe von individuellen 
Computerprogrammen, auch im Internet“ eingetragen. Zwei Jahre nach der 
Markenanmeldung findet sich auf der Webseite lediglich eine HTML-Seite 
wieder, auf der die Begriffe „fortschrittliches  Online-Marketing, innovative 
Mediaplanung,  professionelle EDV-Beratung und  individuelle   
Programmiertätigkeiten“  ohne jede nähere Information oder Produktbe-
schreibung einfach untereinander angeordnet sind. Die Angabe von Preisen fehlt 
völlig. Lediglich in der oberen Hälfte der Seite befindet sich das Wort „Site 
Promotion“. 

In beiden Fällen hat der Markeninhaber auch nach einem längeren Zeitraum nach 
Markeneintragung nicht den Versuch unternommen, diese wirtschaftlich zu 
nutzen. Es wurden vielmehr vorgeschobene Web-Seiten produziert, deren Inhalte 
und Informationsgehalt gering waren oder ganz fehlten. Eine Eingliederung in ein 
schlüssiges Gesamtkonzept ist nicht erkennbar, so dass sich die Annahme einer 
Hinterhaltsmarke aufdrängt. 

c) Individuelle Behinderung 

Im Zusammenhang mit dem Missbrauchskriterium der individuellen Behinderung 
sind vor allem die „D“- und „T“-Fälle zu nennen.  

Im „D“-Fall machte die abmahnende Firma eine Serienmarke geltend, da sie 
Inhaberin mehrerer Einzelmarken mit der Vorsilbe „D“ war. Der geltend gemachte 
Anspruch war von vornherein offensichtlich unbegründet. Aus dem bloßen 
Geltendmachen von unbegründeten Ansprüchen kann noch nicht zwingend auf 
das Vorliegen eines Rechtsmissbrauchs geschlossen werden. Berücksichtigt man 

                                        
 444  Http://www.t-online.de/home/kthielker/webspace.htm.  
 445  Http://www.sitepromotion.de.  
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jedoch wie massiv und wahllos die Firma außergerichtlich versuchte ihren 
Anspruch durchzusetzen, wird hierin die missbräuchliche Rechtsverfolgung 
offensichtlich.446  

Auch der „T“-Fall weist in die identische Richtung. Das größte deutsche 
Telekommunikations-Unternehmen versuchte mit von vornherein offen-sichtlich 
unbegründeten Ansprüchen die Abtretung bestimmter Domains mit der Vorsilbe 
„T“ zu erzwingen. Welche Absicht hinter dem Verhalten des Unternehmens 
steckte, wurde ersichtlich, als sich ein Domain-Inhaber gegen die Abmahnung 
wehrte. Ohne Begründung erhöhte das Unternehmen die veranschlagte 
Streitwertsumme von 250.000,- DM auf 500.000,- DM und klagte. Dem 
Unternehmen lag nicht an einer gütlichen, außergerichtlichen Einigung. Alleiniger 
Zweck der Abmahnung war die Besitzerlangung der Domain. Durch die 
Erhöhung der Streitwertsumme ergab sich für den Domain-Inhaber ein erhöhtes 
Kostenrisiko, das ihn zur Übertragung der Domain zwingen sollte. 

Sowohl die „D“-Fälle als auch der „T“-Fall zeigen die Tendenz, dass gerade 
Großunternehmen, die sich nicht rechtzeitig um die Sicherung bestimmter 
Domains gekümmert haben, nun mit allen Mitteln versuchen, doch noch an die 
von ihnen begehrten Domains zu gelangen.447 

2. Ergebnis 

Die Subsumtion unter die einzelnen Missbrauchsgruppen ergibt, dass auch im 
Internet ein Missbrauch der wettbewerbsrechtlichen Abmahnung existiert. Dabei 
sind vor allem die Fälle der Kostenerzielungsabsicht, der Hinterhalts-marke und 
der individuellen Behinderung zu nennen. 

 

                                        
 446  So auch das LG Berlin, NJW 1998, 3503 (3504). 
 447  Vgl. die Pressemitteilung der Kanzlei Weinknecht v. 26.11.1999, 

http://www.weinknecht.de/pmt-box.htm. 
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III.  Besonderheiten des Missbrauchs im Internet 

Im folgenden soll nun geklärt werden, ob der oben festgestellte Missbrauch im 
Bereich des Internet spezifische Besonderheiten aufweist.  

1. Streitwert-Ermittlung 

a) Im allgemeinen  

aa) Das Grundproblem 

Es ist allgemein bekannt, dass die Streitwertbemessung im Wettbewerbsrecht 
vielfach als taktisches Mittel eingesetzt wird, um einen Prozessgegner von einer 
Rechtsverteidigung abzuhalten.448 Vor allem kleine und mittlere Unternehmen 
werden durch die Kostenlast oftmals zum Nachgeben gezwungen.449  

Diese Gefahr wird noch durch eine großzügige Streitwertbemessungspraxis der 
Gerichte verstärkt.450 Gerade bei kleineren Wettbewerbsverstößen werden die 
Streitwertsummen häufig überbewertet.451 Bei wettbewerbsrechtlichen 
Streitigkeiten liegt die Streitwertsumme im Durchschnitt höher als bei sonstigen 
Zivilverfahren.452  

Nicht zu übersehen sind zudem erhebliche territoriale Unterschiede bei der 
Festsetzung von Streitwerten. In diesem Zusammenhang ist die Untersuchung des 
Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales Patent-, Urheber- und 
                                        

 448  Baumbach/Hefermehl, § 23a UWG, Rdnr. 1; Borck, WRP 1978, 435 (435); Köhler/Piper, 
§ 23a UWG, Rdnr. 1; Schneider, MDR 1984, 544 (546); Traub, WRP 1982, 557 (557); 
Ulrich, GRUR 1989, 401 (405); UWG-GK-Jestaedt, § 23 a UWG, Rdnr. 6. 

 449  Baumbach/Hefermehl, § 23a UWG, Rdnr. 1; Zöller, WRP 1994, 156 (164).  
 450  Baumbach/Hefermehl, § 23a UWG, Rdnr. 1; Teplitzky, Kap. 49, Rdnr. 2 und UWG-GK-

Jestaedt, Vor §§ 23 a, 23 b UWG, Rdnr. 2, weisen daraufhin, dass die Gerichte häufig die 
Streitwertangaben des Klägers ungeprüft übernehmen. Zum Selbstverständnis der Gerichte in 
dieser Hinsicht Herr, MDR 1985, 187 (188f.). 

 451  Vgl. dazu Protokoll der 81. Sitzung des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestags v.  
23.04.1986, Anlage, 278. 

 452  Ulrich, GRUR 1989, 401 (405). Ob daraus auf eine überhöhte Streitwertsummenpraxis zu 
schließen ist, ist umstritten. 
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Wettbewerbsrecht aus dem Jahre 1980453 aufschlussreich.  Bei einer Überprüfung 
von Akten der LG München, Stuttgart, Düsseldorf und Hamburg - alles Gerichte, 
die als besonders „wettbewerbserfahren“454 gelten - zeigten sich starke 
Differenzen in der Streitwertbemessung vergleichbarer Sachverhalte. So reichten 
die festgesetzten Streitwerte von 10.000,- DM (München) bis zu 250.000,- DM 
(Hamburg). Die Untersuchung ergab ein eindeutiges geographisches 
Streitwertgefälle. So lagen die Streitwerte in Hamburg deutlich höher als in 
München und Düsseldorf.  

Die Rechtsprechung zu Fragen des Streitwerts im Wettbewerbsrecht ist demnach 
widersprüchlich und gegensätzlich. Vergleichbare Fälle werden sehr 
unterschiedlich behandelt.455 Es ist Ulrich456 zuzustimmen, wenn er meint, dass 
dem Rechtsuchenden die Streitwertpraxis oft als willkürlich und unberechenbar 
erscheint. 

bb) Geschichtliche Entwicklung 

Dem Gesetzgeber ist die Problematik bei der Ermittlung des Streitwerts und 
deren taktische Ausnutzung schon seit längerer Zeit bekannt. Zum ersten Mal 
versuchte er Mitte der sechziger Jahre dieses Problem durch Einfügung des § 23 
a UWG a.F.457  zu lösen. 

(1) § 23 a UWG a.F. 

Vorbild des § 23 a UWG a.F. war § 53 PatG.458 § 53 PatG wurde 1936 in das 
PatG eingefügt. In der Begründung zu § 53 PatG heißt es wie folgt:  

 

                                        
 453  Kur, Streitwert und Kosten in Verfahren wegen unlauteren Wettbewerbs, Köln 1980. 
 454  Pastor/Ahrens-Ulrich, Kap. 44, Rdnr. 5  
 455  Ulrich, GRUR 1984, 177 (183); Pastor/Ahrens-Ulrich, Kap. 44, Rdnr. 5; Radandt, WRP 

1975, 137 (137); Schott, WRP 1969, 176 (177); Teplitzky, Kap. 49, Rdnr. 2.  
 456  Ulrich, GRUR 1984, 177 (178).  
 457  Eingefügt als § 23 a UWG a.F. = § 23 b UWG n.F.  
 458  Seit einer Gesetzesänderung im Jahre 1981 nunmehr § 144 PatG.  
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„Die Erfahrung hat gelehrt, dass beim Streit um die Frage einer 
Patentverletzung nicht selten das wirtschaftliche Übergewicht der 
einen über die andere Partei einer gerechten Lösung hinderlich 
ist, weil es der weniger bemittelten Partei nicht möglich ist, das 
mit der Einlassung in einem Patentprozess verbundene 
Kostenrisiko zu übernehmen. Sie sieht sich infolgedessen zum 
Eingehen eines ungünstigen Vergleiches genötigt.“ 459 

Im Jahre 1965 wurde auch das UWG dahingehend geändert und § 23 a UWG 
a.F. eingefügt.460 In der Begründung des Gesetzes461 wird betont, es sei auch auf 
dem Gebiet des Wettbewerbsrechts typisch, dass sich das wirtschaftliche Über-
gewicht einer Partei ähnlich auswirke wie in Patentfällen.  

§ 23 a UWG a.F. eröffnete die Möglichkeit, auf Antrag einer Partei einen 
Teilstreitwert festzusetzen, sofern die Belastung mit den Prozesskosten nach dem 
vollen Streitwert eine wirtschaftliche Gefährdung bedeuten würde.462 Der 
Teilstreitwert richtete sich in einem solchen Fall allein nach der finanziellen 
Situation der Partei, die den entsprechenden Begünstigungsantrag gestellt hat. 
Unterliegt diese Partei, hatte sie lediglich die Gerichtskosten  und die 
beiderseitigen Anwaltskosten nach dem festgesetzten Teilstreitwert zu entrichten. 
Der Prozessgegner, der obsiegte, hatte dann die Differenz der beiden 
Anwaltskosten zwischen Teil- und Normalstreitwert selbst zu tragen. Gewann 
dagegen die begünstigte Partei, fielen der anderen Partei sämtliche Kosten nach 
dem vollen Streitwert zur Last. Die h.L.463 lehnte diese Regelung wegen 
verfassungsrechtlicher Bedenken weitgehend ab. 

 

                                        
 459  Amtl. Begr.: Bl. f. PMW 1936, 103 (115).  
 460  Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, des 

Warenzeichengesetzes und des Gebrauchsmustergesetzes v. 21.07.1965, BGBl. I, 625. 
 461  BR-Drucks. 140/64, 6.  
 462  Pastor, WRP 1965, 271 (272f.); Rogge, WRP 1964, 336 (338).  
 463  Borck, WRP 1978, 161 (162ff.); WRP 1987, 429 (429f.); Deutsch, GRUR 1978, 19 (19); 

Lambsdorff/Kanz, BB 1983, 2215 (2216ff.); Melullis, Rdnr. 850; Traub, WRP 1982, 557 
(558f.); Ulrich, GRUR 1984, 177 (183); Wilke, WRP 1978, 581 (588). 
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§ 23 a UWG a.F. hat jedoch nie praktische Bedeutung erlangt. Das Ziel des 
Gesetzgebers, finanziell schwachen Parteien eine Prozessführung zu ermöglichen, 
ist nicht erreicht worden.464 Denn der Gesetzgeber hat verkannt, dass sich - auch 
oder gerade kleine und mittlere - Gewerbetreibende scheuen, ihre wirtschaftlichen 
Verhältnisse offen zu legen.465 Mancher Partei, zu deren Gunsten die Festsetzung 
eines Teilstreitwerts in Frage gekommen wäre, hat es zudem als unangemessen 
empfunden, dass sich die Gebühren des eigenen Rechtsanwalts im Falle einer 
Bewilligung des Teilstreitwertes nach dem Erfolg des Rechtsstreits richten.466 Im 
übrigen ist davon auszugehen, dass vielen Parteien niemals bekannt oder bewusst 
geworden ist, möglicherweise eine Streitwertbegünstigung erreichen zu können.467 
Auch zeigte sich bei der Anwendung durch die Gerichte ein starkes 
geographisches Gefälle.468 Je nachdem, wo der Prozess geführt wurde, bejahte 
ein Gericht die Voraus-setzungen des § 23 a UWG a.F. oder nicht. Es handelte 
sich um bloßen Zufall, wenn die finanziell schwächere Partei in den Genuss der 
Regelung kam. 

(2) § 23 a UWG n.F. 

Die im Jahre 1986 vorgenommene Einfügung469 eines neuen Paragraphen als § 23 
a UWG n.F. zeigt deutlich, dass sich die an § 23 a UWG a.F. geknüpften 
Erwartungen nicht erfüllt haben. Aus § 23 a UWG a.F. wurde § 23 b UWG n.F. 
Gemäß § 23 a UWG n.F. sollte  bei der Streitwertfestsetzung nunmehr 
wertmindernd berücksichtigt werden, wenn die Sachen einen geringen Umfang 
haben oder eine Belastung der Parteien mit den Prozesskosten nach dem vollen 
Streitwert angesichts ihrer Vermögens- und Einkommensverhältnisse nicht tragbar 

                                        
 464  Von Falckenstein, Rdnr. 161, 239; Kur, 104; Ulrich, GRUR 1984, 177 (183); GRUR 1989, 

401 (402); Taub, WRP 1982, 557 (557);  Pastor/Ahrens-Ulrich, Kap. 44, Rdnr. 2. 
 465  Ulrich, GRUR 1989, 401 (402). 
 466  Ulrich, GRUR 1984, 177 (183).  
 467  Ulrich, GRUR 1989, 401 (402).  
 468  Ulrich, GRUR 1984, 177 (183). Vgl. auch den Entwurf zu einer UWG-Reform aus dem Jahr 

1982, BR-Drucks. 60/82, 31.  
 469  Gesetz zur Änderung wirtschafts,- verbraucher-, arbeits- und sozialrechtlicher Vorschriften v. 

25.07.1986, BGBl. I, 1169.  
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erscheint.470 Die Neuregelung beruht auf dem Umstand, dass sich nach wie vor 
kleine und mittelständische Unternehmen in wettbewerbsrechtlichen Streitigkeiten 
hohen Streitwertfestsetzungen gegenübersahen.471  

Die Bedeutung von § 23 a UWG n.F. ist gering geblieben.472 Bei § 23 a UWG 
n.F. sind die identischen Probleme wie bei § 23 a UWG a.F. aufgetreten. 
Gewerbetreibende scheuen sich, ihre finanziellen Verhältnisse, d.h. ihre 
wirtschaftliche Schwäche, zu offenbaren.473 Auch bei § 23 a UWG n.F. kam es 
hinsichtlich der einzelnen Urteile zu einem geographischen Gefälle, so dass es 
weiterhin reiner Zufall ist, ob eine finanziell schwache Partei in den Genuss der 
Regelung kommt.  

Gegen § 23 a UWG n.F. spricht auch, dass sowohl die bedürftige als auch die 
finanzstarke Partei zu Lasten der Staatskasse und des Prozessbevollmächtigten 
begünstigt werden.474 Auch besteht die Gefahr, dass finanzschwache 
Wettbewerber von anderen rechtsmissbräuchlich vorgeschoben werden.475 

cc) Gegenwärtiger Stand 

Auch 35 Jahre nach Einführung der ersten gesetzlichen Regelung besteht im 
Wettbewerbsrecht das nach wie vor grundsätzliche Problem, dass die 
Streitwertbemessung gegen finanziell schwächere Prozessgegner als taktisches 
Mittel eingesetzt wird, um sie von einer gerichtlichen Rechtsverteidigung 
abzuhalten. Die §§ 23 a und b UWG n.F. haben aus unterschiedlichen Gründen 
kaum oder nur sehr geringe praktische Bedeutung erlangt und das Problem noch 
nicht einmal ansatzweise lösen können.  

 
                                        

 470  BT-Drucks. 10/4741, 7.  
 471  BT-Drucks. 10/4741, 19.  
 472  Ulrich, WRP 1995, 362 (364f.); UWG-GK-Jestaedt, § 23 a UWG, Rdnr. 2.  
 473  Ulrich, WRP 1984, 177 (183); Ulrich, GRUR 1989, 401 (402); UWG-GK-Jestaedt, § 23 a 

UWG, Rdnr. 2. 
 474  Baumbach/Hefermehl, § 23 a UWG, Rdnr. 1; UWG-GK-Jestaedt, § 23 a UWG, Rdnr. 5.  
 475  Baumbach/Hefermehl, § 23 a UWG, Rdnr. 1; Ulrich, GRUR 1989, 401 (406f.); UWG-GK-

Jestaedt, § 23 a UWG, Rdnr. 5.  
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Auch gilt es dabei zu beachten, dass die §§ 23 a und b UWG n.F. erst durch die 
Gerichte angewendet werden müssen. Sie sind nicht unmittelbar zwingendes 
Recht für jedermann, sondern das Vorliegen ihrer Voraussetzungen muss 
zunächst gerichtlich festgestellt werden. Innerhalb des außergerichtlichen 
Abmahnverfahrens existiert keine solche Instanz, die die Anwendbarkeit der 
Regelungen prüft. Dort kann der Abmahnende vollkommen frei den Streitwert 
festsetzen. Zwar unterliegt der Streitwert der Abmahnung der späteren 
gerichtlichen Überprüfung und kann aufgrund von §§ 23 a, b UWG n.F. reduziert 
werden.476 Zwingende Voraussetzung hierfür ist aber das Zustandekommen eines 
Prozesses. Einen solchen Prozess vermeiden aber die meisten kleineren 
Gewerbetreibende und unterwerfen sich vielmehr der Abmahnung.  

Eine Beseitigung dieses grundsätzlichen Problems scheint in absehbarer Zeit nicht 
ersichtlich. Im Gegenteil, in letzter Zeit mehren sich die Stimmen, die aufgrund 
verfassungsrechtlicher Bedenken sogar für eine Abschaffung der §§ 23 a, b 
UWG n.F. sind.477 

b) Speziell im Internet 

Um mögliche internetspezifische Besonderheiten aufzeigen zu können, bedarf es 
zunächst der Darlegung der Anbieterstruktur des Mediums. 

aa) Anbieterstruktur im Internet 

(1) Anbieterstruktur 

Das Internet mit seinen weltweiten Distributionsmöglichkeiten ist gerade für 
Kleinst- und Kleinunternehmer besonders interessant. Die Kosten für eine eigene 
Web-Präsenz sind extrem gering. Neben einem Modem zu einem handelsüblichen 
Preis von etwa 80,- DM fallen im Minimalfall nur noch die Telefongebühren an. 

                                        
 476  Baumbach/Hefermehl, § 23 a UWG, Rdnr. 4.  
 477  Borck, WRP 1987, 429 (429); WRP 1994, 349 (353); WRP 1994, 719 (724). Ausführlich 

Lambsdorff, Rdnr. 1245ff. 
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Der Unternehmer kann Internet Call by Call478 nutzen, so dass keine pauschalen 
Grundgebühren anfallen, sondern lediglich die tatsächlich in Anspruch 
genommene Leistungszeit abgerechnet wird.  

Der Erwerb und Betrieb einer eigenen Web-Präsenz ist mit geringen 
Anfangskosten verbunden. Im Internet gibt es eine unüberschaubare Menge von 
kostenlosen Homepage-Anbietern.479 Inzwischen ist sogar der kostenlose Erwerb 
eigener Domains (sowohl „de“ als auch „com“) möglich. In aller Regel werden 
diese kostenlosen Angebote durch Werbeeinblendung auf den Web-Seiten 
finanziert. Auch die Preise für werbefreie Domains sind in den letzten Jahren stark 
gefallen. So bieten zahlreiche Provider eine eigene „de“-Domain inkl. E-Mail und 
E-Commerce-Shop zum jährlichen Preis von 12,- DM an. Ebenso zahlreich sind 
die Anbieter kostenloser E-Mail-Dienste.  

Selbst bei mangelnden technischen Kenntnissen und Fertigkeiten ist ein 
kostengünstiger Web-Auftritt möglich. Bereits für weniger als 100,- DM besteht 
die Möglichkeit, ein Angebot im Internet errichten zu lassen. Der Unternehmer 
liefert dabei einem entsprechenden Web-Seiten-Ersteller die Inhalte. Diese Inhalte 
werden dann vom Ersteller in ein vorher ausgewähltes Standard-Layout 
umgesetzt und online gestellt.480  

Der große Vorteil einer Web-Präsenz gerade für kleine und mittlere Unternehmen 
ist der Umstand, dass mit dem Internet eine kostengünstige Infrastruktur zur 
Verfügung steht, welche die Möglichkeit bietet, Geschäfte auf dem Weltmarkt zu 
tätigen.481 Firmen, die sich bisher gar  keine oder nur sehr geringe Distributions- 
und Marketingmaßnahmen leisten konnten, können nun für ihre Produkte und 

                                        
  478  Bei Internet Call by Call legt sich der Internet-Nutzer auf keinen grundsätzlichen Provider fest, 

sondern kann bei jedem Einwählen neu festlegen, welchen Anbieter er benutzen will.  
 479  Vgl. nur die umfassende Übersicht unter http://www.kostenlos.de/internet_ speicherplatz.htm.

   
 480  Einsporn/Wiegand, 27. Nach Beck/Köppen, 12, müssen über 25% der befragten kleinen und 

mittleren Unternehmen aus finanziellen Gründen selbst auf eine derartige einfache Hilfe 
verzichten.  

 481  Bohr, CR 1996, 633 (633) m.w.N.  
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Dienstleistungen weltweit werben.482 Eine Web-Präsenz mit Informationen und 
Angeboten ist rund um die Uhr erreichbar, ohne dass dafür zusätzliche Kosten 
anfallen. Bei herkömmlichen Marketingmaßnahmen wie Zeitungsinseraten, 
Postwurfsendungen usw. entstehen dagegen wiederholt Kosten. 

Das Internet bietet daher gerade kleinen Unternehmen eine große Chance.483 
Dieser Umstand führt dazu, dass eben diese Unternehmen im Internet vertreten 
sind. Eine Erhebung aus dem Jahre 1996 ergab, dass mehr als 61% der im 
Internet tätigen Unternehmen  weniger als zwanzig Mitarbeiter haben.484 Der 
Altersbereich der bis 30jährigen macht dabei den Löwenanteil aus.485 Im Internet 
ist es keine Seltenheit, auf die Firma eines 16jährigen Computerexperten zu 
treffen, der sein technisches Fachwissen als Consulting-Dienstleister anbietet. So 
war auch im Fall „Webspace“ vor dem LG München486 der Abgemahnte ein 
Minder-jähriger.  

Zahlreiche Untersuchungen belegen, dass es sich dabei um ein internet-
spezifisches Phänomen handelt. Eine Studie des Beratungsunternehmens Roland 
Berger & Partner  von März 1999 kommt zu dem Ergebnis, dass vor allem 
klein- und mittelständische Unternehmen das Internet nutzen, um die eigene 
Marktposition zu verteidigen und neue Marktsegmente zu erschließen. 
Großunternehmen dagegen fehlt (noch) das ökonomische Interesse. Einsporn 
und Wiegand bringen das Ergebnis der Berger-Studie wie folgt auf den Punkt:  

 

                                        
 482  Goertzel/Pritchard, FAZ v. 17.03.2000, 53.  
 483  Einsporn/Wiegand, 14; Hunziker/Sieber, Arbeitsbericht Nr. 115; Kaufmann/Sieber, 

Arbeitsbericht Nr. 87; Sieber, Arbeitsbericht Nr. 63.  
 484  Bohr, CR 1996, 633 (633) m.w.N.  
 485  Z.B. lag nach einer Untersuchung des Marktforschungsinstituts Fittkau/Maaß Ende 1999 der 

Anteil der bis 30jährigen unter den Internet-Nutzern bei fast 40%, W3B-Umfrage, 
http://focus.de/D/DD/DD36/DD36B/dd36b.htm. Zum gleichen Ergebnis kommt auch die 
Umfrage des ComcultResearch-Instituts, http://www.comcult.de/ccstudie/onsoziod.htm. 

 486  LG München, Urt. v. 08.12.99, Az.: 7 HK O 14840/99, JurPC Web-Dok., 
http://www.jurpc.de/rechtspr/2000016.htm. 
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„Die Großen sind die Langsamen, die Kleinen sind die 
Vorreiter.“ 487

 

Zum identischen Ergebnis kommt eine Studie von IBM Deutschland und 
Impulse488 aus dem Jahre 2000: Kleinste und kleine Unternehmen haben die 
Vorreiterrolle im Internet übernommen. Auch die Untersuchung von 
Rengelshausen und Pabsch aus dem Jahre 1996 belegt, dass Großunternehmen 
den Schwerpunkt der Internet-Nutzung, wenn überhaupt, eher in der 
Informationsbeschaffung als in der Distribution sehen.489 Bei den 
Großunternehmen überwiegt die Skepsis. Vom Einsatz des Internet versprechen 
sich gerade 35% eine Steigerung des Absatzes.490 Kleinere und mittlere 
Unternehmen dagegen vertreiben fast 95% ihrer Produkte über das Internet.491  

(2) Ergebnis 

Aufgrund der besonderen wirtschaftlichen Attraktivität des Mediums Internet gibt 
es überdurchschnittlich  viele Kleinst- und Kleinunternehmer in diesem Bereich. 
Die finanzielle Liquidation dieser Unternehmen ist gering. 

bb) Internetspezifisches Problem 

Es wurde oben darlegt, dass aufgrund der besonderen wirtschaftlichen 
Attraktivität des Mediums überdurchschnittlich viele Kleinst- und Kleinanbieter im 
Internet vertreten sind. Die oben erläuterte Problematik hinsichtlich des 
Streitwerts tritt nur bei klein- und mittelständischen Unternehmen auf. Demnach 
sind besonders Internet-Unternehmen von diesem Problem bedroht bzw. 
betroffen. Nach einer Umfrage492 des Internet-Vereins „Freedom for Links“493 
haben fast 60% der Internet-Nutzer die Befürchtung, abgemahnt zu werden.  
                                        

 487  Einsporn/Wiegand, 14f.  
 488  IBM / Impulse, Internet- und E-Business im bundesdeutschen Mittelstand, Stand: 2000, 

http://nbc04.bch.de/publish/oneartikel.asp?rubrik=irnibm2000&stw=studie- &IT=1. 
 489  Rengelshausen/Pabsch, 5. 
 490  Rengelshausen/Pabsch, 10.  
 491  Beck/Köppen, 10.  
 492  Http://www.votenow.de/vote.cgi?100056, Stand: 29.05.2000.  
 493  Zum Internet-Verein „Freedom for Links“ vgl. unten 246f. 
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Ein Blick auf die oben geschilderten Missbrauchs-Fälle zeigt offensichtlich, dass 
sich die Abmahnungen in fast allen Fällen ausschließlich gegen Kleinst- und 
Kleinunternehmen richteten. Branchengrößen waren dagegen gar nicht oder nur 
kaum betroffen. Die dahinterstehende Absicht ist offensichtlich. Gerade Kleinst- 
und Kleinunternehmern aus dem Bereich des Internet weisen eine geringe 
Liquidation auf. Diese zahlen  lieber die Abmahnkosten, als ein weitaus höheres 
Prozesskostenrisiko auf sich zu nehmen.494 Die Sprecherin von „Freedom for 
Links“, Uschi Hering, bringt dies prägnant auf den Punkt:  

„Die Abmahner suchen sich vorrangig die Schwachen aus.“ 495  

Bestes Beispiel  hierfür ist der „T“-Fall, in dem der Abmahnende ohne jeden 
erkennbaren Grund die ohnehin schon hohe Streitwertsumme von 250.000,- DM 
willkürlich auf 500.000,- DM verdoppelte. 

Eine weitere, nicht zu vernachlässigende Tatsache ist der Arbeitsaufwand, der mit 
der Abwehr einer unberechtigten Abmahnung verbunden ist. Der Unternehmer 
wird aus Kostengründen wohl keine juristische Hilfe in Anspruch nehmen, 
sondern versuchen, das Problem selbst zu lösen. Dieses wird viel Zeit in 
Anspruch nehmen und ihn weitgehend von seiner Arbeit abhalten. Der 
Abgemahnte wird sich daher von vornherein überlegen, was wirtschaftlicher ist: 
Die Unterlassungsverfügung zu unterschreiben und die Abmahnkosten zu 
bezahlen. Oder sich zu verteidigen und erhebliche Umsatzverluste in Kauf zu 
nehmen, weil für die normale Geschäftstätigkeit bei einem Ein-Mann-
Unternehmen einfach die Zeit fehlt.  

c) Ergebnis 

Das auch außerhalb des Internet bestehende Streitwert-Problem gewinnt aufgrund 
der überdurchschnittlichen Präsenz Kleinst- und Kleinunternehmer im Online-

                                        
 494  Focus Online, Reihenweise abkassiert.  
 495  Zitiert nach Focus Online, Reihenweise abkassiert. Vgl. auch die Kleine Anfrage der CDU-

/CSU-Fraktion v. 04.07.2000, BT-Drucks. 14/3819, 2, wo betont wird, daß die gegenwärtig 
bestehende Rechtsunsicherheit besonders kleine und mittelständische Unternehmen trifft und ihre 
wirtschaftliche Entwicklung nachhaltig behindert.   
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Bereich eine bisher nicht gekannte Schärfe. Zahlreiche Fälle beweisen, dass viele 
Abmahnende die Streitwertbemessung missbräuchlich als taktisches Mittel 
einsetzen und so den Abgemahnten von einer Rechtsverteidigung abhalten. 

2. Ermittlung des Streitwerts von Domains 

Wie oben dargestellt ist eines der Probleme, dass die Streitwerte hoch angesetzt 
werden, um den Abgemahnten durch die Kosten einzuschüchtern und zu einem 
Nachgeben zu bewegen. Dieses Problem wird noch durch die Unsicherheit bei 
der Wertermittlung einer Domain verschärft.  

a) RICK-Formel 

Die Höhe der Abmahnkosten richtet sich nach dem Streitwert (§ 118 Abs. 1 
BRAGO i.V.m. § 12 GKG, § 3 ZPO). In vielen Fällen ist der Streitgegenstand 
die Domain. Demnach ist nach dem Streitwert der betreffenden Domain zu 
fragen.  Die Wertermittlung einer Domain ist nur sehr schwer möglich.  

Einen ersten Ansatz bietet die sog. RICK-Formel.496 Danach setzt sich der Wert 
einer Domain aus vier Faktoren zusammen: Nämlich aus Risiko (R), Image (I), 
Commerce (C) und Kürze (K). Unter Risiko ist die Wahrscheinlichkeit einer 
juristischen Auseinandersetzung um den Domain-Namen zu verstehen. Domains, 
die Namens-, Marken- oder andere Kennzeichenrechte Dritter ver-letzen, sind 
praktisch wertlos. Eine Domain, bei welcher der Käufer über kurz oder lang 
Gefahr läuft, in einen langwierigen Rechtsstreit verwickelt zu werden, wird 
niemand erwerben wollen.  

„Image“ ist der Stellenwert der Domain in der Verkehrsanschauung der Internet-
Nutzer. So kommt der Top-Level-Domain „com“ das höchste Ansehen und 
damit das meiste Vertrauen zu.497 Denn die „com“-Endung signalisiert einen 
kommerziellen Hintergrund und ist mangels der nationalen Anbindung für jeden 
Nutzer weltweit potentiell interessant. Einer „de“-Domain kommt zwar wegen 

                                        
 496  Vgl. Huber, RICK-Formel.  
 497  Zur wirtschaftlichen Bedeutung einer Länderdomain vgl. Goltzsch, Länder-domain.  
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des nationalen Charakters keine weltweite Bedeutung zu, wegen der 
heimatmarktbezogenen Ausrichtung werden sich aber viele Nutzer angesprochen 
fühlen. Exotische Top-Level-Domains wie „am“, „tm“ oder „tv“ sind dagegen 
kaum von Wert, zumal sich dort oftmals zwielichtige Unternehmen finden 
lassen.498  

„Commerce“ bedeutet die kommerzielle Nutzbarkeit eines Domain-Namens. Je 
häufiger der Name zum Aufrufen der Web-Seite animiert, um so wertvoller ist er. 
Domains mit breitem Adressatenkreis ermöglichen eine breitere Streuung von 
Werbebotschaften als Namen, die sich lediglich auf Nischenmärkte beziehen. 
Dabei sind generische Begriffe interessanter als bloße unterscheidungskräftige 
Begriffe, da Internet-Nutzer auf ihrer Suche nach Angeboten häufig nur 
thematisch vorgehen.   

Mit „Kürze“ ist die Länge des Domain-Namens gemeint. Je kürzer ein Name ist, 
desto höher ist sein Wert. Denn kurze Domain-Namen sind leichter zu merken, 
einfacher in der Werbung zu platzieren, weniger anfällig für Tippfehler und 
kommen der Bequemlichkeit des Internet-Nutzers entgegen. All dies erhöht die 
Wahrscheinlichkeit eines Abrufs. 

Die Umsetzung der eben beschriebenen RICK-Formel scheitert in der Praxis aber 
an dem großen Einschätzungs- und Beurteilungsspielraum hinsichtlich der 
einzelnen Faktoren.499 

b) Verkaufspreis der Domain 

Einen besseren Hinweis enthält dagegen der Verkaufspreis einer Domain. Dabei 
ist jedoch folgendes zu beachten. Der Domain-Handel steckt selbst im 
Ursprungsland des Internet, den USA, noch in den Kinderschuhen. Es werden 
noch Jahre vergehen, bis man von einem gefestigten Domain-Markt sprechen 
kann. Berücksichtigt man für Deutschland, dass die transatlantischen 

                                        
 498  Viefhues, MMR 2000, 286 (290).  
 499  Viefhues, MMR 2000, 286 (290).  
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Entwicklungen mit der üblichen Verzögerung von mehreren Jahren in Europa 
eintreffen, steht Deutschland noch ganz am Anfang der Entwicklung.500  

In Deutschland wird diese Entwicklung zudem durch eine unsichere 
Rechtsprechung gehemmt. So ist nach einem Urteil des OLG Frankfurt501 ein 
Domain-Verkauf unter bestimmten Umständen sittenwidrig. Inwieweit dieser 
Entscheidung Grundsatzwirkung zukommt, ist umstritten.502 Das LG Köln503 und 
das LG Essen504 sind dagegen der Auffassung, dass eine Domain frei handelbar 
sei.  

Neben diesen Problemen gilt es auch zu berücksichtigen, dass in der Internet-
Branche der Kaufpreis einer Domain i.d.R. zu den bestgehütesten Geheimnissen 
gehört.505 So enthalten zahlreiche Kaufverträge strafbewehrte Vertraulichkeits-
verpflichtungen. Trotz dieser Umstände gelangen immer wieder Informationen 
über gezahlte Kaufpreise an die Öffentlichkeit. Dabei offenbart sich eine riesige 
Bandbreite, von einigen Hundert bis zu mehreren Millionen Mark.506 Experten 
gehen davon aus, dass sich der Großteil der getätigten Domain-Verkäufe 
zwischen 1.500,- und 15.000,- DM bewegt.507 

c) Ergebnis 

All dies zeigt, dass die Wertermittlung einer Domain nur sehr schwer möglich ist. 
Dem Abmahnenden steht daher ein breiter Einschätzungsspielraum zur 
Verfügung, den er nutzen kann, um zu einem hohen Streitwert und damit auch zu 
hohen Abmahnkosten zu kommen.  

                                        
 500  Einen ersten Versuch in diese Richtung unternimmt die Firma Sedo, die online ein Domain-

Gutachten anbietet, http://www.sedo.de  
 501  OLG Frankfurt, Urt. v. 21.09.1998, Az.: 18 U 16/98. 
 502  Dazu Huber, Domain-Regeln; Kaufmann, c´t 20/1998, 40 (40); Strömer, Pfänden.  
 503  LG Köln, Urt. v. 17.09.1997, Az.: 20 O 473/97. 
 504  LG Essen, MMR 2000, 286 (286). 
 505  Vgl. zu den Gründen dieser Geheimhaltung Huber, RICK-Formel. 
 506  Nachweise bei Huber, RICK-Formel. Aktuelle Beispiele finden sich z.B. unter 

http://www.domain-verkauf.com oder http://www.domain-namen-verkauf.de.  
 507  Vgl. Strömer, Pfänden.  
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Es handelt sich dabei um ein internetspezifisches Phänomen. Die Tatsache, dass 
mittels hoher Streitwertfestsetzung der Abgemahnte einzuschüchtern versucht 
wird, taucht im gesamten Wirtschaftsleben auf. Die faktische und rechtliche 
Unsicherheit bzgl. der Wertermittlung einer Domain existiert dagegen so nur im 
Bereich des Internet. Diese Rechtsunsicherheit führt dazu, dass das ohnehin 
kritische Problem der Streitwertfestsetzung noch an Schärfe zunimmt. 

3. Besonderheiten des Löschungsverfahrens 

a) Keine Berücksichtigung des Löschungsverfahrens im Gerichtsverfahren 

Einen allgemeinen Nachteil, der sich aufgrund internetspezifischer Umstände 
wieder stark auf das Internet auswirkt, stellt die Tatsache dar, dass im Rahmen 
einer gerichtlichen Auseinandersetzung keine Prüfung stattfindet, ob die 
eingetragene Marke eintragungsfähig war. Dies wird allein im Löschungs-
verfahren vor dem DPMA festgestellt. Das Gericht ist an die formale Marken-
eintragung gebunden, selbst wenn die Eintragungsunfähigkeit offensichtlich ist.  

Zu welchen Konsequenzen dies führt, zeigt das Urteil des LG Bochum508 im Fall 
„Webspace“. Das LG Bochum betonte in der mündlichen Verhandlung, dass es 
die Marke „Webspace“ für nicht eintragungsfähig  halte, es jedoch entgegen 
seiner eigenen Auffassung anders urteilen müsse, da es an die formale Eintragung 
ins Markenregister gebunden sei.  Die Löschung einer Marke kann somit nur im 
Rahmen eines Löschungsverfahrens vor dem DPMA stattfinden. Demnach kann 
es sein, dass ein Abgemahnter gerichtlich zunächst zur Bezahlung der Abmahn- 
und Gerichtskosten verurteilt wird, zeitlich später jedoch die Marke, auf der die 
Abmahnung basierte, gelöscht wird.  

Dem Abmahnenden stehen in einem solchen Fall zwar theoretisch 
Schadensersatzansprüche gegen den Abmahnenden zu. In der Praxis ist ein 
derartiger Anspruch jedoch aufgrund der hohen rechtlichen Voraussetzungen und 
der schwierigen Beweislage sehr selten. Daher wird der Abgemahnte die 
finanziellen Kapazitäten zur Rechtsverteidigung selber aufbringen müssen. Ob 

                                        
 508  LG Bochum, NJW-CoR 2000, 47.   
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dies ohne die Aufnahme eines existenzgefährdenden Kredits möglich ist, 
erscheint fraglich.  

Aber selbst wenn ein solcher Schadensersatzanspruch besteht und durchgesetzt 
werden kann, wird er in vielen Fällen zu spät kommen. Gerade Kleinst- und 
Kleinunternehmen weisen eine geringe Liquidationsbasis auf. Werden diese 
zunächst zur Kostenzahlung verurteilt, führt dies in aller Regel zur Insolvenz des 
Unternehmens und zur Beendigung der wirtschaftlichen Tätigkeit. Es erscheint 
zweifelhaft, ob ein Unternehmen, nachdem es durch den Schadensersatzanspruch 
wieder eine ausreichende finanzielle Basis erlangt hat, sich erneut geschäftlich 
betätigen und erneut dem bekannten Risiko aussetzen wird. Zumal es in den 
meisten Fällen einen neuen Kundenstamm und ein neues Image aufbauen müsste.  

Das ganze Problem gewinnt noch dadurch an Brisanz, dass bei Löschungs-
verfahren in Markenstreitigkeiten vor dem DPMA keine Prozesskostenhilfe 
gewährt wird.509 

b) Aussetzung nach § 148 ZPO? 

Fraglich ist, ob in derartigen Fällen eine Aussetzung des Gerichtsverfahrens nach 
§ 148 ZPO i.V.m. § 80 Abs. 1 MarkenG in Frage kommt. Danach könnte das 
Gerichtsverfahren bis zum Zeitpunkt der Entscheidung des DMPA über die 
Löschung einer Marke ausgesetzt werden, wodurch oben geschilderte Situation 
wesentlich entschärft werden könnte.  

Die Wahrscheinlichkeit, dass das Gericht nach § 148 ZPO eine Aussetzung 
vornehmen wird, ist jedoch als nicht allzu groß einzuschätzen. Das BPatG hat in 
jüngster Zeit510 entschieden, dass eine Aussetzung im Rahmen einer umfassenden 
Ermessensentscheidung zu prüfen ist.511 Dabei sind die Erfolgs-aussicht des 
Löschungsantrags und die zu erwartende Verfahrensdauer des 

                                        
 509  DPMA, Merkblatt über Verfahrenskostenhilfe, Stand: 01.06.1999, 

http://www.dpma.de/formulare/d9540_w6.doc. 
 510  BPatG, GRUR 1998, 406 - Aussetzung des Widerspruchverfahrens.  
 511  Vgl. auch Fichtner, 58ff.   
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Löschungsverfahrens von entscheidender Bedeutung.512 Berücksichtigt man, 
dass bis zu einem rechtskräftigen Urteil im Löschungsverfahren aufgrund des 
mehrstufigen Instanzenwegs jeweils Jahre vergehen, wäre eine erhebliche 
Verfahrensverzögerung die Folge.513 Dies würde aber dem verfahrensrechtlichen 
Beschleunigungsgebot (§ 66 Abs. 3 MarkenG) klar zu-widerlaufen. Betrachtet 
man die ähnlich gelagerten Fälle in Patent-streitigkeiten,514 so ist dort eine 
Aussetzung nur unter engen Voraussetzungen möglich. Lediglich wenn die 
Löschung hinreichend wahrscheinlich und eine rechtskräftige Entscheidung 
darüber bald zu erwarten ist, kommt eine Aussetzung in Betracht.515 

c) Möglichkeit der beschreibenden Benutzung 

Der Gesetzgeber hat diese Problematik z.T. erkannt und versucht, durch § 23 Nr. 
2 MarkenG Abhilfe zu schaffen. § 23 Nr. 2 MarkenG ermöglicht im Fall einer 
Fehleintragung oder eines nachträglichen Freihaltebedürfnisses, dass Dritte die 
eingetragene Marke  beschreibend nutzen können.  

Demnach könnten z.B. Web-Seiten-Betreiber das Wort „Webspace“ auf ihren 
Seiten benutzen, ohne Gefahr zu laufen, abgemahnt zu werden. Was unter 
„beschreibend“ i.S.d. § 23 Nr. 2 MarkenG zu verstehen ist, ist umstritten. Ein 
Teil der Rechtsprechung516 und der Literatur517 versteht darunter nur die 
Möglichkeit, die Marke als beschreibende Angabe zu nutzen. Die markenmäßige 
Nutzung des eingetragenen Begriffs soll dagegen nicht erlaubt sein. Eine andere 
Ansicht in der Literatur518 will dagegen auch die markenmäßige Nutzung unter § 

                                        
 512  So auch (die noch zum WZG ergangenen Entscheidungen) BGH, GRUR 1967, 199 (200) - 

Napoleon II; OLG Köln, GRUR 1970, 606 (607) - Sir. 
 513  BPatG, GRUR 1998, 406 (407) - Aussetzung des Widerspruchverfahrens.  
 514  Von BPatG, GRUR 1998, 406 (407) - Aussetzung des Widerspruchsverfahrens, ausdrücklich 

offengelassen, ob die patentrechtlichen Grundsätze auf das Markenrecht übertragbar sind.  
 515  BPatGE 17, 154 (156); BGH, GRUR 1987, 284 (284f.) - Transportfahrzeug; Krieger, GRUR 

1996, 941 (941) m.w.N.; Maltzahn, GRUR 1985, 163 (172).  
 516  BPatG, GRUR 1996, 284 - Fläminger/Fälinger; OLG Stuttgart, WRP 1996, 634 - 

Baggerparty; OLG München, WRP 1996, 1052. 
 517  Althammer/Ströbele/Klaka, § 23 MarkenG, Rdnr. 5; Fezer, WRP 1996, 973 (974); Fezer, § 

23 MarkenG, Rdnr. 9ff.; Keller, GRUR 1996, 607 (612); Starck, GRUR 1996, 688 (691f.);   
 518  Ingerl/Rohnke, § 23 MarkenG, Rdnr. 34ff.; von Schultz, GRUR 1997, 408 (412f.). 
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23 Nr. 2 MarkenG fallen lassen. Der BGH519 hat in seinem jüngsten Urteil diesen 
Streit bewusst offengelassen.  

Ist schon außerhalb des Online-Bereichs der Regelungsgehalt des § 23 Nr. 2 
MarkenG nicht eindeutig, ist dies in Internet-Fällen vollkommen unklar.520 Das 
LG Braunschweig521 schloss sich der Meinung der bisherigen Rechtsprechung an 
und nahm eine unzulässige markenmäßige Nutzung dann an, wenn die Marke im 
Domain-Namen auftauchte. Auch das LG Bochum522 bejahte dies im Fall 
„Webspace“. Erscheint das Wort dagegen nur als Bezeichnung für ein 
Unterverzeichnis (z.B. http://www.goettingen.de/stadtinfo/), soll es lediglich eine 
beschreibende Funktion besitzen und zulässig sein.  

Ob sich diese Ansicht wird durchsetzen können, ist vollkommen ungewiss. 
Soweit ersichtlich, gibt es zwar bisher keine anderslautenden Urteile. Es gilt aber 
zu berücksichtigen, dass die Rechtsprechung zum Online-Recht sich noch 
gänzlich im Fluss befindet und eine einheitliche Linie in den seltensten Fällen 
auszumachen ist.523 

d) Ergebnis 

In einem Gerichtsverfahren wird grundsätzlich ein anhängiges Löschungs-
verfahren vor dem DMPA nicht berücksichtigt. Das Gericht ist an die formelle 
Markeneintragung gebunden. Dies kann dazu führen, dass der Abgemahnte 
zunächst zur Zahlung der Kosten verurteilt wird, zeitlich später jedoch die Marke, 
auf der die Abmahnung beruhte, gelöscht wird. Ein Schadens-ersatzanspruch 
scheitert in den meisten Fällen an den hohen rechtlichen Voraussetzungen. Eine 
Milderung des Problems ist auch weder durch eine Aussetzung des gerichtlichen 
                                        

 519  BGH, GRUR 1999, 238 (239f.) - Tour de culture.  
 520  Zu dem Problem, ob ein Domain-Name unter § 23 Nr.1, 2. Alt. MarkenG fällt und der 

Abgemahnte nach dieser Vorschrift ausnahmsweise die Marke benutzen kann, vgl. ablehnend 
Ubber, WRP 1997, 496 (506); Völker/Weidert, WRP 1997, 652 (659). Bejahend dagegen 
Kur, CR 1996, 325 (328); dies., CR 1996, 590 (593).   

 521  LG Braunschweig, Beschl. v. 26.01.2000, Az.: 9 O 2695/99 (4031).  
 522  LG Bochum, NJW-CoR 2000, 47.  
 523  Vgl. dazu die Pressemitteilung des DPMA v. 20.03.2001, http://www.dpma.de/in-
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Verfahrens (§ 148 ZPO) noch durch die Möglichkeit der beschreibenden 
Nutzung des Begriffs (§ 23 Nr. 2 MarkenG)  möglich. 

4. Marken-Grabbing 

a) Problemkreis 

Eine weitere internetspezifische Besonderheit betrifft die angemeldeten Marken. 
Es handelt sich dabei in fast allen Fällen um Allgemeinbegriffe aus dem Internet. 
Die Begriffe „Webspace“, „Site Promotion“, „Electronic Commerce“ und 
„MP3“ waren schon lange vor ihrer Markeneintragung häufig benutzte Begriffe. 

Im Internet ist es inzwischen weit verbreitet, ein betreffendes Wort oder Zeichen 
als Marke schützen zu lassen.524 Das Online-Formular „Marken-anmeldung“ des 
DPMA wird täglich knapp zweihundert Mal aufgerufen, das macht 72.000 
Zugriffe in einem Jahr. In den Jahren 1998 bis 2000 sind die Neuanmeldungen in 
den für die Online-Branche relevanten Klassen stark angestiegen.525 So hat sich 
die Anmeldung von Markennamen inländischer Herkunft allein von 1998 auf 1999 
um 13,1% erhöht.526 Das DPMA spricht in diesem Zusammenhang von „Rekord-
Zahlen“.527 Den Zuwachs im Online-Bereich führt es vor allem auf die verstärkte 
Nutzung und Bedeutung des Internet zurück.528  

Der Präsident des DPMA, Landfernmann, äußerte sich im März 2001 dazu wie 
folgt: 

                                                                                                                          
fos/pressedienst/pm010320.html.  

 524  Eberenz, Hamburger Abendblatt v. 17./18.06.2000, 20; Kramper, Marken-Grabbing; 
Nuthmann, Marken-Grabbing; Rauschhofer, Marken-Grabbing; Zimmermann, Internet 
World 11/1999, 135 (135).  

 525  Pressemitteilung des DPMA v. 20.03.2001,  http://www.dpma.de/infos/presse-
dienst/pm01032- 0.html; Barckhan, Web-Markennamen. 

 526  Pressemitteilung des DPMA v. 15.03.2000, http://www.dpma.de/infos/pressedienst/ pm000-
315.html. 

 527  Pressemitteilung des DPMA v. 15.03.2000, http://www.dpma.de/infos/pressedienst/ pm00-
0315.html,  und v. 20.03.2001, http://www.dpma.de/infos/pressedienst/ pm010320.html 

 528  Barckhan, Web-Markennamen.  
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„Das DPMA beobachtet nicht ohne Sorge, dass oftmals Marken 
nur zu dem Zweck angemeldet werden, andere, die eine identische 
oder ähnliche Kennzeichnung benutzen, unter Druck zu setzen 
(...).  
(...) in derartigen Fälle könne beim DPMA ein Antrag auf 
Löschung der Marke wegen sogenannter Bösgläubigkeit gestellt 
werden. Die Zahl der Löschungsanträge wegen Bösgläubigkeit 
nimmt stetig zu (...). Im vergangenen Jahr wurde in 30% der Fälle 
die Marke wegen Bösgläubigkeit gelöscht. Weitere 30% der 
Verfahren endeten durch Vergleich vor dem DPMA und weitere 
10% der Anträge wurden (...) zurückgezogen. Nur 30% der 
Löschungsanträge (...) wurden (...) zurückgewiesen.“  529  

Inzwischen hat sich für diese Problematik ein neuer Begriff entwickelt: Marken-
Grabbing.530 Darunter ist die Strategie zu verstehen, Allge-meinbegriffe oder 
häufig verwendete Worte aus dem Bereich des Internet als Marke eintragen zu 
lassen, um dann denjenigen, der die eingetragene Marke - oft in Unkenntnis - 
verwendet, abzumahnen. Die Bezeichnung Marken-Grabbing ist angelehnt an den 
schon bekannten Begriff des Domain-Grabbings.531 Unter Domain-Grabbing  
wird die Vorgehensweise verstanden, sich einen Domain-Namen registrieren zu 
lassen, der einen bekannten Namen beinhaltet, um dann dem Namensinhaber 
gegen einen hohen Preis den Verkauf anzubieten. 

b) Reaktion der Politik 

Auch die Politik ist inzwischen auf dieses Problem aufmerksam geworden. So 
spricht sich der Medienbeauftragte der SPD-Bundestagsfraktion, Jörg Tauss, für 
eine Novellierung des Markenrechts im Bereich des Internet aus.532 Tauss weist 
darauf hin, dass seit einiger Zeit die Rechtsunsicherheit, die im Online-Bereich 
                                        

 529  Pressemitteilung des DPMA v. 20.03.2001, http://www.dpma.de/infos/pressedienst/ pm010-
320.html.  

 530  Handelsblatt, Schnelle Mark; Hoffmann, Beilage zu NJW 14/2001, 22.  
 531  Vgl. dazu Samson, 77ff.  
 532  Öffentliche E-Mail von Jörg Tauss v. 23.09.1999 zum Thema „Markengesetz und Webspace“, 

nachzulesen unter http://www.freedomforlinks.de/Pages/tauss.html.  
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existiert, immer häufiger Gegenstand von Auseinandersetzungen und 
Gerichtsverfahren ist, deren sachliche Notwendigkeit sich auch Juristen kaum 
noch erschließt und die vor allem kleinen und mittleren Unternehmen schadet.533  

Gerade im Fall „Webspace“ und ähnlich gelagerten Fällen, so Tauss, diene 
sowohl die Eintragung der Marke als auch das Mittel der Rechtsverfolgung durch 
anwaltliche Abmahnung weniger der Verteidigung berechtigter Interessen des 
Markeninhabers, als vielmehr der Generierung von Gebührenansprüchen der 
beteiligten Rechtsanwälte.534 Beabsichtigt ist, dass schon bei der Eintragung 
Konflikte erkannt und beseitigt werden. Auch sollen Marken-Grabber nicht nur 
mit der Löschung der Marke, sondern zudem mit erheblichen Geldstrafen 
rechnen müssen.535  

c) Ergebnis 

Im Internet ist es weit verbreitet, sich allgemeine Internet-Begriffe wie „Internet“, 
„Webspace“, „Electronic Commerce“ und „MP3“ markenrechtlich schützen zu 
lassen, um Dritte, die diese Begriffe unbedarft benutzen, abzumahnen. Angelehnt 
an den Begriff des Domain-Grabbings hat sich dafür die Bezeichnung des 
Marken-Grabbings durchgesetzt. 

5. Gesamtergebnis 

Der Rechtsmissbrauch im Online-Bereich weist mehrere internetspezifische 
Besonderheiten auf. So gewinnt das auch außerhalb des Internet bestehende 
Problem der Streitwert-Ermittlung aufgrund der überdurchschnittlichen Präsenz 
Kleinst- und Kleinunternehmer an bislang unbekannter Schärfe. Diese Problematik 
wird noch durch den Umstand verstärkt, dass bei der Streitwertermittlung einer 

                                        
 533  Öffentliche E-Mail von Jörg Tauss v. 23.09.1999 zum Thema „Markengesetz und Webspace“, 

nachzulesen unter http://www.freedomforlinks.de/Pages/tauss.html.  
 534  Zitiert nach Krempl, Markengrabbing.  
 535  Zitiert nach Krempl, Markengrabbing. Das erste strafrechtliche „Domain-Grabbing“-Urteil hat 

das LG München ausgesprochen, Urt. v. 14.09.2000, Az.: W 5 KLs 70 Js 12370/99, JurPC 
Web-Dok. 228/2000, http://www.jurpc.de/rechtspr/20000228.htm. 
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Domain ein großer Einschätzungsspielraum besteht, den der Abmahnende 
missbräuchlich ausnutzen kann.  

Des weiteren stellt das Löschungsverfahren vor dem DPMA ein eigenständiges 
Verfahren dar, das nicht im Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens berücksichtigt 
werden kann. Dies führt dazu, dass die weniger liquiden Unter-nehmer Gefahr 
laufen, zwei kostenträchtige Verfahren parallel nebeneinander bestreiten zu 
müssen. Diese Kostengefahr führt häufig dazu, dass sich der Abgemahnte 
unterwirft und die Abmahnkosten bezahlt, unabhängig davon, ob er den 
Anspruch für begründet hält oder nicht.  

Eine weitere Besonderheit stellt das Marken-Grabbing dar. Es werden allgemeine 
Internet-Begriffe markenrechtlich geschützt, um Dritte, die diese Begriffe in 
rechtlicher Unkenntnis benutzen, abzumahnen. 

IV.  Erklärungsansätze für den Rechtsmissbrauch 

Im folgenden sollen kurz die möglichen Gründe für den oben festgestellten 
Rechtsmissbrauch im Internet dargestellt und erörtert werden. Es handelt sich 
dabei lediglich um die Aufzeigung möglicher Gründe. Für einen Nachweis der 
tatsächlichen Gründe bedürfte es einer umfassenden empirischen Forschung, die 
den Rahmen dieser Arbeit übersteigen würde. 

1. Juristenschwemme 

Die Zahl zugelassener Rechtsanwälte hat in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich 
zugenommen. Waren im Jahre 1970 „nur“ 18.720 Rechtsanwälte zugelassen, 
betrug die Zahl 1990 schon 56.638.536 Fast zehn Jahre später, 1999, belief sie sich 
auf 97.791.537 Innerhalb kürzester Zeit hat sich die Anzahl der zugelassenen 
Rechtsanwälte somit verdoppelt.538  

                                        
 536  Anwaltsstatistik, BRAK-Mitt 1986, 147 (147). Vgl. im einzelnen die Nachweise bei 

Anwaltsstatistik, BRAK-Mitt 1999, 90 (90). 
 537  Anwaltsstatistik, BRAK-Mitt 1999, 90 (90).  
 538  Redeker, AnwBl 1998, 225 (226).  
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Die Arbeitsmarktsituation für Juristen sieht zunehmend schlechter aus. Aufgrund 
starker Einsparungen bei Bund und Ländern werden kaum noch Absolventen 
eines Abschluss-Jahrgangs in den öffentlichen Dienst übernommen.539 Der 
Großteil der Absolventen, ca. 80% eines Jahrgangs, müssen den Anwaltsberuf 
ergreifen, da ihnen kein anderer finanzieller Ausweg bleibt.540 Der Beruf des 
Rechtsanwalts hat somit die Funktion eines „allgemeinen Auffangbeckens“ 
bekommen.541 Die Anzahl der Rechtsanwälte wird dadurch um jährlich 6.000 bis 
7.000 zunehmen.542  

Nur ein kleiner Teil der Berufsanfänger wird die Chance haben, in eine etablierte 
Kanzlei aufgenommen zu werden. Die übrigen müssen eine eigene Kanzlei 
gründen. Sie wagen sich damit auf einen stark umkämpften Dienstleistungsmarkt, 
auf dem sie mit 100.000 anderen Rechtsanwälten und darüber hinaus mit 
Wirtschaftsprüfern, Steuer- und Unternehmensberatern, Banken, Versicherungen, 
Verbänden und anderen, die juristische Dienst-leistungen erbringen, in hartem 
Wettbewerb stehen.543 Diese Konkurrenz-situation wird noch durch die im Jahre 
1994 stattgefundene Einführung von Wirtschaftsjuristen-Studiengängen an 
zahlreichen deutschen Fach- hochschulen544 verstärkt. In wenigen Jahren werden 
mehr FH-Juristen auf den Arbeitsmarkt drängen, als die Bundesländer Volljuristen 

                                        
 539  Huff, FAZ v. 15.01.2000, 63.  
 540  Vgl. den Zwischenbericht des Ausschusses der Justizministerkonferenz zur Koordinierung der 

Juristenausbildung v. 12.06.1997, 36. So auch Ahlers, AnwBl 1998, 68 (68); BRAK, BRAK-
Mitt, 173 (175); Redeker, AnwBl 1998, 225 (226); Steckler, AnwBl 1997, 245 (246);  
Stobbe, NJW 1997, 1284 (1285). 

 541  Kääb, BRAK-Mitt 2000, 65 (65).  
 542  Redeker, AnwBl 1998, 225 (226); Stobbe, NJW 1997, 1284 (1285). Vgl. auch die Resolution 

des Deutschen Anwaltsvereins zur Reform der Juristen- und Anwaltsausbildung v. 04.09.1999, 
AnwBl 1999, 598f. 

 543  Stobbe, NJW 1997, 1284 (1285).  
 544  Die Fachhochschulen Berlin, Gelsenkirchen, Iserlohn, Lüneburg, Mainz, Pforzheim, 

Schmalkalden und Wismar haben einen derartigen Studiengang eingerichtet oder stehen kurz vor 
einer Einführung.  
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in den Justizdienst übernehmen.545 Daher ist es wenig verwunderlich, wenn seit 
1995 die Anzahl der arbeitslosen Juristen um jährlich 10% ansteigt.546 

Die Gründungskosten für eine Kanzlei in Deutschland betragen im Durchschnitt 
26.000,- DM.547 Die laufenden jährlichen Kosten betragen in etwa 161.000,- 
DM.548 Bei 230 Arbeitstagen pro Jahr und acht Stunden am Tag ergibt dies allein 
für die laufenden Kosten einen Betrag von 87,50 DM pro Stunde. Ein junger, 
gerade aus dem Referendariat kommender Rechtsanwalt wird im Regelfall keine 
finanziellen Rücklagen in der Vergangenheit gebildet haben, so dass er die 
anfallenden Kosten per Kredit finanzieren muss. Gerade junge Rechtsanwälte 
stehen daher unter einem enormen Kosten- und Leistungsdruck.  

Die traditionellen Felder des Rechtsanwaltsberufs sind weitgehend von älteren, 
langjährig tätigen Kollegen besetzt. Es gilt daher, sich neuen, bisher 
unerschlossenen Rechtsgebieten zuzuwenden. Das größte und wirtschaftlich 
interessanteste Gebiet ist - mit weitem Abstand - der Bereich des Online-Rechts. 
Durch den sich ständig beschleunigenden, wissenschaftlichen und technischen 
Fortschritt und der zunehmenden Internationalisierung des Waren-, 
Dienstleistungs- und Rechtsverkehrs eröffnet sich jungen Juristen eine überaus 
lukrative, bisher nicht gekannte Zukunftsperspektive.549 Das Internet hat längst 
einen bedeutenden gesellschaftlichen, wissenschaftlichen und wirtschaftlichen 
Stellenwert eingenommen und wirft in den verschiedensten Bereichen zahl-reiche 
Rechtsprobleme auf (z.B. anwendbares Recht, Zuständigkeit, Arbeitsrecht, 
Datenschutzrecht, geistiges Eigentum, Sicherheit, Wettbe-werbsrecht).550 Der 
Bedarf an rechtlicher Beratung ist, vor allem wegen der bestehenden rechtlichen 

                                        
 545  Stobbe, NJW 1997, 1284 (1285).  
 546  Die Anzahl arbeitsloser Juristen lag für 1997 bei 6.695, vgl. Henke, AnwBl 1998, 528 (528). 

Es gilt jedoch zu beachten, daß die Quote arbeitsloser Juristen ganz erheblich  unter der 
allgemeinen Arbeitslosenquote von etwa 10% liegt. 

 547  Kääb, BRAK-Mitt 2000, 65 (65) m.w.N.  
 548  Die Zahlen gelten für das Jahr 1994 für die alten Bundesländer, vgl. BRAK-Mitt 1996, 174 

(178). Zu aktuellen Zahlen vgl. auch Oberlander/Schmuck, BRAK-Mitt 2000, 16ff.  
 549  Benten, Internet-Chance; Stobbe, NJW 1997, 1284 (1285).  
 550  Umfassend Heussen, AnwBl 1999, 461 (463ff.); Kuner, 18ff. 
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Unsicherheit, groß.551 Das Internet entwickelt sich somit zunehmend zum 
„Rechtsanwaltsversorgungswerk“.552 Aufgrund des Kosten- und Leistungsdrucks 
werden sich viele junge Rechtsanwälte geradezu genötigt sehen, auch die 
Mandanten zu vertreten, deren Ansprüche - vorsichtig formuliert - rechtlich 
zweifelhaft sind.  

2. Rechtsunsicherheit im Online-Bereich 

Ein zweiter möglicher Grund für den Rechtsmissbrauch könnte die allgemeine 
Rechtsunsicherheit im Online-Bereich sein. Sowohl der Gesetzgeber als auch die 
mit der Thematik befassten Juristen haben oftmals erhebliche Schwierig-keiten, 
die jeweilige Situation exakt auszumachen und zu bewerten.553 Trotz des im Jahre 
1997 verabschiedeten Informations- und Kommunikationsdienste-gesetzes 
(IuKDG),554  das rechtliche Rahmenbedingungen für den Online-Bereich 
vorgegeben hat, sind viele Begriffe zweideutig und warten noch auf eine 
gerichtliche Klärung.555 So herrscht auch vier Jahre nach dem Inkrafttreten des 
IuKDG in fast allen Bereichen des Internet erhebliche Rechtsun-sicherheit.556 Das 
soll im folgenden anhand von zwei Beispielen erläutert werden. 

Das bekannteste und aufsehenerregendste Urteil im Jahre 1998 war die 
Verurteilung des CompuServe-Geschäftsführers Felix Somm wegen Verbreitung 
pornographischer Schriften (§ 184 StGB) durch das AG München.557  Das 
Gericht verurteilte Somm für Beiträge unbekannter Dritter, die ihre Nachrichten an 
den Newsgroup-Server von CompuServe geschickt hatten. Im Kern ging es 
darum, ob CompuServe unter die in diesem Fall strafbefreiende 
Haftungsprivilegierung des § 5 Nr. 3 TDG fiel oder nicht. Stein des Anstoßes war 

                                        
 551  Kuner, 18ff.; Spindler, Vorwort, V; Strömer, Vorwort, VIII.   
 552  Strömer, Vorwort, VIII. Ähnlich kritisch Hoffmann, MMR 2001, 129 (129f.).  
 553  Kröger/Gimmy, Vorwort, V.  
 554  IuKDG v. 22.07.1997, BGBl. I, 1870.  
 555  Gerber, c´t 2000, 140 (140f.); Schulzki-Haddouti, c´t 18/1999, 80 (81).  
 556  Nach einer Umfrage des Internet-Vereins „Freedom for Links“ gaben fast 85% der Internet-

Nutzer an, die Rechtsunsicherheit im Online-Bereich gebe Anlaß zur Sorge, 
http://www.votenow.de/vote.cgi?100056, 29.05.2000.  

 557  AG München, K&R 1998, 406.  
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der Begriff des Providers. Es fehlte jede gesetzliche Definition und 
Rechtsprechung. Das AG München verneinte die Anwendbarkeit der 
Haftungsprivilegierung und verurteilte Somm. Das Urteil wird im Schrifttum 
einhellig als krasses Fehlurteil bezeichnet.558 Die Internet-Branche geriet in helle 
Aufregung, musste sie künftig befürchten, empfindlichen Freiheitsstrafen 
ausgesetzt zu sein.  

Erst die Aufhebung des Urteils und der Freispruch von Somm im 
Berufungsverfahren vor dem LG München559 führte zu einer Klärung und 
Richtigstellung. Das LG München bejahte die Anwendbarkeit der 
Haftungsprivilegierung von § 5 Nr. 3 TDG. Der Freispruch wurde in der 
Kommunikationsindustrie mit Erleichterung aufgenommen.  

Es gilt dabei zu beachten, dass zwischen den beiden Urteilen fast eineinhalb Jahre 
vergangen sind. Eineinhalb Jahre war ungeklärt, ob das Urteil des AG München 
Bestand haben oder aufgehoben werden würde. Es handelt sich dabei für den 
schnelllebigen Zeitraum des Internet, wo zwei Monate einem Internet-Jahr 
entsprechen,560 um einen sehr langen Zeitraum. 

Ein weiteres Beispiel: Bisher wurde in der Rechtsprechung561 der Betrieb von 
Domains mit beschreibenden Begriffen, also Gattungs-, Waren- oder 
Dienstleistungsbezeichnungen, als wettbewerbsrechtlich zulässig angesehen. Mitte 
1999 urteilte nun das OLG Hamburg,562 dass Inhaber von Domains mit 
beschreibenden Begriffen563 eine wettbewerbsrechtlich unzulässige Monopol-
stellung besitzen würden und ihrer Domain-Adresse einen unter-
scheidungskräftigen Zusatz hinzufügen müssten.  

                                        
 558  Barton, K&R 2000, 195 (195); Eichler, K&R 1998, 412 (412ff.).  
 559  LG München, K&R 2000, 193.  
 560  Lauff/Felderhoff, K&R 1998, 153 (154).  
 561  OLG Braunschweig, MMR 2000, 610; OLG Frankfurt, NJW 1998, 165; OLG Hamm, MMR 

2001, 237; LG Hamburg, MMR 2000, 763; LG Köln, MMR 2001, 197; LG München, MMR 
2001, 185. 

 562  OLG Hamburg, K&R 2000, 190. Ebenso OLG Stuttgart, MMR 2000, 164; LG Köln, MMR 
2000, 45; MMR 2001, 55; LG München, MMR 2001, 179.  

 563  Der konkrete Fall betraf die Doman http://www.mitwohnzentrale.de.  
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Das Urteil wird in der Lehre564 harsch kritisiert. So wird insbesondere 
beanstandet, dass die Entscheidung keine, wenn auch unliebsame Klarheit 
herbeiführt, sondern - im Gegenteil - wiederum nur neue Probleme produziert. 
Denn mit keinem Wort erwähnen die Richter, was mit den jeweiligen 
beschreibenden Domains geschehen soll. Müssen sie gelöscht werden? Haben 
Mitkonkurrenten einen Anspruch, auf der ersten Seite erwähnt zu werden? Oder 
erfolgt eine Übertragung auf die jeweiligen Kammern und Verbände? Das 
vollkommen überraschende Urteil führte zu zahlreichen Abmahnungen, in denen 
die Mitbewerber versuchten, sich der unliebsamen und schnelleren Konkurrenz zu 
entledigen.565  
 
Die „Zentrale zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs e.V.“ 
(Wettbewerbszentrale) in Bad Homburg gehört zu den angesehensten Ver-
einigungen im Bereich der Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs. Es handelt 
sich um einen im Jahre 1912 gegründeten branchen-übergreifenden 
Zusammenschluss von Unternehmen und Wirtschaftsorganisationen zum Zwecke 
der Förderung gewerblicher Interessen. Zu den Mitgliedern zählen sämtliche 
Industrie- und Handelskammern, die meisten Handwerkskammern, über 400 
Verbände und Organisationen der Wirtschaft sowie ca. 1.000 weitere 
Unternehmen. Mitte März 2000 verschickte die Wettbewerbszentrale zahlreiche 
Abmahnungen an Betreiber mit allgemein-beschreibenden Domains wie 
„www.sprach-reisen.de“, „www.sprachen.de“ und „www.language.de“.566 
Viele Domain-Inhaber betrieben zu diesem Zeitpunkt ihre Domains schon 
mehrere Jahre mit erheblichem finanziellen Aufwand bis zu mehreren 

                                        
 564  Kaufmann, c´t 1/2000, 70 (72); Preiß, c´t 2001, 286 (287f.); Stadler, Anmerkung 

Mitwohnzentrale; differenzierend Renck, WRP 2000, 264 (267). Sehr kritisch Sosnitza, K&R 
2000, 209 (216), der zu Recht darauf hinweist, daß im Ausland die Verwendung von 
Gattungsbegriffen trotz jahrzehntelanger Verwendung in keiner Weise rechtliche Probleme 
verursacht hat. Grundlegend Hoffmann, Beilage zu NJW 14 / 2001, 22ff. 

 565  Akademie.de, Beschreibende Internet-Adressen; Rauschhofer, Computerwoche 47/1999, 4 
(4); Paoli, Ohne sichere Zukunft.; Stadler, Anmerkung Mitwohnzentrale.  

 566  Grollmann, Internet World 6/2000, 76 (76).  
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Millionenbeträgen.567 Erst als bekannt wurde, dass das Urteil des OLG Hamburg 
nicht rechtskräftig war, sondern Revision vor dem BGH eingelegt worden war, 
wurden die Abmahnungen ausgesetzt. Zu welchen Widersprüchlichkeiten und 
Absurditäten all dies führen kann, zeigt die Tatsache, dass die abmahnende 
Wettbewerbszentrale selber unter einem beschreibenden Gattungsbegriff 
(„www.wettbewerbszentrale.de“) zu finden ist.568  

Mitte 2001 erkannte der BGH569 die Verwendung von Gattungsbegriffen bei 
Domain-Namen für zulässig an. Jedoch führte das Gericht auch aus, dass diese 
Zulässigkeit Grenzen habe. Dies sei z.B. der Fall, wenn der Verwender die 
Gattungsbezeichnung nicht nur unter einer Top-Level-Domain nutze, sondern 
gleichzeitig auch andere Schreibweisen oder die Verwendung derselben 
Bezeichnung unter anderen Top-Level-Domains blockiere. Überall dort, wo der 
Eindruck entstehen könne, dass es sich um das einzige oder maßgebliche 
Angebot der Gattungsbezeichnung handele, sei die Zulässigkeit zu verneinen.570 
Aufgrund dieser einschränkenden Ausnahmen verwies der BGH die Revision zur 
Tatsachenüberprüfung an das OLG Hamburg zurück.571 

Zwar hat somit das Urteil des BGH erste Rechtssicherheit gegeben. Die 
zahlreichen Ausnahmen und das noch abzuwartende Urteil des OLG Hamburg 
zeigen jedoch, dass eine endgültige Klärung und damit die einhergehende 
Rechtssicherheit nach wie vor aussteht. Dies belegen auch die ersten Urteile, die 
nach Bekanntwerden der BGH-Entscheidungen ergingen.572 

                                        
 567  Kaufmann, c´t 1/2000, 70 (70); Strömer, K&R 2000,  192 (193); Varadinek, Internet-

Branche atmet auf. So z.B. „www.buecher.de“, deren Web-Investitionen allein im Jahre 1999 
12 Mio. DM betrugen. 

 568  Grollmann, Internet World 6/2000, 76 (76).  
 569  BGH, MMR 2001, 666 m. Anm. Hoeren = MDR 2002, 45 m. Anm. Mankowski.  
 570  Mankowski, MDR 2002, 46 (47) sieht in jeder Aneignung von Branchenbezeichnungen durch 

einen einzelnen Wettbewerber die irreführende Behauptung einer Spitzenstellung als gegeben. 
  571  Zweifelnd Abel, WRP 2001, 1426 (1429ff.), ob diese Ausnahmen von der grundsätzlichen 

Zulässigkeit wirklich notwendig sind. 
  572  So bejahte das OLG Nürnberg, K&R 2002, 155 im Falle der Domain „steuererklaerung.de“ 

für eine Lohnsteuerhilfe-Verein eine Irreführung i.S.d. § 3 UWG. 
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Diese beiden Beispiele zeigen deutlich, dass Internet-Dienstleister ihre Existenz 
tagtäglich durch neue Gesetze und deren Auslegung zu Recht als gefährdet 
ansehen müssen.573 So fängt die Rechtsunsicherheit schon bei der Wahl des 
Domain-Namens an.574 Strömer stellt daher richtigerweise fest:  

„Der im Internet tätige Anwalt kennt das Problem, seinen 
Auftraggebern nur in krassen Fällen klare Hinweise geben zu 
können, im übrigen auf die Erfahrung verweisen zu müssen, daß 
der Mandant vor Gericht und auf hoher See in Gottes Hand 
ist.“  575  

Inzwischen haben sich zahlreiche deutsche Internet-Unternehmen zur Initiative 
„Rechtssicherheit im Internet“ zusammengeschlossen, die mehr Rechtssicherheit 
für den Online-Bereich fordert.576 

Insgesamt lässt sich somit feststellen, dass die Eigenart des Internet und die 
bisher unbekannte Eigendynamik des Mediums zu einer Vielzahl von offenen 
Rechtsfragen führt, deren Ergebnis eine Rechtsunsicherheit im Online-Bereich 
ist.577 Der Gesetzgeber verschärft dieses Problem oftmals noch durch eine 
hektische Gesetzgebung.578 

Es ist wenig verwunderlich, wenn daher manche Unternehmen gerade in 
Anbetracht des wirtschaftlichen Potentials des Internet  diese bestehende 

                                        
 573  Kaufmann, c´t 1/2000, 70 (70). So auch die Kleine Anfrage der CDU-/CSU-Fraktion v. 

04.07.2000, BT-Drucks. 14/3819, 2, wo betont wird, daß die gegenwärtig bestehende 
Rechtsunsicherheit die wirtschaftliche Entwicklung vieler Internet-Unternehmen behindert oder 
einschränkt. 

 574  Vgl. Festl-Wietek, c´t 12/1999, 192 (192). Unter http://www.domain-recht.de gibt es 
inzwischen „sieben goldene Domain-Regeln“, die in rechtlicher Hinsicht bei der Wahl eines 
Domain-Namens helfen sollen. 

 575  Strömer, K&R 2000, 192 (192).  
 576  Vgl. dazu die Homepage der Web-Initiative, http://www.wi-r.de.  
 577  Berlit, NJW 1999, 701 (702); Heckmann, NJW 2000, 1370 (1375); Hoofacker, c´t 

16/1998, 156 (157); Kaufmann, c´t 7/1999, 94 (97); Kaufmann, c´t 15/1999, 134 (135); 
König, c´t 9/1997, 274 (274f.); Kuri/Labs, c´t 20/1999, 54 (54); Schulzki-Haddouti, c´t 
16/1998, 160 (160f.); Strömer, K&R 2000, 192 (192). 

 578  Köhler/Arndt, Rdnr. 5.  
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Unsicherheit dazu nutzen, sich der unliebsamen Konkurrenz zu entledigen oder 
einen generellen Wettbewerbsvorteil zu erlangen. 

3. Wirtschaftliches Potential des Internet 

Ein weiterer Faktor für den Missbrauch dürfte das immense wirtschaftliche 
Potential des Mediums sein. Z.Zt. benutzen etwa 300  Millionen Menschen 
weltweit das Internet.579 Alle sechs Monate wächst die Zahl der Internet-Nutzer 
um die Einwohnerzahl Großbritanniens. Allein in Deutschland nutzen derzeitig 25 
Mio. Menschen regelmäßig das Internet.580 Das Volumen der täglich versendeten 
E-Mails übersteigt schon heute das der normalen Briefpost um das Zehnfache. 
Der Handel über das Internet wird im Jahre 2001 nach Einschätzung von 
Experten auf 30 Mrd. US Dollar ansteigen.581 Schon heute kaufen 15% der 
deutschen Bevölkerung über das Internet ein, buchen Bahn- und Flugtickets, 
reservieren Hotelzimmer oder betreiben Homebanking. Es werden Zuwachsraten 
zwischen 400% - 900% erwartet.582 Das Internet ist die einzige 
Wirtschaftsbranche, für die auch noch in weiterer Zukunft zweistellige 
Zuwachsraten prognostiziert wird.583  

 

All diese Zahlen belegen, dass die wirtschaftliche Bedeutung des Mediums noch 
deutlich wachsen und ein nicht unerheblicher Teil des weltweiten 
Handelsvolumens zukünftig online abgewickelt wird. Das Internet ist somit längst 
zu dem Wachstumsmarkt der Zukunft geworden. Die Zeiten, in denen lediglich 

                                        
 579  Angaben nach dem Global Reach Report, Stand: April 2001, http://www.glreach.com/globstats. 
    580   Online-Monitor der Gesellschaft für Konsumforschung, Stand: März 2001, 

http://www.gfk.deprodukte/eigene_pdf/online_monitor.pdf. 
 581  Nach Einschätzung von Forrester Research soll der Betrag sogar  64 Mrd., nach Meinung von 

Price Waterhouse sogar 434 Mrd. betragen. Zu Nachweisen und zur Verläßlichkeit dieser 
Angaben vgl. Heussen, AnwBl 1999, 461 (462).  

 582  Studie der Gesellschaft für Konsumforschung, Stand: Juli 1999, http://www.me-
dien.de/gfk/onmo3.htm.  

 583  Webagency, Zahlen zu Internet, e-Business und e-Commerce, http://www.web-
agency.de/infopool/internetwissen/ak980408.htm.  
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Studenten, Computer-Freaks und andere Insider das Internet bevölkerten, sind 
längst vorbei. Das Internet hat in dieser Hinsicht seine Unschuld verloren.584  

All dies hat auch längst die Wirtschaft entdeckt. Waren 1997 lediglich 50.000 
deutsche Unternehmen „online-präsent“, waren es ein Jahr später bereits 
100.000.585 Dies führt unweigerlich zu einem enormen Verdrängungs- und 
Konkurrenzwettbewerb in diesem Bereich. Jeder will sich ein Rosinen-Stück vom 
„Kuchen“ Internet abschneiden. Nicht wenige der heute aus dem Boden 
gestampften Firmen werden diesen Wettbewerb nicht überleben. Es ist daher 
wenig erstaunlich, wenn bei diesem Wettbewerb auch mit unzulässigen Mitteln 
gekämpft wird. Es handelt sich um eine alte wirtschaftswissenschaftliche 
Weisheit, dass dort, wo der Konkurrenzdruck am höchsten ist, auch der 
unlautere Wettbewerb überdurchschnittliche Formen aufweist. 

V. Reaktion des Internet 

Die Betrachtung der Reaktion des Internet ist deshalb wichtig und darf nicht 
vernachlässigt werden, weil das Internet, anders als alle bisher bekannten Medien, 
ein extrem dynamisches Eigenleben besitzt, das nur schwer kontrolliert und 
reglementiert werden kann. Diesen Umstand gilt es zu berücksichtigen, wenn 
weiter unten etwaige Lösungsvorschläge aufgezeigt werden. 

1. Web-Initiativen 

a) „Emergency.de“ 

Einem Kleinunternehmer wurde durch eine einstweilige Verfügung der Betrieb 
seiner Domain „www.emergency.de“ innerhalb des Domain-Name-Systems586 
untersagt. Er verlor seinen Domain-Namen, war jedoch weiterhin unter der IP-
Nummer erreichbar. Daraufhin setzte er auf seinen Web-Seiten einen Link zu 

                                        
 584  Strömer, 1. Aufl., VII.  
 585  Zitiert nach Köhler/Arndt, Rdnr. 2.  
 586  Alle Rechner, die über das Internet erreichbar sind, verfügen über eine eindeutige Internet-

Protokoll-Nummer, die aus vier Zahlen-Teilen besteht. Da sich solche Zahlenkombinationen 
aber schlecht merken lassen, werden diesen entsprechende Klartext-Adressen zugeordnet. 
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mehreren Seiten, auf denen der Rechtsanwalt, der die einstweilige Verfügung 
beantragt hatte, verunglimpft wurde. Der Rechtsanwalt schickte eine 
Unterlassungsverfügung mit der Auflage, den Link zu entfernen und die 
Anwaltskosten von knapp 2.000,- DM zu tragen. Der Kleinunternehmer 
unterschrieb die Unterlassungserklärung, weigerte sich aber, die Anwaltsgebühren 
zu begleichen. Der Rechtsanwalt klagte vor dem LG Hamburg und bekam 
Recht.587 Dem Kleinunternehmer fehlte die finanzielle Basis, um in Berufung zu 
gehen.  

Die Netzgemeinde begann aktiv zu werden. Es fanden sich mehrere Interessierte 
zusammen und gründeten die Initiative „Freedom for Links“.588 Ziel der Initiative 
war es, den Kleinunternehmer bei dem Versuch zu unterstützen, in Berufung zu 
gehen. Dazu wurde ein Spendenkonto eingerichtet. Es wurden innerhalb kürzester 
Zeit mehr als 10.000,- DM gesammelt, so daß der Kleinunternehmer in Berufung 
gehen konnte.589 Auch wurde eine E-Mail-Liste eingerichtet, auf der sich 
jedermann eintragen und sich so über die aktuellen Tendenzen auf dem laufenden 
halten konnte. Schließlich wurde ein Werbe-Button mit „Freedom for Links“-
Logo gestaltet, den jeder Web-Seiten-Entwickler auf seinen Seiten platzieren und 
damit allen zeigen konnte, dass er sich mit der Initiative solidarisierte. 

b) Webspace 

Als Anfang Juli 1999 der Begriff „Webspace“ durch das DPMA eingetragen 
wurde, gründete sich eine Web-Initiative deutscher Web-Provider, deren Ziel eine 
gemeinsame Löschungsklage war.590 Zahlreiche namhafte Provider beteiligten 
sich.591 Neben dem finanziellen Aspekt, jedes Unternehmen spendete mindestens 
100,- DM, wurden auch mehrere Domains592 gegründet, die sich ausschließlich 
mit dem Problem „Marken-Grabbing“ beschäftigen. Am 23.07.1999 wurde unter 
Federführung zweier Rechtsanwälte die Löschung der Marke beantragt. Am 
                                        

 587  LG Hamburg, Urt. v. 12.05.1998, Az.: 312 O 85/98.  
 588  Online zu finden unter http://www.freedomforlinks.de.  
 589  OLG Hamburg, NJW-CoR 1999, 112.  
 590  Die aktuelle Liste ist wiederzufinden unter http://www.netscouts.de/host/info/ abmahn.php3.  
 591  So z.B. die Strato AG, Schlund & Partner AG oder NetDiscount.  
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02.02.2000 erfolgte daraufhin eine rund dreistündige Anhörung beim DPMA, an 
deren Ende das DPMA die Löschung der Marke verfügte.  

c) SelfHTML 

Eine weiterer Zusammenschluss in dieser Richtung ist die sog. „SelfHTML“-
Initiative. Der Verein „Freedom for Links“ und Stefan Münz,593 Autor des 
bekanntesten deutschsprachigen HTML-Online-Handbuches „SelfHTML“, 
schlossen sich Anfang des Jahres 2000 zusammen, um gemeinsam gegen die 
systematischen Abmahnungen im Online-Bereich vorzugehen. Münz wurde 
abgemahnt, weil er in seinem Online-Handbuch neben zahlreichen anderen 
Software-Produkten auch ein Programm namens „FTP Explorer“ erwähnt und 
einen Link auf die Seiten des amerikanischen Herstellers gesetzt hatte. Der 
Inhaber der deutschen Marke „Explorer“ machte daraufhin eine 
Markenrechtsverletzung geltend und mahnte Münz und all die Web-Seiten-
Betreiber ab, die das kostenlose Handbuch zwecks Verfügbarkeit auf ihren 
Servern gespiegelt594 hatten. 

 „Freedom for Links“ und Münz erhoben daraufhin negative Feststellungsklage 
vor dem LG Düsseldorf. Sie strebten einen Musterprozess an, der die generelle 
Behandlung des Markenrechts im Internet beleuchten und zu mehr 
Rechtssicherheit führen sollte.595 Um diesen Prozess führen zu können, riefen sie 
online zu Spenden auf. Innerhalb kürzester Zeit kam ein Betrag von 50.000,- DM 
zustande, der es den beiden ermöglichte, die Klage einzureichen.596 Ende Oktober 
2000 erging das Urteil des LG Düsseldorf.597 Das Gericht stellte fest, dass die 

                                                                                                                          
 592  Zu nennen ist hier z.B. http://www.markengrabbing.de.  
 593  Vgl. http://www.teamone.de/selfaktuell/talk/rechtundlinks.html.  
 594  Unter Spiegeln ist das Anlegen einer Kopie einer Web-Seite auf einem anderen Server zu 

verstehen. Dies kann sowohl zur Sicherung als auch zur Entlastung des Ursprungs-Servers 
geschehen.  

 595  Vgl. zu diesem Problem allgemein Krieger, Der Link-Konflikt. 
 596  Freedom for Links, Los geht`s.  
 597  LG Düsseldorf, Urt. v. 25.10.2000, Az.: 2 a O 106/00.  
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Verwendung des Begriffs „Explorer“ keine Markenrechte verletze und daher frei 
verwendet werden könne.598 

2. Abmahn-Datenbank 

Die Initiative „Freedom for Links“ ist inzwischen ein gemeinnütziger Verein 
geworden, der sich für Meinungsfreiheit und Demokratie im Internet einsetzt. Von 
dieser Initiative wurde eine Abmahn-Datenbank599 entwickelt, in die sich jeder 
Betroffene online eintragen kann. Auf Wunsch werden die Daten des 
Abgemahnten anonymisiert. Abmahnender und Abmahnungsgrund bleiben aber 
in jedem Fall ersichtlich. Im Gerichtsverfahren werden alle Daten, auch die des 
Abgemahnten, herausgegeben.600 So hat diese Abmahn-Datenbank zum 
„Serienabmahner“-Urteil des LG München in Sachen „Webspace“ erheblich 
beigetragen.601 

3. „www.abmahnungswelle“ 

Eine ähnliche Zielrichtung verfolgt auch das Projekt 
„www.abmahnungswelle.de“. Ziel dieses Projekts ist es, in einem ersten Schritt 
alle vorkommenden Abmahnungen im Internet zu sammeln und in einem zweiten 
Schritt zu bestimmen, welche dieser Abmahnungen rechts-missbräuchlich sind. 

VII.  Gesamtergebnis 

Auch im Bereich des Internet gibt es einen  Missbrauch der wettbewerbs-
rechtlichen Abmahnung. Dabei treten vor allem die Kategorien der 
Kostenerzielungsabsicht, der Hinterhaltsmarke und der individuellen Be-hinderung 
zu Tage. Neben den schon bekannten Merkmalen weist dieser Rechtsmissbrauch 
mehrere internetspezifische Besonderheiten auf. So führt die 

                                        
 598  Dazu ausführlich Jurawelt, In Sachen Münz gegen Symicron; Stadler, Licht am Ende des 

Explorer-Tunnels. 
 599  Zu finden unter http://www.freedomforlinks.de/Pages/abgemahnt.html.  
 600  Zu den datenschutzrechtlichen Auseinandersetzungen um die Abmahn-Datenbank vgl. Heise 

Online News, Abmahn-Datenbank; Freedom for Links, Serienabmahner beunruhigt.  
 601  Vgl. dazu Heise Online News, Abmahn-Datenbank 
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überdurchschnittliche Präsenz vieler Kleinst- und Kleinunternehmer mit geringer 
finanzieller Liquidation im Online-Bereich dazu, dass Abmahnende die 
Abmahnkosten durch Festsetzung des Streitwerts hoch ansetzen, um den 
Abgemahnten von einer Rechtsverteidigung abzuhalten. Vor allem ist die Tendenz 
unübersehbar, allgemeine Internet-Begriffe markenrechtlich schützen zu lassen, 
um unbedarfte Dritte abmahnen und die Abmahnkosten einstreichen zu können 
(sog. Marken-Grabbing). Mögliche Gründe für diesen Rechtsmissbrauch sind in 
erster Linie die Juristenschwemme, die Rechtsunsicherheit im Online-Bereich und 
das enorme wirtschaftliche Potential des Mediums. 
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Teil 5: Konsequenzen und Schlussfolgerungen 

A. Abschaffung der Abmahnung 

Um dem Missbrauch der Abmahnung zu begegnen, wäre eine denkbare 
Möglichkeit, das Rechtsinstitut der Abmahnung abzuschaffen. So wird immer 
wieder vor allem von zahlreichen Nutzern802 in Online-Foren803 und auch 
vereinzelt in der Lehre804 diese Forderung erhoben. Als Begründung wird 
angeführt, dass der Missbrauch eines Rechtsinstituts nur dann möglich sei, wenn 
das Rechtsinstitut an sich bestehe. Existiere keine wettbewerbsrechtliche 
Abmahnung, so existiere auch kein Missbrauch der wettbewerbsrechtlichen 
Abmahnung. 
 
Mit dieser Begründung könnte praktisch jedes bestehende Rechtsinstitut 
abgeschafft werden, da - wie oben dargelegt805 - Missbrauch in allen 
Rechtsgebieten auftaucht. Eine derartige Schlussfolgerung ist daher 
unverhältnismäßig und abzulehnen.  
 
Auch in anderer Sicht erscheint eine Abschaffung wenig sinnvoll. Mehr als 90% 
aller gerügten Wettbewerbsverstöße erledigen sich im Abmahnverfahren. Würde 
die Abmahnung abgeschafft, wäre zu klären, wie diese Rechts-streitigkeiten 
zukünftig gelöst werden sollen. Denkbar wäre die Einführung eines neuen, 
außergerichtlichen Rechtsmittels. Gründe, warum dieses neue Rechtsmittel vom 
Missbrauch verschont bleiben sollte, sind nicht ersichtlich. Es ist sogar mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu vermuten, dass dieses neue Rechtsinstitut in genau dem 
gleichen Umfang rechtsmissbräuchlich benutzt werden würde wie heute die 
Abmahnung. Mit der Schaffung eines neuen, außergerichtlichen Rechtsmittels 

                                        
 802  So z.B. im Forum der „Freedom for Links“-Initiative, http://www.freedomforlinks.de/forum. 
 803  Ein Online-Forum ist ein abgegrenzter Diskussionsbereich zu einer bestimmten Thematik auf 

einer Web-Seite.  
 804  Prelinger, NJW 1982, 211 (211). In der Tendenz auch Schricker, GRUR 1979, 1 (7). Vgl. 

auch Härtung, AnwBl 2000, 678 (678), der die wettbewerbsrechtliche Abmahnung jedoch nur 
im Verhältnis zwischen Rechtsanwälten ausschließen will.  

 805  Vgl. oben  186f. 



 298  

 

wäre daher nichts gewonnen. 
 

Eine weitere Möglichkeit bestünde darin, die bisher außergerichtlich beigelegten 
Streitigkeiten nunmehr vollständig durch die Gerichte klären zu lassen. Eine 
erhebliche Zunahme der Prozesse wäre die Folge. Berücksichtigt man die 
Tatsache, dass schon derzeit die Gerichte an der Grenze ihrer Kapazitäten sind, 
erscheint auch diese Lösung wenig praktikabel. Teplitzky806 warnt deshalb zu 
Recht, dass eine Abschaffung schlimme Folgen für die Gerichtsbarkeit nach sich 
ziehen würde. Bei der wettbewerbsrechtlichen Abmahnung handelt es daher um 
einen unverzichtbaren Bestandteil des Wettbewerbsrechts.807 Die 
Rechtsprechung808 hat dies längst erkannt und sieht den Zweck einer Abmahnung 
daher u.a. auch in dem Schutz der Justiz vor Überlastung. 
 
Die Abschaffung der wettbewerbsrechtlichen Abmahnung  kann das Problem des 
Abmahnungsmissbrauchs nicht lösen. Im Gegenteil, dadurch würden vielmehr 
neue geschaffen. Die Abmahnung ist daher beizubehalten. 

B. Abschaffung des Kostenersatzanspruchs 

Eine weitere, oftmals erhobene Forderung809 ist die Abschaffung des 
Kostenersatzanspruchs. Ob eine solche Forderung begründet ist, ist nur unter 
Berücksichtigung der historischen Entstehung möglich. Daher wird im folgenden 
kurz die geschichtliche Entwicklung des Kostenersatzanspruchs dargestellt. 

                                        
 806  Teplitzky, Kap. 41, Rdnr. 3.  
 807  Oppermann, AcP 193 (1993), 497 (526) m.w.N.  
 808  KG, WRP 1988, 167 (167); OLG Köln, WRP 1983, 118 (118); WRP 1984, 641 (642); 

WRP 1986, 426 (427); OLG Saarbrücken, WRP 1988, 198 (199).  
 809  Vgl. die Nachweise im folgenden.  
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I. Geschichtliche  Entwicklung 

1. Gesetzesentwurf 1968 

Der erste diesbezügliche Gesetzesentwurf stammt aus dem Jahre 1968.810 Er sah 
im Falle der Abmahnung die Erstattung der angefallenen Kosten vor: 

„Wer wegen Wettbewerbshandlungen (...) abgemahnt wird, hat 
die hierdurch entstehenden Kosten einschließlich der durch die 
Hinzuziehung eines Rechtsanwaltes entstehenden Kosten zu 
tragen.“ 811 

Dieses Vorhaben wurde jedoch nicht Gesetz, da im Jahre 1970 der BGH in der 
Fotowettbewerb-Entscheidung812 die Kostentragungspflicht des Abgemahnten 
grundlegend anerkannte. Daher wurde eine Fixierung als nicht mehr notwendig 
angesehen und der Gesetzesentwurf nicht umgesetzt.  

2. Gesetzesentwurf 1982 

Der von der Rechtsprechung zuerkannte Kostenersatzanspruch führte im Laufe 
der siebziger Jahre dazu, dass wettbewerbsrechtliche Ansprüche weit über das 
Maß des Notwendigen hinaus geltend gemacht wurden. So wurden zahlreiche 
Wettbewerbsverbände gegründet, die nach ihrer Satzung zwar als Ziel die 
Verfolgung unlauteren Wettbewerbs zum Zweck hatten, tatsächlich ging es ihnen 
in erster Linie jedoch darum, aus der Abmahntätigkeit Gewinn zu erlangen. So 
wurden gezielt marginale, massenhaft vorkommende Wettbewerbsverstöße 
aufgegriffen und die Verletzer kostenpflichtig abgemahnt.813 Neben diesen 

                                        
 810  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, BT-

Drucks. 5/2324.  
 811  § 22 a Abs. 2 UWG-Entwurf.  
 812  GRUR 1970, 189 - Fotowettbewerb.  
 813  Ulrich, WRP 1997, 918 (919f.); Vogt, NJW 1994, 2509 (2512). So auch die Begründung 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, 
WRP 1994, 369 (372).  
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Verbänden existierten auch zahlreiche Mitwettbewerber, die missbräuchliche 
Abmahnungen aussprachen.  

Insgesamt wurden Wettbewerbsverstöße in einem Ausmaß verfolgt, das in gar 
keinem Verhältnis mehr zu dem Geschäftsumfang des jeweils Abmahnenden 
stand.814 Diese Abmahnpraxis löste in Wirtschaftskreisen Ärger und Unruhe 
aus.815 

Die damalige Bundesregierung sah sich veranlasst zu handeln und legte im Jahre 
1982 eine Novelle816  zum UWG vor. In § 13 Abs. 6 des Entwurfs war die 
Abschaffung des Kostenersatzanspruchs vorgesehen: 

„Wer einen Unterlassungsanspruch außergerichtlich geltend 
macht, kann vom Zuwiderhandelnden einen Ersatz der 
Aufwendungen für die erste Abmahnung nicht verlangen.“ 817 

In der Begründung wird angeführt: 

„Angesichts der häufenden Beschwerden über sog. 
Gebührenvereine, die die Abmahn- und Klagebefugnis (...) 
missbrauchen, wurden die Vorschläge um die Bestimmung 
ergänzt, dass für die erste Abmahnung (...) ein Aufwendungsersatz 
(...) nicht verlangt werden kann (...). 

Der bisher von der Rechtsprechung (...) zugebilligte Anspruch soll 
(...) nicht mehr bestehen. (...) Ausgeschlossen ist der 
Erstattungsanspruch aber nur für die jeweils erste Abmahnung 
(...). Die Vorschrift erfasst dagegen nicht Ansprüche auf 

                                        
 814  OLG Karlsruhe, WRP 1986, 49 (49); OLG München, WRP 1986, 304 (305); LG Mannheim, 

WRP 1986, 56 (56f.); Ulrich, WRP 1997, 918 (920f.).  
 815  Vgl. Die Welt v. 19.4.1987, 37; Süddeutsche Zeitung v. 11.08.1981, 7. Siehe dazu auch die 

Erklärung des Bundesministers der Justiz in „recht-information“ 1981, Nr. 12, 98, und die 
Erklärung der Spitzenverbände der Deutschen Wirtschaft, WRP 1982, 79.  

 816  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, BT-
Drucks. 9/1707. 

 817  § 13 Abs. 6 UWG-Entwurf. 
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Erstattung von Aufwendungen für weitere, durch das Verhalten 
des Zuwiderhandelnden (...) veranlasste Folgeabmahnungen 
durch denselben Anspruchsteller und auf Ersatz der Kosten der 
Geltendmachung des Unterlassungsanspruchs im Wege des 
Antrags auf einstweilige Verfügung.“ 818

 

Aufgrund des Regierungswechsels im Herbst 1982 wurde das Gesetzesvorhaben 
nicht mehr abgeschlossen.819 

3. Gesetzesnovelle 1986 

Veranlasst durch den nach wie vor erheblichen Missbrauch820 der Abmahnung, 
brachte die neue Bundesregierung im Jahre 1986 eine zum Entwurf von 1982 
nahezu wortgleiche Gesetzesvorlage821 ein. Die Regelung sah wie folgt aus: 

„Wer einen Unterlassungsanspruch außergerichtlich geltend 
macht, kann vom Zuwiderhandelnden einen Ersatz der 
Aufwendungen für die erste Abmahnung nicht verlangen.“ 822 

Zur Begründung führt der Entwurf an: 

„(...) sieht (...) die Abschaffung des (...) Aufwendungsersatzes (...) 
vor, weil die Missbräuche der Abmahnungsbefugnis (...) trotz 
vielfältiger Bemühungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden 
(...) nicht völlig eingedämmt werden konnten. Zur (...) effizienten 
Bekämpfung der verbliebenen Missbräuche erscheint die 
vorgeschlagene Regelung erforderlich.“ 823 

                                        
 818  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, BT-

Drucks. 9/1707, 18.  
 819  Ulrich, WRP 1997, 918 (920).  
 820  Alt, NJW 1987, 21 (26); Sack, BB 1986, 953 (953); Scholz, WRP 1987, 433 (433). 
 821  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung wirtschafts- und verbraucherrechtlicher Vorschriften, BT-

Drucks. 10/4741. Fast identisch auch der Gesetzesentwurf der SPD-Bundestagsfraktion, BT-
Drucks. 10/80. 

 822  § 13 Abs. 5 UWG-Entwurf. 
 823  Begründung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung wirtschafts- und verbraucherrechtlicher 
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Weiter heißt es: 

„Der Entwurf beschränkt sich darauf, (...) den finanziellen Anreiz 
zu beseitigen, der den Missbräuchen zugrunde liegt. Entfällt  
dieser finanzielle Anreiz und bringt damit das Abmahngeschäft 
allenfalls Kosten, aber keinen Gewinn, so werden die 
Abmahnungen nur noch in Fällen ausgesprochen, in denen der 
Abmahnende (...) durch die Wettbewerbshandlung so 
beeinträchtigt ist, dass er die Mühen und Kosten (...) auf sich 
nimmt.“ 824

 

Der Deutsche Richterbund begrüßte diese vorgesehene Abschaffung 
nachdrücklich: 

„Eine gewisse Rechtsprechung hat (...) geglaubt, über die 
Konstruktion der Geschäftsführung ohne Auftrag einen (...) 
Erstattungsanspruch zuerkennen zu müssen. Diese höchst 
umstrittene Rechtsprechung ist systemwidrig und führt zu 
ungerechten Ergebnissen. Deshalb ist es dringend geboten, dieser 
Rechtsprechung (...) einen Riegel vorzuschieben. (...) Da seriöse 
Verbände  Abmahnkosten für die erste Abmahnung nicht geltend 
machen, ist eine nachteilige Auswirkung (...) nicht zu erwarten.“ 
825 

In Wirtschaftskreisen, namentlich bei der Wettbewerbszentrale, stieß die 
Neuregelung auf Ablehnung.826 So wurde argumentiert, dass bei einem Wegfall 

                                                                                                                          
Vorschriften, BT-Drucks. 10/4741, 17. 

 824  Begründung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung wirtschafts- und verbraucherrechtlicher 
Vorschriften, BT-Drucks. 10/4741, 17. 

 825  Protokoll des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestags Nr. 81, 170ff. 
 826  Vgl. Mitteilung aus der Deutschen Vereinigung für gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht, 

GRUR 1986, 439ff.; ebenso Loewenheim, WRP 1987, 286 (286ff.). Wiederum sehr kritisch 
zu dieser Ablehnung vgl. Borck, GRUR 1990, 249 (249).  
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des Aufwendungsersatzes für die erste Abmahnung die Bekämpfung einer 
Vielzahl von Wettbewerbsverstößen unterbleibe, weil gerade der einzelne 
Abmahnende dann nicht mehr in der Lage sei, die finanziellen Mittel 
aufzubringen.827 Zudem führe dies dazu, dass Wettbewerbsverstöße eher als 
bisher bewusst begangen würden, weil der Verletzter für die erste Abmahnung 
nicht mehr finanziell einstehen müsse.828  

Der Vorschlag wurde aus diesen Gründen verworfen und der Kosten-
ersatzanspruch beibehalten. Es wurde vielmehr in § 13 Abs. 5 UWG eine 
allgemeine Missbrauchsformel eingefügt, wonach ein Anspruch ausgeschlossen 
ist, wenn er unter Berücksichtigung der konkreten Umstände missbräuchlich ist. 
Das Gesetz trat zum 01.01.1987 in Kraft.829 

4. Gesetzesnovelle 1994 

Aber auch durch die Reform im Jahre 1987 konnte der Missbrauch der 
Abmahntätigkeit nicht wirksam eingeschränkt werden.830 Der Gesetzgeber sah 
sich daher dazu veranlasst, das UWG in dieser Hinsicht erneut zu überarbeiten. 
Mit Schreiben vom 15.9.1993 informierte das Bundesministerium der Justiz über 
die geplante Neufassung.831 Darin war, wie schon in den Gesetzesent-würfen von 
1982 und 1986, die Abschaffung des Kostenersatzanspruchs vorgesehen.832  

                                        
 827  Mitteilung aus der Deutschen Vereinigung für gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht, 

GRUR 1986, 439 (446).  
 828  Mitteilung aus der Deutschen Vereinigung für gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht, 

GRUR 1986, 439 (447).  
 829  Gesetz zur Änderung wirtschafts-, verbraucher-, arbeits- und sozialrechtlicher Vorschriften v. 

25.07.1986, BGBl. I, 1169.  
 830  So die Begründung des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen den 

unlauteren Wettbewerb, WRP 1994, 369 (372). Ulrich, WRP 1997, 918 (921). 
Differenzierend  Borck, GRUR 1990, 249 (256f.). 

 831  Dazu Loschelder, GRUR 1994, 535 (535f.).  
 832  Erster Vorschlag des Bundesministeriums der Justiz v. 15.9.1993, vgl. dazu Loschelder, GRUR 

1994, 535 (536).  
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Wie schon im Jahre 1986 wurde diese Abschaffung in Wirtschaftskreisen833 
weitgehend abgelehnt. Insbesondere die Wettbewerbszentrale sprach sich für eine 
Beibehaltung des Kostenersatzanspruchs aus.834 Der Gesetzgeber folgte diesen 
Einwänden und sah von einer Abschaffung ab. Er verschärfte dafür die 
Voraussetzungen, unter denen eine Abmahnung geltend gemacht werden kann. 

In der Begründung des Gesetzes wird nachdrücklich betont, dass eine 
Abschaffung sicherlich geeignet gewesen wäre, den Missbrauch zu 
unterbinden.835 Aufgrund der zahlreichen erhobenen Einwände sei aber zunächst 
nur eine Verschärfung der Abmahnbefugnis vorgesehen. Es müsse aber in 
absehbarer Zeit überprüft werden, ob diese Verschärfung in der Praxis ausreiche 
oder ob es doch einer weitergehenden Regelung bedürfe: 

„Falls die Erwartungen, die mit diesem Entwurf (...) verbunden 
sind, sich nicht verwirklichen lassen, wird die Frage der 
Abschaffung des Aufwendungsersatzes (...) erneut zu behandeln 
sein.“ 836 

5. Heutiger Stand 

Auch zum gegenwärtigen Zeitpunkt besteht der Abmahnungsmissbrauch in 
erheblichem Umfang fort. So hatte der BGH837 erst vor kurzem über einen  Fall 
missbräuchlicher Mehrfachverfolgung zu entscheiden. Dass es sich dabei um 
keinen Einzelfall handelt, zeigen zahlreiche weitere Entscheidungen.838 Auch der 

                                        
 833  Stellungnahme des DIHT, vgl. die Zusammenfassung bei Loschelder, GRUR 1994, 535 (538).  
 834  Dazu Ulrich, WRP 1997, 918 (923). 
 835  Begründung des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren 

Wettbewerb, WRP 1994, 369 (372). 
 836  Begründung des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren 

Wettbewerb, WRP 1994, 369 (372ff.) So auch Schricker, GRUR Int. 1996, 473 (478) und 
die Stellungnahme des Max-Planck-Instituts, vgl. Loschelder, GRUR 1994, 535 (538). 

 837  BGH v. 06.04.2000, I ZR 75/98, JurPC Web-Dok 7/2001, http://www.jurpc.de/ 
rechtspr/20010010.htm. 

 838  BGH v. 06.04.2000, I ZR 67/98, JurPC Web-Dok 6/2001, http://www.jur-
pc.de/rechtspr/20010006.htm; BGH v. 06.04.2000, I ZR 114/98, JurPC Web-Dok 7/2001, 
http://www.jurpc.de/rechtspr/20010007.htm.  
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Beschluss der Rechtsanwaltskammer Berlin839 vom November 2000, dass 
massives wettbewerbsrechtliches Abmahnen gegen die allgemeinen 
Berufspflichten eines Rechtsanwalts verstößt und die kritische Stellungnahme der 
Deutschen Maklerverbände840 aus dem Jahre 1998 spiegeln diesen Umstand 
wieder. Vor allem im Bereich des Internet zeigt sich diese Tatsache 
anschaulich.841  

II. Notwendigkeit einer Neuregelung 

Ein Blick auf die geschichtliche Entwicklung legt dar, dass es sich bei den 
Abmahnkosten um ein Problem handelt, das den Gesetzgeber, die Gerichte und 
die Literatur seit mehr als dreißig Jahren beschäftigt.842 Bis zum heutigen Tag ist 
dieser Problemkreis ungeklärt.843 

Dem Gesetzgeber ist es trotz jahrzehntelangen Bemühens nicht gelungen, dem 
Missbrauch der Abmahnung angemessen zu begegnen. Immer wieder hat er von 
einer Abschaffung des Kostenersatzanspruchs zugunsten einer Einschränkung 
der Abmahnbefugnis abgesehen. Dies ist stets in der Hoffnung auf die 
Wirksamkeit der jeweiligen Reformen geschehen.844 Diese Hoffnungen haben sich 
jedoch nicht erfüllt.845 Ein Blick auf die derzeitige Situation zeigt, dass die 
Reformen der Jahre 1986 und 1994 gescheitert sind. 

                                        
 839  Beschluss der Rechtsanwaltskammer Berlin vom November 2000, http://www.rak-

berlin.de/infomitglieder/BerufsRecht/Allgpflichten/Missbr11.htm. Dazu Hoenig, Beschluss RAK 
Berlin; Hoenig, Abmahnung unter Anwälten.  Siehe auch die kritische Stellungnahme von 
Härtung, AnwBl 2000, 678 (678). 

 840  Stellungnahme des Rings Deutscher Makler und des Verbands Deutscher Makler, vgl. dazu  
Mulke, Missbrauch mit Abmahnungen. 

 841  Vgl. dazu oben 193ff. 
 842  Alt, NJW 1987, 21 (21); Kretschmer, GRUR 1986, 664 (664); Lehmann, GRUR 1987, 199 

(199); Schricker, GRUR Int. 1996, 473 (477); Teplitzky, Kap. 41, Rdnr. 81; Vogt, NJW 
1994, 2509 (2509). 

 843  UWG-GK-Kreft, Vor § 13 C UWG, Rdnr. 139.  
 844  So auch die Begründung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen den 

unlauteren Wettbewerb, WRP 1994, 369 (376f.).  
 845  Schricker, GRUR Int. 1996, 473 (478).  
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Es ist daher an der Zeit, das UWG in dieser Hinsicht erneut zu überarbeiten. Der 
Gesetzgeber ist an seine eigene Stellungnahme zu erinnern, dass, wenn auch die 
UWG-Reform von 1994 versagt, die Abschaffung des Kostenersatzanspruchs 
erneut zu überdenken ist. Oben wurde aufgezeigt, dass es noch heute einen 
Missbrauch in erheblichem Umfang gibt. Dies ist insbesondere im Bereich des 
Internet der Fall.  

Aber nicht nur der Gesetzgeber, sondern auch die Rechtsprechung hat in diesem 
Zusammenhang versagt. Sie hat, unbeeindruckt von jedweder Kritik, bis heute 
stur an den Grundsätzen des Fotowettbewerb-Urteils846 festgehalten. Es soll nicht 
verschwiegen werden, dass es ihr zwar durch Schaffung bestimmter 
Missbrauchskriterien teilweise gelungen ist, bestimmte Formen des Miss-brauchs 
einzuschränken. Jedoch haben die Gerichte aber zugleich zu einer erheblichen 
Verschärfung der Problemlage beigetragen. Gerade durch die restriktive 
Rechtsprechung bzgl. der Gegenansprüche des zu Unrecht Abgemahnten wurden 
Missbrauchstendenzen unterstützt. Durch die einseitige Gewichtung zugunsten 
des Abmahnenden drohen dem missbräuchlich Handelnden kaum Nachteile. 
Denn für den zu Unrecht Abgemahnten ist es in weiten Bereichen praktisch 
unmöglich, sich mit Gegenansprüchen zu wehren.  

Da alle bisherigen Reformvorhaben gescheitert sind und unter Berück-sichtigung 
der Tatsache, dass der Missbrauch nach wie vor in erheblichem Umfang 
vorhanden ist, erscheint eine Reform des Kostenersatzanspruchs daher 
notwendig. Da eine Korrektur dieser Rechtsprechung nicht zu erwarten ist, bedarf 
es der Handlung des Gesetzgebers.847 

                                        
 846  GRUR 1970, 189 - Fotowettbewerb.   
 847  Begründung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren 

Wettbewerb, WRP 1994, 369 (370ff.). So schon Pastor, GRUR 1982, 330 (335). Ebenso 
Schricker, GRUR Int. 1996, 473 (478).  
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III.  Abschaffung des Kostenersatzanspruchs in vollem Umfang 

Eine Lösungsmöglichkeit des Problems bestünde nun darin, den 
Kostenersatzanspruch in vollem Umfang abzuschaffen.848 Gerade bei 
Berücksichtigung der Tatsache, dass das englische Recht vollständig auf einen 
Ersatzanspruch verzichtet und dennoch zugleich über einen funktionierenden 
Markt verfügt, ist die Frage zu stellen, warum nicht auch das deutsche Recht die 
identische Regelung vorsieht.  

Zur Frage des Kostenersatzanspruchs existiert inzwischen eine fast 
unüberschaubare Literatur. Dabei geht es jedoch in erster Linie um die Frage, auf 
welcher dogmatischer Rechtsgrundlage der Kostenersatzanspruch beruht.849 Die 
Erörterungen werden überwiegend mit rechtstheoretischen Argumenten geführt.850 
Rechtspraktische Argumente dagegen sind selten.851  

Der BGH führt in der Fotowettbewerb-Entscheidung852 aus, dass es einem Gebot 
der Gerechtigkeit entspringe, dass der Wettbewerbsverletzer die Kosten der 
Abmahnung zu tragen habe. Dahinter steht der Gedanke des privatrechtlich 
sanktionierten Wettbewerbsrechts. Der Staat bedient sich damit durch den Anreiz 
des Kostenersatzanspruchs der Hilfe Privater, um die Wettbewerbs-ordnung 
aufrechtzuerhalten. Der Staat wäre durch seine Gerichte allein nicht imstande, den 
unlauteren Wettbewerb in diesem Umfang zu bekämpfen.853  

In der Praxis treten deswegen Probleme auf, weil nur wenige Abmahnende rein 
fremdnützige Ziele verfolgen, sondern zudem egoistische.854 Der Gesetzgeber hat 

                                        
 848  Pastor, GRUR 1982, 330 (335) sieht in der Kostenersatzregelung den maßgeblichen Grund für 

den Abmahnungsmissbrauch.  
 849  So zuletzt Selke, WRP 1999, 286ff., der statt eines Anspruchs aus GoA eine Haftung aus cic 

annimmt.  
 850  So lehnen zahlreiche Autoren den Kostenersatzanspruch nur aufgrund des mangelnden 

Fremdgeschäftsführungswillen bei der GoA ab. Vgl. die umfangreichen Nachweise bei Becker-
Ebberhard, 107ff.  

 851  Hier ist vor allem Schricker, GRUR Int. 1970, 32ff. und GRUR Int. 1973, 694ff. zu nennen.  
 852  GRUR 1970, 189 - Fotowettbewerb.   
 853  Sack, GRUR 1986, 953 (956).  
 854  Melullis, WRP 1981, 357 (358); Urbanczyk,193; Zeiss,159.  
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diese Tatsache bewusst in Kauf genommen. Ein Fall des Missbrauchs liegt daher 
auch nicht schon allein deswegen vor, weil der Abmahnende neben anderen 
Motiven auch den Ersatz der anfallenden Kosten verlangt.  Dies ist erst dann 
gegeben, wenn die Kostenerzielungsabsicht der beherrschende Zweck wird.  

Es ist für das deutsche Recht nicht ungewöhnlich, dass es das Eigennutzstreben 
Privater zur Erreichung eines rechtspolitischen Ziels benutzt. So offenbart sich 
gerade im Steuerrecht der staatliche Lenkungs- und Leitungswille durch den 
ordnungspolitischen Einsatz von Steuerlast und Steuerbegünstigung.855 

Würde dieser Anreiz beseitigt werden, würde dies zwangsläufig bedeuten, dass 
auch ein erheblicher Anteil des privaten Engagements wegfiele. In einem solchen 
Fall obläge dem Staat die Pflicht, die wettbewerbsrechtliche Ordnung 
aufrechtzuerhalten. Die Gerichte wären aber mangels Kapazitäten nicht in der 
Lage, den unlauteren Wettbewerb im erforderlichen Maße zu bekämpfen. 

Eine Alternative bestünde jedoch in der Einführung einer Art öffentlich-rechtlicher 
Aufsichtsbehörde, ähnlich wie im englischen Recht das Office of Fair Trading 
oder die Trading Standards Departments. An dieser Stelle zeigt sich, dass eine 
Übernahme der englischen Regelungen in das deutsche Recht weitgehend nicht 
möglich ist.856 Der völlige Verzicht auf den Kostener-satzanspruch wie ihn das 
englische Recht vorsieht, ist auf das deutsche Recht nicht übertragbar. 

Dies liegt insbesondere daran, dass die englische Rechtsordnung von der 
Existenz einer Aufsichtsbehörde ausgeht und somit einen grundlegend anderen 
Lösungsansatz verfolgt.857  Das englische Wettbewerbsrecht ist eine Kombi-
nation aus straf-, verwaltungs- und zivilrechtlichen Bestimmungen und 
Verhaltenskodizes. Vor allem die verwaltungsrechtlichen Regelungen spielen eine 
entscheidende Rolle. Das, was in Deutschland durch das Rechtsinstitut der 
Abmahnung erzielt wird, erfolgt in England durch das Office of Fair Trading. 
Diese Behörde ist mit ähnlichen Befugnissen ausgestattet wie ihn das deutsche 
                                        

 855  Tippke/Lang, § 1, Rdnr. 1ff. 
 856  Im Ergebnis so auch Fröhlich, ZEuP 1995, 438 (462); Schricker, GRUR Int. 1973, 694 

(698ff.).  
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Recht für einen Abmahnenden vorsieht. Sie kann Verwarnungen aussprechen und 
sogar Klage erheben. 

Eine Übernahme des englischen Lösungsmodells wäre daher nur denkbar, wenn 
neben der Abschaffung des Kostenersatzanspruchs zugleich auch eine dem 
Office of Fair Trading vergleichbare Aufsichtsbehörde geschaffen würde. Dies 
würde für das deutsche Wettbewerbsrecht aber eine grundlegende 
Systemänderung mit sich bringen. Denn die Idee, die Marktordnung durch die 
Zuhilfenahme Privater aufrecht zu erhalten, reicht weit bis in das 19. Jahrhundert 
zurück.858 So entschied man sich schon im Jahre 1895 auf dem XXIII. Deutschen 
Juristentag859 für das System des privatrechtlich sanktionierten 
Wettbewerbsrechts.860 Auf eine Aufsichtsbehörde wurde bewusst verzichtet.861 
Es handelt sich somit um einen elementaren Grundsatz des deutschen 
Wettbewerbsrechts. Wollte man diesen abschaffen, bedürfte es dazu nicht nur 
Korrekturen im Bereich der Abmahnung, sondern auch einer umfassenden 
Reform aller bestehenden wettbewerbsrechtlichen Regelungen.862 Schricker863 
spricht daher zu Recht in diesem Zusammenhang von „systemsprengenden 
Änderungen“. 

Eine derartige Neustrukturierung wäre vollkommen unverhältnismäßig. Gerade in 
einer Zeit, in der der Staat sich zunehmend von seinen Ordnungsaufgaben 
zurückzieht und sie den Kräften des Markts überlässt, würde die Schaffung einer 
Aufsichtsbehörde das genaue Gegenteil bedeuten. Das englische Vorbild zeigt, 
dass ein verwaltungsrechtliches Sanktionssystem nicht allein auf eine 
Zentralbehörde gestützt werden kann. Denn die Durchsetzung des Rechts im 
Einzelfall verlangt die Kontrolle und Sanktionierung auf lokaler Ebene. Daher gibt 

                                                                                                                          
 857  Beater, ZEuP 1996, 200 (220). Allgemein Oppermann, AcP 193 (1993), 497 (526).  
 858  In dieser Weise auch Schricker, GRUR Int. 1970, 32 (33f.).  
 859  Alexander-Katz,  127ff. So auch die grundlegenden Urteile des RG: RG v. 24.1.1928, RGZ 

120, 47 - Markenverband; RG v. 29.4.1930, RGZ 128, 343 -Rundfunknachricht. 
 860  Pastor, GRUR 1982, 330 (335).  
 861  OLG Karlsruhe, WRP 1986, 49 (50); Sack, BB 1986, 953 (960). 
 862  Pastor, GRUR 1982, 330 (335).  
 863  Schricker, GRUR 1979, 1 (1).  
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es in England neben dem zentralen Office of Fair Trading auch die lokalen 
Trading Standards Departments.  

Auf Deutschland übertragen hieße dies, dass die Kreise und Gemeinden 
verantwortlich wären. Eine derartige Aufgabenübertragung auf Behörden der 
allgemeinen Verwaltung verspricht wenig Erfolg. Denn es würde nichts anderes 
bewirken, als dass diese Aufgabe mit einer Vielzahl von schon vorhandenen, 
anderweitigen Aufgaben konkurrieren würde.864 Einige Kreise und Gemeinden 
mögen sich spezialisierte Abteilungen und Bedienstete leisten können. In allen 
anderen Fällen würde die Arbeitsüberlastung zur vollkommenen Vernachlässigung 
notwendiger wettbewerbsrechtlicher Pflichten führen.  

In jedem Fall wäre ein umfangreicher Verwaltungsapparat notwendig. 
Berücksichtigt man die angespannte finanzielle Haushaltslage der Länder und 
Gemeinden, so wird offensichtlich, dass ein derartiger Vorschlag in der Praxis 
kaum umsetzbar sein wird. 

Eine Übernahme der englischen Regelung in das deutsche Recht scheidet aus. 
Die Abschaffung des Kostenersatzanspruchs in vollem Umfang ist kein 
geeignetes Lösungsmodell.  

IV.  Abschaffung des Kostenersatzanspruchs für die erste Abmahnung 

Möglicherweise bestünde jedoch in der Abschaffung des Kosten-ersatzanspruchs 
für die erste Abmahnung eine denkbare Alternative. Derartige Regelungen sahen 
auch die Gesetzesentwürfe von 1982 und 1986 vor.865 

Vor allem von Seiten der Wettbewerbszentrale wird die Kritik geäußert, die 
Abschaffung des Ersatzanspruchs führe zu einer ungerechtfertigten 
Benachteiligung der seriösen Verbände, die es sich zur Aufgabe gemacht haben, 
rechtswidriges Verhalten zu beseitigen.866 

                                        
 864  So auch Schricker, GRUR Int. 1970, 32 (43).  
 865  Nachweise vgl. Fn. 810 und Fn. 818   
 866  Nachweise vgl. Fn. 826  
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Diese Kritik kann nicht überzeugen. Der hier vertretene Ansatz schließt lediglich 
den Ersatzanspruch für die erste Abmahnung aus. Der Anspruch für weitere 
Abmahnungen bleibt davon vollkommen unberührt. Diese Lösung erscheint 
insbesondere deswegen praktikabel, weil dadurch ein angemessener Ausgleich 
zwischen den Interessen des Abmahnenden und des Abgemahnten möglich ist. 
Der Abmahnende verliert nicht vollständig seinen Ersatzanspruch. Der monetäre 
Anreiz für Private tätig zu werden, bleibt in erheblichem Umfang aufrecht 
erhalten. Zugleich kann aber damit der Missbrauch hinsichtlich der 
Kostenerzielungsabsicht wirksam eingeschränkt werden. Denn bevor der 
Abmahnende seine Kosten ersetzt verlangen kann, muss er den 
Wettbewerbsverletzer vorher zumindest einmal verwarnen. Dies gibt dem 
Abgemahnten die Gelegenheit, seine - vermeintliche oder tatsächliche - 
Wettbewerbsverletzung einzustellen, ohne dass ihn kostenrechtliche Nachteile 
treffen. 

Kritisiert wird auch die vermeintlich einseitige Privilegierung des Abgemahnten.867 
Denn dieser könne nun eher als bisher bewusst Wettbe-werbsverstöße begehen, 
ohne dadurch kostenrechtliche Nachteile erleiden zu müssen. Die Kritik ist von 
ihrem Ansatz her sicher berechtigt. Denn der Vorschlag trägt unzweifelhaft diese 
potentielle Gefahr in sich. Jedoch zeigt ein Blick auf den Missbrauch im Internet, 
dass die althergebrachten Denkansätze versagt haben. Es bedarf dringend einer 
Reform. Dass mit einer solchen Reform nicht nur Chancen, sondern auch 
Risiken verbunden sind, ist unvermeidbar. Bei Abwägung der Vor- und Nachteile 
überwiegt aber aus o.g. Gründen eindeutig der hier aufgezeigte 
Lösungsvorschlag. Auch deswegen, weil es sich bei der Kritik nur um die 
Möglichkeit eines Missbrauchs - einer bloßen Gefahr - handelt. Erst die Praxis 
wird zeigen, ob sich diese Gefahr wirklich realisiert.  

Aus den eben erläuterten Gründen ist der Kostenersatzanspruch für die  erste 
Abmahnung daher abzuschaffen. 

                                        
 867  Pastor, GRUR 1982, 330 (339); Ulrich, WRP 1997, 918 (921).  
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C. Einführung eines Regelstreitwerts 

Der unter Teil B entwickelte Lösungsvorschlag - Abschaffung des Kostener-
satzanspruchs für die erste Abmahnung - ermöglicht nur eine Einschränkung des 
Missbrauchs hinsichtlich der Kostenerzielungsabsicht. Daneben existieren, wie 
oben aufgezeigt, noch weitere Formen des Abmahnungsmissbrauchs, so z.B. die 
individuelle Behinderung und die Hinterhaltsmarke. Es bedarf daher der 
Entwicklung noch weiterer Lösungsvorschläge.  

I. Die Problemlage 

Die Streitwertbemessung im Wettbewerbsrecht wird vielfach als taktisches Mittel 
eingesetzt, um einen Prozessgegner von einer Rechtsverteidigung abzuhalten. Vor 
allem kleine und mittlere Unternehmen sind aufgrund der Kosten oftmals zum 
Nachgeben gezwungen.  

Die Gerichte bestimmen den Streitwert relativ großzügig. So geht die 
Rechtsprechung von einer indiziellen Bedeutung der klägerischen Angaben aus, 
da diese zwischen Partei und Rechtsanwalt abgesprochen und demnach 
zutreffend seien.868 Der Regelfall ist daher, dass die klägerische Angabe kritiklos 
vom Gericht übernommen wird.869 

Dem Gesetzgeber ist diese Problematik nicht verschlossen geblieben. Er hat das 
UWG in dieser Hinsicht mehrfach novelliert.870 So kann das Gericht nach § 23 a 
UWG unter bestimmten Umständen den Streitwert reduzieren. Nach § 23 b 
UWG ist sogar die Reduzierung der Kosten für eine Partei möglich.  

                                        
 868  BGH, GRUR 1986, 39 (39) - Berufungssumme; OLG Frankfurt, WRP 1974, 100 (101); 

WRP 1975, 164 (164); WRP 1981, 221 (221); OLG Hamburg, WRP 1974, 499 (499); 
WRP 1982, 592 (592); OLG Karlsruhe, WRP 1974, 501 (501); OLG München, WRP 1977, 
54 (54); OLG Köln, WRP 1977, 49 (49). 

 869  Teplitzky, Kap. 49, Rdnr. 2; UWG-GK-Jestaedt, Vor §§ 23a, 23b UWG, Rdnr. 2.  
 870  Dazu ausführlich oben 215ff. 
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Beide Normen haben aber kaum praktische Relevanz erlangt. Zwar ist eine 
Streitwertreduzierung nach § 23 a UWG von Amts wegen zu prüfen.871 Ohne eine 
hinreichende Anregung und Darlegung durch die betreffende Partei wird das 
Gericht § 23 a UWG aber nicht berücksichtigen.872 Eine solche Anregung findet 
jedoch so gut wie nicht statt, da die Betroffenen, vor allem kleine und mittlere 
Gewerbetreibende, sich scheuen, ihre wirtschaftlichen Verhältnisse offen zu 
legen. Vertrauliche, lediglich dem Gericht  mitgeteilte Angaben dürfen nicht 
berücksichtigt werden. Denn der Anspruch auf rechtliches Gehör (Art. 103 GG) 
und das Gebot eines fairen Prozesses haben Vorrang vor dem Interesse einer 
Partei an Geheimhaltung ihrer Angaben.873 

II. Sensibilisierung der Gerichte 

Eine Ansicht874 ist der Auffassung, dass die bestehende gesetzliche Lage 
ausreiche, um diesem Problem zu begegnen. Gerade das Ermessen bei der 
Bestimmung des Streitwerts ermögliche, die Umstände des Einzelfalls zu 
berücksichtigen und den Missbrauch einzuschränken. Das Gericht müsse dafür 
nur hinreichend sensibilisiert sein. Das Problem sei gerade, dass die Gerichte die 
klägerischen Angaben oft kritiklos übernehmen würden. Dafür müsse bei den 
Richtern ein Problembewusstsein geschaffen werden. 

Vor allem zwei Gründe sprechen hiergegen. Erstens bietet der Ansatz keine 
Lösung für den außergerichtlichen Bereich. Mehr als 90% der Abmahnfälle und 
somit auch ein erheblicher Teil des Missbrauchs würde von dieser Lösung 
unberührt bleiben.  

Zweitens wäre die Frage zu stellen, auf welche Art und Weise die Sensibilisierung 
erfolgen sollte. Hierauf haben auch die Vertreter dieser Ansicht keine Vorschläge. 

                                        
 871  KG, WRP 1989, 97 (98); OLG Koblenz, WRP 1988, 763 (764); WRP 1990, 57 (57f.); 

Schneider/Herget, Rdnr. 2030; UWG-GK-Jestaedt, Vor §§ 23a, 23b UWG, Rdnr. 50. 
  872  Schneider/Herget, Rdnr. 2030. 
 873  OLG Düsseldorf, GRUR 1956, 386 (386); OLG Frankfurt, WRP 1962, 347 (348); UWG-

GK-Jestaedt, Vor §§ 23 a, 23 b, Rdnr. 54 m.w.N.   
 874  So vor allem zahlreiche Internet-Nutzer im Online-Forum des „Freedom for Links“-Initiative, 

http://www.freedomforlinks.de/forum.  
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Es ist gerade nicht so, dass dieses Problem  noch weitgehend unerforscht und 
daher den Gerichten unbekannt geblieben wäre. Im Gegenteil, es ist Gegenstand 
zahlreicher Veröffentlichungen und Gerichtsurteile.  In jedem 
wettbewerbsrechtlichen Kommentar und Lehrbuch finden sich dazu ausführliche 
Erläuterungen. Im UWG-Großkommentar875 lässt sich der Satz wiederfinden, 
dass „der Streitwert seit jeher das Sorgenkind des Wettbewerbsrechts“ sei. Und 
einer der Standard-Streitwert-Kommentare876 spricht sogar von „skandalösen 
Vorgängen“.  

Der Vorschlag, die Gerichte zu sensibilisieren, überzeugt daher nicht.  

III. Einführung eines Regelstreitwerts 

Denkbar wäre aber die Einführung eines Regelstreitwerts.877 Der entscheidende 
Vorteil gegenüber der bestehenden gesetzlichen Regelung wäre, dass die 
Abmahnkosten sich dann in einem überschaubaren Rahmen hielten. Für den 
Abgemahnten wäre von vornherein ersichtlich, welche Kosten anfielen. Er wäre 
aufgrund des Kostendrucks nicht mehr dazu gezwungen, jedem Abmahnbegehren 
nachzugeben.  

Ein weiterer Vorteil wäre, dass anders als bisher bei den §§ 23 a und b UWG der 
Abgemahnte nicht mehr seine geringe finanzielle Liquidität offen zulegen 
bräuchte. §§ 23 a und b UWG haben gerade deswegen keine praktische Relevanz 
erlangt, weil der Abgemahnte fast immer darauf verzichtet hat, seine 
wirtschaftlichen Verhältnisse offen zulegen. 

Der Gesetzgeber hatte in den UWG-Entwürfen aus den Jahren 1978 und 1982 
folgende, wenn auch nur auf Wettbewerbsverbände begrenzte  Bestimmung 
vorgesehen: 

                                        
 875  UWG-GK-Jestaedt, § 23 a UWG, Rdnr. 6.  
 876  Gemeint ist Schneider/Herget, Rdnr. 2097.  
 877  Pastor, WRP 1978, 245 (252); Schricker, GRUR 1979, 1 (7). In der Tendenz auch LG 

Mosbach, BB 1983, 2073 (2073f.). Dazu Schneider, MDR 1984, 265 (270); Schneider, 
MDR 1984, 545 (545ff.); Schneider/Herget, Rdnr. 2098. 
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„ (...) Streitwert soll in der Regel nicht höher als 50.000,- DM 
angenommen werden. (...) er kann nach Lage des Falles niedriger 
oder höher angenommen werden.“ 878 

 

Der Gedanke, einen Regelstreitwert einzuführen, stößt auf erhebliche Kritik. So 
werden insbesondere systematische Bedenken geltend gemacht. § 3 ZPO, der 
dem Gericht bei der Bestimmung des Streitwerts freies Ermessen lasse, stehe der 
Annahme eines Regelstreitwerts entgegen.879  So würden in einem solchen Fall 
nicht mehr hinreichend die konkreten Umstände des Einzelfalls berück-sichtigt.  

In diesem weiten Ermessen liegt aber gerade das Problem. Denn diese freie 
Bewertungsmöglichkeit führt zu den bestehenden Rechtsunsicherheiten und zu 
den Schwierigkeiten für den Abgemahnten, das Kostenrisiko zu erkennen.880 Der 
hier vertretene Vorschlag zielt nicht darauf ab, das richterliche Ermessen 
insgesamt zu beseitigen. Vielmehr soll nur eine Einschränkung vorgenommen 
werden. D.h., grundsätzlich ist von einem Regelstreitwert auszugehen. Nur wenn 
besondere Umstände vorliegen, die den Streitwert verändern können, ist davon 
abzuweichen. Diese besonderen Umstände hat der Abmahnende darzulegen. 
Diese Darlegungs- und Beweislast nunmehr zu Ungunsten des Abmahnenden 
beseitigt insbesondere das Problem, dass viele kleine, abgemahnte 
Gewerbetreibende sich bisher vor Offenlegung ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse 
gescheut haben. Nach der neuen Regelung obläge es dem Abmahnenden, die 
besonderen Umstände zu beweisen. 

Zudem würde mit einer solchen Regelung auch ausreichend auf die Bestimmung 
des § 3 ZPO Rücksicht genommen werden. Denn trotz des Regelstreitwerts 
könnte das Gericht, wenn einzelfallbezogene Umstände vorlägen, jederzeit vom 
Regelstreitwert abweichen. Bei einer derartigen Ausgestaltung sind daher auch die 
systematischen Bedenken entkräftet. 

                                        
 878  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des unlauteren Wettbewerbs, BT-Drucks. 9/1707, 6. 
    879  Teplitzky, Kap. 49, Rdnr. 17; UWG-GK-Jestaedt, Vor §§ 23 a, 23b UWG, Rdnr. 9.   

 880  Pastor/Ahrens-Ulrich, 44. Kapitel, Rdnr. 30. 
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Als Regelstreit ist ein Betrag zwischen 30.000,- DM und 50.000,- DM zu 
empfehlen. Diesem Wert liegen zum einem die Summen der gängigen 
Rechtsprechung881 und der Gesetzesentwürfe der Jahre 1978 und 1982 zugrunde. 
Zum anderen stellt er einen tragfähigen Kompromiss zwischen den finanziellen 
Interessen des Abgemahnten und den Abmahnenden dar. 

Daher ist ein Regelstreit zwischen 30.000,- DM und 50.000,- DM einzuführen, 
von dem bei Vorliegen besonderer Umstände sowohl nach unten als auch nach 
oben abgewichen werden kann. 

D. Schadensersatz-Regelung 

Ein weiterer Lösungsvorschlag könnte in der Ausweitung der Schadenser-
satzansprüche des zu Unrecht Abgemahnten liegen.882  
 
Das englische Recht sieht in den Fällen der missbräuchlichen Abmahnung eine 
Schadensersatzregelung (undertaking as damages) vor. Oben883 wurde 
aufgezeigt, dass diese Schadensregelung mit einer der Gründe für das Fehlen des 
Missbrauchs im englischen Recht ist.884 Es liegt daher nahe, eine vergleichbare 
Norm auch im deutschen Recht einzuführen.885  
 
Die deutsche Rechtsprechung privilegiert bisher den Abmahnenden, so daß 
Schadensersatzansprüche so gut wie ausgeschlossen sind.886  
 

Im Gegensatz dazu wird im Falle von unberechtigten Schutzrechtsver-warnungen 
ein Eingriff in den eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb nach § 823 

                                        
   881  Vgl. die umfangreichen Nachweise bei Pastor/Ahrens-Ulrich, Kap. 44, Rdnr. 14ff.    
 882  So auch Kur, GRUR 1981, 558 (564); Prelinger, AnwBl 1984, 523 (524).  
 883  Vgl. oben 294f.  
 884  Vgl. nur Bean, 105: „The real sanction lies in the enforcement of the plaintiffs undertaking 

in damages.“  
 885  Vor allem betrachtet unter dem Blickwinkel des schadensersatzrechtlichen Defizits von § 945 

ZPO: Schlosser, FS Großfeld, 997 (1014f.); Schlosser, RIW 2001, 81 (93).  
 886  Vgl. dazu oben 190ff. 
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Abs. 1 BGB und somit ein Schadenersatzanspruch bejaht.887 Denn mit der 
Schutzrechtsverwarnung wird dem Unternehmen die rechtliche Zulässigkeit 
jeglicher anderen Entscheidung als der totalen Einstellung der Produktion des 
Vertriebs beraubt.888 Der Verwarnte sieht sich im Falle der Nichtbefolgung 
massiver Schadensersatzansprüche ausgesetzt, die die Größenordnung sonstiger 
Ansprüche weit übersteigt.889 D.h. durch das unberechtigte Verlangen bei einer 
Schutzrechtsverwarnung wird erheblich in die betriebliche Dispositionsfreiheit 
eingegriffen, vor dem das Unternehmen geschützt werden muss.890 
 
Bei allgemeinen wettbewerbsrechtlichen Abmahnungen ist dagegen ein solch 
intensiver Eingriff nicht gegeben.891 Der Abmahnende verlangt nicht die 
Einstellung der Produktion oder des Vertriebs, sondern nur die Unterlassung 
einer speziellen Wettbewerbshandlung, wie z.B. die Werbeform für ein Produkt. 
Schutzrechtsverwarnungen und Abmahnungen sind daher nicht vergleichbar. 
Während es bei der Schutzrechtsverwarnung um ein „Alles oder nichts“ geht, 
werde bei einer wettbewerbsrechtlichen Abmahnung der Herstellungs- und 
Betriebsvorgang an sich nicht beeinflusst. Es geht in diesen Fällen lediglich um 
ein „Nicht so, aber anders“.892  
 

Die deutschen Gerichte haben jedoch in mehreren Urteilen893 festgestellt, dass 
ausnahmsweise auch bei einer unberechtigten Abmahnung unter bestimmten 
Umständen Schadensersatz verlangt werden kann. Und zwar dann, wenn die 
Abmahnung ähnlich schwerwiegende Eingriffe verursacht wie eine 
                                        

 887  Scholz, WRP 1983, 317 (318).  
 888  BGHZ 38, 200 (205); OLG Karlsruhe, WRP 1972, 263 (264); OLG Frankfurt, GRUR 1975, 

492 (493).  
 889  BGHZ 38, 200 (205); KG, WRP, 1980, 206 (206); Ahrens, NJW 1982, 2477 (2477).  
 890  BGHZ 38, 200 (204); KG, WRP 1980, 206 (206); OLG Hamm, WRP 1980, 216 (218).  
 891  Ahrens, NJW 1982, 2477 (2487); Baumbach/Hefermehl, Einl. UWG, Rdnr. 559; Hilgard, 

89ff.; Steinmetz, 101.   
 892  BGHZ 38, 200 (204); LG Freiburg, GRUR 1980, 937 (938) - Apothekenwahrzeichen; LG 

Mannheim, GRUR 1985, 328 (329) - Abmahn-Verteidigungskosten. Die Rechtsprechung wird 
in der Lehre z.T. harsch kritisiert, vgl. nur Sack, WRP 1976, 733 (743) m.w.N. 

 893  BGH, WRP 1985, 212 (214); OLG Frankfurt, NJW-RR 1991, 1006 (1006); LG Mannheim, 
GRUR 1985, 328 (329) - Abmahn-Verteidigungskosten; LG Nürnberg-Fürth, WRP 1978, 
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Schutzrechtsverwarnung.894 Dies kann z.B. der Fall sein, wenn die Befolgung der 
Abmahnung zu einer sofortigen und weittragenden Entscheidung im Produktions- 
oder Vertriebsbereich des Unternehmens führt. Es handelt sich dabei jedoch nur 
um eine rein theoretische Möglichkeit. Kein deutsches Gericht hat, soweit 
ersichtlich,895 bisher eine solche Ausnahme896 angenommen und einen 
Schadensersatzanspruch bejaht.897  
 
Zieht man diese Grundsätze nun z.B. bei den Abmahnungen zu den allgemein-
beschreibenden Domain-Namen898 heran, wird schnell ersichtlich, dass ein 
solcher schwerwiegender Betriebseingriff vorliegt. Ein konkretes Beispiel mag 
dies verdeutlichen: Die Betreiber der Domain „www.buecher.de“ investierten 
allein im Jahre 1999 12 Mio. DM für den Aufbau ihrer Seiten. Die gesamte 
Unternehmens-Strategie war speziell auf die Adresse „www.buecher.de“ 
ausgerichtet. Im Internet kommt der Domain-Adresse eine ähnlich bedeutsame 
Funktion zu wie dem Firmennamen im Offline-Leben. Ist eine Firma nicht mehr 
unter der bisherigen Adresse zu erreichen, wird dies in den meisten Fällen zum 
wirtschaftlichen Ruin des Unternehmens führen. Denn der durchschnittliche 
Internet-Nutzer wird sich in den seltensten Fällen die Mühe machen, nach der 
neuen Internet-Adresse zu suchen, sondern vielmehr aus dem reichhaltigen 
Angebot der Konkurrenz-Firmen seine Wahl treffen. Im Fall „www.buecher.de“ 
hätte die Einhaltung der Abmahnung dazu geführt, dass das Unternehmen seine 

                                                                                                                          
325 (326).  

 894  Baumbach/Hefermehl, Einl. UWG, Rdnr. 559; Hilgard, 91; Mellulis, Rdnr. 49; UWG-GK-
Kreft, Vor § 13 C UWG, Rdnr. 198; Steinmetz, 101f.   

 895  In der bisher allein gebliebenen Entscheidung OLG Hamburg, GRUR 1990, 1060 erkannte das 
Gericht zwar ausnahmsweise derartige besondere Umstände an. Der Entscheidung lag jedoch 
die Konstellation zugrunde, daß der Geschädigte lediglich Unterlassung und keinen 
Schadensersatz begehrte. Ob das Gericht auch im Falle eines Schadensersatzanspruchs das 
Vorliegen der besonderen Umstände bejaht hätte, kann daher bezweifelt werden.  

 896  Zu Recht kritisch daher Hilgard, 91f.  
 897  Die Urteile, die entgegen der höchstrichterlichen Rechtsprechung einen Ersatz zusprachen, 

bejahten immer die Haftung ohne im konkreten Fall näher zu differenzieren: LG Detmold, 
GRUR 1984, 376 (376) - Kostenerstattung bei unberechtigter Abmahnung; LG Osnabrück, 
GRUR 1984, 831 (831f.) - Anwaltskosten des Abgemahnten; AG Hannover, NJW 1982, 
1001 (1001).  

 898  Vgl. dazu oben 239ff. 
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Web-Adresse hätte aufgeben müssen. Das Beispiel verdeutlicht, dass 
unberechtigte Abmahnungen, seien sie im Offline- oder Online-Bereich, schon 
jetzt Schadensersatzansprüche auslösen können.  
Das Problem ist aber, dass es sich dabei nur um die theoretische Möglichkeit 
handelt. In der Praxis ist bisher kein einziges solches Urteil ergangen. Somit 
bedarf es nicht der Einführung einer Schadensersatzregelung, sondern vielmehr 
der konsequenten Anwendung der schon bisher geltenden Regelungen. Es ist 
notwendig, dass sich die Rechtsprechung an die selber aufgestellten Grundsätze 
erinnert und diese auch tatsächlich anwendet. Ist dies der Fall, so wird ein 
erheblicher Teil der Wettbewerber aufgrund der sanktionsbezogenen Rechts-
folge von einer unberechtigten Abmahnung Abstand nehmen. 
 

Die konsequente Anwendung der Schadensersatzregelungen würde auch nicht 
einseitig zu Lasten des Abmahnenden gehen. Denn eine Haftung des 
Abmahnenden kommt nur dann in Betracht, wenn auf Seiten des Abmahnenden 
Fahrlässigkeit vorliegt.899 Fahrlässigkeit ist nur dann gegeben, wenn der 
Abmahnende keine gewissenhafte Prüfung vorgenommen hat und sich bei seinem 
Vorgehen nicht von vernünftigen und billigen Überlegungen hat leiten lassen.900 
Aufgrund dieses qualifizierten Verschuldensmaßstabs besteht bei einer 
gewissenhaften Prüfung keine Gefahr, einem Schadensersatzanspruch ausgesetzt 
zu sein. Der seriöse Abmahnende kann daher auch weiterhin problemlos das 
Rechtsinstitut der wettbewerbsrechtlichen Abmahnung benutzen, ohne Gefahr zu 
laufen einem ständigen Haftungsrisiko ausgesetzt zu sein. 

E. Internetspezifische Regelungen 

Abschließend stellt sich die Frage, ob die bisher aufgestellten Lösungsvorschläge 
- Abschaffung des Kostenersatzanspruchs für die erste Abmahnung, Einführung 
eines Regelstreitwerts und die konsequente Anwendung der 
Schadensersatzregelung - ausreichend sind, um auch dem Missbrauch im Online-

                                        
 899  OLG Frankfurt a.M., WRP 1965, 303 (305); LG Nürnberg-Fürth, WRP 1978, 325 (326).  
 900  Für den Bereich der Schutzrechtsverwarnungen so schon RGZ 94, 271 (276); BGH, GRUR 

1979, 332 (333ff.) - Brombeerleuchte; Hilgard, 88 m.w.N.  
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Bereich zu begegnen oder ob es dazu weitergehender, internetspezifischer 
Regelungen bedarf. 

I. Einführung weiterer gesetzlicher Regelungen 

Oben wurde aufgezeigt, dass es sich bei dem Abmahnungsmissbrauch um kein 
ausschließlich im Internet vorkommendes Phänomen handelt. Vielmehr ist es ein 
aus dem Offline-Leben schon seit längerem bekanntes Problem. Daher können 
grundsätzlich die oben aufgezeigten Lösungsansätze auch für den Bereich des 
Internet übernommen werden. 

Weitergehender gesetzliche Normierungen bedarf es nicht.901 Denn die 
Problematik, die sich bisher bei der Ermittlung des Streitwerts einer Domain902 
offenbart hat, könnte durch die Einführung eines Regelstreitwerts903 weitgehend 
gelöst werden. Dem Marken-Grabbing904 und dem Markenlöschungs-verfahren905 
liegen markenrechtliche und nicht abmahnungsbezogene Besonder-heiten 
zugrunde. Es bedürfte insoweit markenrechtlicher Denkansätze, deren Darstellung 
den Rahmen dieser Arbeit übersteigen würde. Daher wird von einer näheren 
Erörterung abgesehen.  

Die oben aufgezeigten Regelungsvorschläge sind daher ausreichend, um dem 
Missbrauch im Internet zu begegnen. 

II. Selbstkontroll-Organe 

Nicht unerwähnt soll schließlich bleiben, dass vor allem im Online-Bereich die 
Forderung nach mehr Selbstkontroll-Mechanismen und -Organen erhoben 
wird.906  

                                        
 901  Vgl. im folgenden aber die Erörterungen bzgl. Selbstkontroll-Organen.  
 902  Vgl. dazu oben 225ff. 
 903  Vgl. den Lösungsvorschlag unter C., 311ff. 
 904  Vgl. dazu oben 232ff.    
 905  Vgl. dazu oben 228ff.   
 906  Auch die Äußerungen politischer Vertreter gehen in diese Richtung. Vgl. nur Edzard Schmidt-

Jortzig, http://www.rheinzeitung.de/on/96/01/12/topnews/selbst-kontrolle, und Otto Schily, 
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Das Internet hat mit zahlreichen Initiativen auf den Missbrauch reagiert. Hier sind 
insbesondere die Initiativen „Freedom for Links“, „Webspace“ und „SelfHTML“ 
zu nennen. Es handelt sich dabei um einen ersten Ansatz zur Schaffung von 
Selbstkontroll-Organen im Internet. Mögen diese Initiativen auch nicht 
ausreichend demokratisch legitimiert und nicht repräsentativ sein, so zeigen sie 
doch die immense Effektivität solcher Einrichtungen bei der Bekämpfung des 
Missbrauchs.  

Ohne das Engagement der Freedom for Links-Initiative wäre es dem 
Abgemahnten im „Emergency.de“-Fall nicht möglich gewesen, in Berufung zu 
gehen und das Urteil aufzuheben. Der „Webspace“-Fall wurde durch die 
Aktivitäten der betreffenden Initiative erst einem breiten Publikum bekannt. Im 
„SelfHTML“-Fall hätten die Betroffenen niemals erfolgreich gerichtlich gegen den 
Abmahnenden vorgehen können, wenn nicht die Gerichtskosten durch zahlreiche 
Spenden abgesichert gewesen wären. 

Die Schnelllebigkeit und die Globalität des Mediums Internet führt dazu, dass 
traditionelle Lösungswege, d.h. insbesondere Gerichtsverfahren, nicht recht-zeitig 
auf Veränderungen reagieren können. Entwicklungen  im Online-Bereich sind 
kaum langfristig vorhersehbar, geschweige denn steuerbar. Ereignisse und 
Tendenzen vollziehen sich innerhalb kürzester Zeiträume, manchmal innerhalb 
von Stunden oder weniger Tage. Es ist daher wenig verwunderlich, dass die 
Rechtsprechung in diesem Zusammenhang weitgehend versagt hat. Das Urteil des 
LG Kölns,907 das im „D“-Fall das massenhafte Abmahnen in geradezu eklatant 
falscher Weise interpretierte, ist nur ein Beispiel unter vielen.908 Gerade zu Beginn 
der Internet-Entwicklung wurden oftmals in völliger Verkennung der technischen 
Rahmenbedingungen Urteile gesprochen.909 Bis heute versucht die 

                                                                                                                          
http://www.tagesspiege.de/archiv/1999/09/10/ak-in-ne-20777.html. Allgemein zur Idee 
Selbstkontroll-Organen in das deutsche Wettbewerbsrecht einzuführen Schricker, GRUR Int. 
1973, 694 (696). 

 907  Vgl. LG Köln, Beschl. v. 30.12.1997, Az.: 31 O 861/97.  
 908  Vgl. dazu oben 194ff.  
 909  Zum Verhältnis Internet und Jurisprudenz vgl. Hoeren, NJW 2000, 188f., und die Äußerungen 

des BGH-Richters Bornkamm, vgl. Gerber, c´t 2000, 234 (239).  
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Rechtsprechung die gleichen Kriterien, die offline einwandfrei funktionieren, ohne 
Abstriche auf das neue Medium anzuwenden und versagt dabei.910  

Einzig und allein Selbstkontroll-Organe aus dem Bereich des Internet selber sind 
in der Lage, in der entsprechenden Art und Weise auf Missstände und Defizite zu 
reagieren.911 Wurde diese Ansicht zunächst nur im Ursprungsland des Internet, 
den USA, vertreten,912 setzt sich diese Sichtweise auch hierzulande mehr und 
mehr durch.913 Die Tendenz geht unübersehbar dahin, selbstregulatorische 
Kontrollorgane zu erschaffen.914 ICANN ist nur ein Beispiel unter vielen. Mögen 
diese Regularien zur Zeit auch noch mangelhaft demokratisch legitimiert sein, so 
kann kaum bestritten werden, dass diese Ansätze in Zukunft mehr und mehr an 
Bedeutung gewinnen werden.  

Diese selbstregulatorischen Organe werden nicht die traditionellen Lösungswege 
verdrängen, geschweige denn ersetzen können. Sinnvoll ist vielmehr eine 
Kombination aus beiden.915 Wie die Ausgestaltung im Einzelfall auszusehen hat 
bzw. tatsächlich aussehen wird, ist eine äußerst komplexe Fragestellung. Dabei 
stößt man auf elementare Grundprobleme, die schon lange vor der Existenz des 
Internet leidenschaftlich diskutiert wurden.916 Dieser Bereich reicht weit über 
diese Arbeit hinaus und wird die Forschung, gerade im Hinblick auf die 
Herausforderungen der Informationsgesellschaft, noch lange beschäftigen. 

Der Vergleich mit England zeigt, wie effektiv Selbstkontrolle sein kann. Dort gibt 
es umfangreiche Verhaltenskodizes für fast jede Wirtschaftsbranche. Die 

                                        
 910  Freedom for Links, Die Rolle der Gerichte.  
 911  In dieser Weise auch Christiansen, MMR 2000, 123 (125). Ähnlich auch Grewlich, K&R 

1998, 81 (89).   
 912  Johnson/Post, [1996] 48 Stanford LRev 1367 (1387ff.); Perrit [1996] 41 Villanova LRev 1 

(104f.).   
 913  Böck/Wöbke, Beilage 18 zu BB 48/1997, 11ff.; Mayer, NJW 1996, 1782 (1790).  
 914  Die EU fördert im Rahmen eines mehrjährigen Aktionsplans die europaweite Koordinierung von 

Verhaltenskodizes, vgl. Fn. 205. 
 915  So auch Christiansen, MMR 2000, 123 (129); von Hinden, 261.  
 916  Hoeren, NJW 1998, 2849 (2852) erinnert nur an die Diskussion um Teubners Schrift „Recht 

als autopoetisches  System“. 



 323  

 

pluralistisch zusammengesetzten Gremien917 sind jederzeit in der Lage, die 
Handlung eines Wettbewerbers zu unterbinden. Stellt man einem Engländer die 
Frage nach dem Grund dieser außerordentlichen Effektivität, so wird er 
antworten, „dass man in England gewöhnt sei, auf die Pfeife des Schiedsrichters 
zu hören“.918 Diese Äußerung lässt sich nur durch die besondere 
Entstehungsgeschichte des englischen Wettbewerbsrechts und das 
außerordentliche Rechtsempfinden der Engländer erklären. 

Es ist notwendig, für den Online-Bereich vergleichbare Selbstkontroll-Organe zu 
schaffen. Mögen derartige Einrichtungen auch aufgrund der unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen919 niemals die Effektivität ihrer englischen Vorbilder 
erreichen,920 so sind sie dennoch aus den oben genannten Gründen die einzig 
probate Lösungsmöglichkeit. Dabei kann auf die Erfahrungen aus der 
unmittelbaren Vergangenheit zurückgegriffen werden. Denn Anfang der achtziger 
Jahre, der Hochphase der missbräuchlich handelnden Gebührenvereine,921 
schlossen sich zahlreiche Betroffene zu Selbst-hilfeeinrichtungen zusammen.922  

Erste Schritte in die richtige Richtung existieren bereits. Neben den schon 
erwähnten Initiativen sind hier vor allem der Verband der Freiwilligen 
Selbstkontrolle Multimedia Anbieter e.V.,923 der Verband der Internet-
Wirtschaft924 und der Internationale Chamber of Commerce925 zu nennen. 

                                        
 917  Z.B. das Committee of Advertising Practice oder die Advertising Standards Authority.  
 918  So die Worte auf der Konferenz Fair Trade and The Consumer Law in Western European 

Law des British Institute of International and Comparative Law im Frühjahr 1969, zitiert 
nach Schricker, GRUR Int. 1970, 33 (36).  

 919  Entscheidend ist das englische Rechtsempfinden und die besondere Entstehungsgeschichte des 
englischen Wettbewerbsrechts.  

 920  So auch Schricker, GRUR Int. 1973, 694 (699).  
 921  Dazu Kisseler, WRP 1982,  183ff. 
 922  Private und öffentlich-rechtlich Institutionen (Fachverbände, IHK, Hands-werkskammern) 

verstärkten ihre Aufklärungs- und Beratungsarbeit. Vgl. Ulrich, WRP 1984, 368 (373f.); 
Ungern-Sternberg, FS Klaka, 72 (89f.). 

 923  Darin haben sich mehr als 370 deutsche Unternehmen zusammengeschlossen. Es handelt sich 
dabei um die in Deutschland am meisten akzeptierte Online-Selbstkontrolle. Allein im Jahre 
2000 wurden mehr als 600 Beschwerden eingereicht. Weitere Informationen unter 
http://www.fsm.de. 

 924  Im Verband der Internet-Wirtschaft sind inzwischen mehr als 250 Internet-Unternehmen 
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All diese Einrichtungen haben  aber z.Zt. weder eine ausreichende demokratische 
Legitimation noch die organisatorischen und finanziellen Kapazitäten. 
Insbesondere der Staat ist daher dringend dazu aufgefordert, diese bestehenden 
Bestrebungen durch alle ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zu 
unterstützen. Aber auch der einzelne Online-Nutzer sollte sich darüber im klaren 
sein, dass sein demokratisches Engagement im „Netz der Netze“ heute mehr denn 
je notwendiger ist. 

 
F. Zusammenfassung der Lösungsansätze 

1. Die wettbewerbsrechtliche Abmahnung ist beizubehalten, da es sich um ein 
sinnvolles Rechtsinstitut handelt. 
 
2. Der Kostenersatzanspruch für die erste Abmahnung ist abzuschaffen. 
 
3. Es ist ein Regelstreitwert für Abmahnungen zwischen 30.000,- DM und 
50.000,- DM einzuführen, von dem im Einzelfall nach unten und nach oben 
abgewichen werden kann. 
 
4. Die bisher auf unberechtigte Schutzrechtsverwarnungen beschränkte 
Schadensersatzpflicht ist auf die Fälle der unberechtigten wettbewerbsrechtlichen 
Abmahnung auszuweiten. Dabei bedarf es keiner Änderung der Rechtsprechung, 
sondern lediglich der konsequenten Anwendung der schon bisher geltenden 
Grundsätze. 
  
5. Es bedarf keiner internetspezifischen Normierungen. Es empfiehlt sich jedoch, 
neue Selbstkontroll-Organe zu entwickeln und schon bestehende zu fördern, da 
diese die einzig wirksame Lösung auf die Schnellebigkeit des Mediums Internet 
sind. 

                                                                                                                          
Mitglieder. Vgl. dazu http://www.eco.de. 

 925  Bei der International Chamber of Commerce handelt es sich um einen weltumfassenden 
Unternehmerverband, in dem mehr als 1.500 Unternehmen weltweit Mitglied sind. Nähere 
Informationen unter http://www.icc-deutschland.de.  
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Anhang: Wichtige Internet-Begriffe im Überblick 

BOTS 

Bots ist die Kurzform von Robots. Es handelt sich dabei um automatische 
Programme und Skripte (überwiegend von Suchmaschinen-Betreibern), die 
selbständig eine Vielzahl von Web-Seiten durchsuchen und ein Index-Verzeichnis 
erstellen, das dem Internet-Benutzer ein schnelleres und einfacheres Suchen 
ermöglicht. Ob eine indizierte Web-Seite später dann tatsächlich vom Benutzer 
besucht wird oder nicht, ist vollkommen unabhängig davon. 
 
CACHE  

Zwischenspeicher eines Rechners, in dem häufig abgerufene Informationen 
abgelegt werden, damit sie nicht bei jeder Anforderung erneut beschafft werden 
müssen. 
 
DOMAIN 

Teil einer größeren Netzwerkumgebung, z.B. im Internet. Die Domain setzt sich 
aus drei Teilen zusammen. Bei „www.microsoft.com“ etwa steht „www“ für 
World Wide Web, „microsoft“  ist der Name des Anbieters und „com“ gibt an, 
daß es sich um einen kommerziellen Anbieter handelt (com = commercial) 
handelt.  
 
DOMAIN NAME SYSTEM (DNS) 

Alle Rechner, die über das Internet erreichbar sind, verfügen über eine eindeutige 
Internet-Protokoll-Nummer, die aus vier Zahlen-Teilen besteht. So steht z.B. die 
IP-Nummer 134.76.166.200 für die Adresse „www.jura.uni-goettingen.de“. Da 
sich solche Zahlenkombinationen aber schlecht merken lassen, werden diesen 
entsprechende Klartext-Adressen, hier also „www.jura.uni-goettingen.de“, 
zugeordnet. Der einzelne Internet-Nutzer gibt einfach die Klartext-Adresse ein und 
wird dank des Domain Name Service automatisch an die richtige Adresse 
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weitergeleitet. 
 
GLOBAL ROAMING 

Der Provider stellt dem Internet-Nutzer meist mehrere, über eine Region verteilte 
Einwahlknoten zur Verfügung. Beim Global Roaming bietet der Provider dem 
Kunden eine weltweite Einwahlmöglichkeit an. 
 
INTERNET-PROTOKOLL-NUMMER 

Jeder an das Internet angeschlossene Rechner verfügt über eine bestimmte 
numerische Adresse, über die er identifiziert werden kann. Diese IP-Adresse 
besteht aus vier durch einen Punkt getrennten Zahlen, die jeweils einen Wert 
zwischen 0 und 255 annehmen können. Eine typische IP-Adresse ist 
134.76.166.200. 
  
LOG-FILE 

Das Log-File ist die Protokoll-Datei des jeweiligen Internet-Servers. In ihr wird 
festgehalten, wer wann auf welche Web-Seiten zugegriffen hat. 
 
NETIQUETTE 

Das ungeschriebene Buch der Benimmregeln im Internet. Es legt gewisse 
Grundsätze für den Umgang mit anderen Teilnehmern im Internet fest. 
 
NEWSGROUP 

Bei Newsgroups handelt es sich um Diskussionsgruppen oder Foren, sog. 
„Schwarze Bretter“, in einem speziellen Bereich des Internet. 
 
 
 
PROXY-SERVER  
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Ein Internet-Rechner, der häufig abgerufene Web-Seiten lokal zwischenspeichert. 
Auf diese Weise können entsprechende Internet-Seiten wesentlich schneller 
angezeigt werden, da sie nicht immer wieder neu vom Ursprungsort abgerufen 
werden müssen. 
 
SERVER 

Rechner, der im Internet bestimmte Daten zum Abruf zur Verfügung stellt. 
 
SPIEGELN 

Unter Spiegeln ist das Anlegen einer Kopie einer Web-Seite auf einem anderen 
Server zu verstehen. Dies kann sowohl zur Sicherung als auch zur Entlastung des 
Ursprungs-Servers geschehen. 
 
PROVIDER 

Der Anbieter eines Internet-Zugangs. Nach der Anmeldung kann sich der Kunde 
z.B. über Modem oder ISDN-Karte bei einem zentralen Rechner des Providers 
einwählen und dann das Internet nutzen. Hierfür fallen in der Regel zeitabhängige 
Nutzungsgebühren an. 
 
TOP-LEVEL-DOMAIN 

Eine Top-Level-Domain ist der letzte Teil einer Internet-Adresse. Bei z.B. 
„www.microsoft.com“ wäre dies „com“.  Man kann dabei zwischen den 
generischen Top-Level-Domains, z.B. „com“ für „commercials“ oder „net“ für 
„networks“, und den geographischen Top-Level-Domains, z.B. „de“ für 
Deutschland oder „fr“ für Frankreich, unterscheiden. 


